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Von der Klimademo zum Klimastreik 
Hanna Girard 
 
 
Am 21. Dezember 2018 giesst es wie aus Kübeln. An diesem Freitagmorgen brechen in Basel 
1’500 Schülerinnen und Schüler zum ersten Mal zu einem Klimastreik auf. Ihr Vorbild ist die  
15-jährige Greta Thunberg, die Freitag für Freitag vor dem schwedischen Parlament in Stock-
holm für ein besseres Klima protestiert. Die Jugendlichen tragen an jenem Tag die Kapuzen 
ihrer Regenjacken tief ins Gesicht gezogen, in den Händen selbst bemalte Schilder, Papp-
kartons und Transparente. «Make Earth Great Again» (sic) oder «Handeln für den Wandel» 
steht da geschrieben. Von Schulhaus zu Schulhaus zieht der Tross, immer mehr Schülerinnen 
und Schüler schliessen sich an. «Wir sind hier, wir sind laut, weil ihr uns die Zukunft klaut», 
skandiert eine Stimme scheppernd aus einem Megaphon. Die Jugendlichen wollen ein Zeichen 
setzen, ein Zeichen gegen den Klimawandel, ein Zeichen gegen die Untätigkeit der Politik.  
«Wir wollen zeigen, wie viele wir sind, die für diese Sache einstehen», sagt eine der Schülerin-
nen zu einem Reporter von Telebasel. «Es ist so, als gingen wir jeden Tag nach Hause, um unser 
Haus zu zerstören, und niemand unternimmt etwas dagegen».1 
 
Und jetzt, wie gehen wir damit um? 
Die Bewegung nimmt Fahrt auf. Die Schulleitungen sowie das Erziehungsdepartement (ED) 
reagieren zu Beginn überfordert. Das politische Engagement der Jugendlichen wird zwar  
begrüsst, trotzdem wird schnell klar: Das ED duldet keine Schulabsenzen – was im Grossen Rat 
für hitzige Diskussionen sorgt. SP-Grossrat Beda Baumgartner bemerkt an einer Parlaments-
sitzung: Die Schülerinnen und Schüler würden im Unterricht für den Klimawandel sensibilisiert, 
und wenn sie etwas dagegen unternähmen, bestrafe man sie mit einem Absenz-Eintrag.2  
Für Baumgartners Bitte, bei der Teilnahme am Klimastreik eine Ausnahme zu machen, hat die  
Regierung kein Gehör. Das Streikrecht in der Verfassung beziehe sich auf ein Arbeitsverhältnis, 
der Klimastreik sei somit kein Streik in diesem Sinn, erklärt Gesundheitsdirektor Lukas Engel-
berger stellvertretend für den abwesenden Erziehungsdirektor Conradin Cramer.  

Cramer trifft sich im Vorfeld des zweiten Klimastreiks mit einer Delegation Schülerinnen 
und Schüler, um das weitere Vorgehen zu besprechen. Sie fordern einen Einsatz im Dienst der 
Umwelt als Kompensation für das Fernbleiben vom Unterricht – zum Beispiel das Rheinufer zu 
putzen. «Wer streikt, soll auch Konsequenzen in Kauf nehmen und ein Zeichen setzen», so eine 
Jugendliche. Obwohl das ED hart bleibt und ein Absenz-Eintrag droht, gehen am 18. Januar 
2019 einige hundert Schülerinnen und Schüler statt zur Schule an die Klima-Demonstration. 
«Wieso für eine Zukunft lernen, die es bald einmal nicht mehr gibt» oder «Natur statt Matur», 
steht auf ihren Schildern geschrieben.3 
 
Basel ruft den Klimanotstand aus 
In Riehen fordert das neu gegründete Komitee ‹Riehener Jugend› den Gemeinderat auf, den 
Klimanotstand auszurufen. Der Gemeinderat solle Massnahmen ergreifen, damit «alle durch 
die Gemeindebehörden verantworteten Handlungen und Prozesse keine Treibhausemissionen 
verursachen oder deren Emissionen vollständig kompensiert werden».4  

Was in Riehen gefordert wird, gelingt bald darauf in Basel. Kurz nach einer Demonstration 
mit etwa 4’000 Teilnehmenden – darunter auch viele Eltern und Grosseltern – sind sich zahlrei-

 
1 https://telebasel.ch/2018/12/20/am-freitag-streiken-die-schueler/?channel=105100 (Zugriff: 12.10.2020). 
2 https://www.srf.ch/news/regional/basel-baselland/kein-pardon-fuer-klimastreik-gibt-es-in-basel-unentschuldigte-

absenz (Zugriff: 07.10.2020). 
3 https://www.srf.ch/news/regional/basel-baselland/streiken-statt-bueffeln-basler-jugendliche-verlangen-bessere-

klimapolitik (Zugriff: 12.10.2020). 
4 https://www.bazonline.ch/contentstationimport/in-riehen-herrscht-kein-klimanotstand/story/16512394  

(Zugriff: 12.10.2020). 
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che Parlamentarier einig, «dass die Empörung der Schülerschaft verständlich ist, und die Politik 
nicht die Hände in den Schoss legen darf».5 Die Grossräte Lisa Mathys (SP) und Aeneas Wanner 
(GLP) schlagen eine Resolution im Grossen Rat vor. Für die Überweisung der Ausrufung des  
Klimanotstands sprechen sich die meisten Grossratsfraktionen aus, wenn auch nicht alle gleich 
begeistert.6 Das Engagement der Jugendlichen wird von verschiedenen Seiten gelobt. Taten 
statt Worte seien nun gefragt, mahnen LDP und SP; die Grünen und die GLP erachten den  
Klimanotstand als wichtiges «Signal». André Auderset von der LDP bittet, die besorgte Schüler-
schaft ernst zu nehmen, indem man die Resolution gerade nicht überweist: Man solle ihr keine 
Illusionen machen und kein «sinnloses Zeichen setzen».7 

Die Jugendlichen verfolgen die Grossratsdebatte auf der Zuschauertribüne des Saals. Auch 
wenn Klatschen dort oben verboten ist, können sie sich ihre Jubelschreie nicht verkneifen, als 
der Grossratspräsident das klare Abstimmungsresultat verabschiedet: 71 Ja, 17 Nein, 6 Enthal-
tungen. «Ich bin extrem glücklich, das ist ein unglaublich gutes Gefühl», sagt eine der Schüle-
rinnen nach der Debatte.8  

 
Erste Taten, Blumen und eine Niederlage  
Basel nimmt eine Vorreiterrolle in der Klimadiskussion ein. Weitere Kantone rufen ebenfalls den 
Klimanotstand aus, so Genf, Bern oder auch Zug. Auf Worte folgen erste Taten: Der Grosse Rat 
gründet eine Klimakommission. Das Basler Gymnasium Leonhard entscheidet auf Drängen der 
Schülerschaft, bei Maturreisen auf das Flugzeug zu verzichten. Für kantonale Beamte gilt ab 
Juli 2019 ein Flugverbot. Geschäftliche Reisen per Flugzeug sollen innerhalb eines Radius von 
tausend Kilometern nur noch in begründeten Ausnahmefällen möglich sein.9  

Auf erste politische Entscheide folgen Blumen. Pro Natura Baselland zeichnet die Klima-
bewegung mit dem Naturschutzpreis 2019 aus und prämiert somit keine typische Organisation 
mit jahrzehntelangem Leistungsausweis. Geschäftsführer Stefan Grichting betont, dass die 
Schülerinnen und Schüler aus Betroffenheit handelten, wohl auch im Zorn und zum richtigen 
Zeitpunkt am richtigen Ort. Die Bewegung ‹Klimastreik Region Basel› habe diesen Preis mehr 
als verdient.10 Trotz Auszeichnung und anhaltender Proteste erleidet die Klimabewegung im 
Baselbiet jedoch eine Niederlage. Im Landrat scheitert die von der SP eingebrachte Resolution, 
auch im Landkanton den Klimanotstand auszurufen. Zwar sagt nach stundenlanger Debatte 
mit einer Rekordzahl von 42 Voten eine Mehrheit von 43 zu 35 Stimmen Ja, doch das nötige 
Zweidrittelmehr wird deutlich verfehlt.11  

Im Frühling 2019 vergeht kaum ein Monat ohne Klimastreik. Mitte März geht die Demons-
tration in Basel mit einer Besetzung einher; rund fünfzig junge Frauen und Männer errichten  
auf dem Kasernenareal ein Zeltlager. Etwa zwanzig Zelte stehen dicht gedrängt im Regen. Mit  
ihrer Aktion wollen die Jugendlichen zeigen, dass es ihnen ernst ist. «Wir haben zwar in Basel 
jetzt den Klimanotstand, aber das ist nicht alles», sagt der 18-jährige Ismael. «Das Ziel Null-
Emission bis 2030 bleibt.» Die Besetzung wird von den Behörden geduldet.12  

 
 

 
5 https://www.bzbasel.ch/basel/basel-stadt/der-klimastreik-erreicht-das-parlament-134074608 (Zugriff: 12.10.2020). 
6 Wortlaut der Resolution s. https://www.bs.ch/nm/2019-das-basler-parlament-verabschiedet-resolution-zum-

klimawandel-gr.html (Zugriff: 07.10.2020). 
7 https://www.srf.ch/news/regional/basel-baselland/klimastreik-basler-grosser-rat-ruft-den-klimanotstand-aus  

(Zugriff: 07.10.2020). 
8 Ebd. 
9 https://www.bzbasel.ch/basel/basel-stadt/flugverbot-fuer-abschlussklassen-jetzt-wirds-ernst-fuer-reiselustige-

basler-lehrer-136339850 (Zugriff: 12.10.2020). 
10 https://www.bazonline.ch/basel/land/klimastreikjugendliche-erhalten-naturschutzpreis/story/30302607 (Zugriff: 

07.10.2020). 
11 https://www.bzbasel.ch/basel/baselbiet/nichts-als-warme-luft-baselbieter-parlament-ruft-keinen-klimanotstand-

aus-134238402 (Zugriff: 07.10.2020). 
12 https://www.srf.ch/news/regional/basel-baselland/protest-geht-weiter-basler-klima-streiker-trotzen-dem-wetter 

(Zugriff: 07.10.2020). 
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Aufstieg und Niedergang 
Der Sommer 2019 bricht mit brutaler Hitze an. Allein im Hardwald bei Muttenz müssen mehr  
als 6’000 Bäume gefällt werden:13 Zu hoch ist das Risiko, beim Spazieren von einem toten Ast  
getroffen zu werden. Auch in den Basler Parks werden Abschnitte gesperrt. Die Trockenheit 
treibt die Klimajugend erneut auf die Strasse. Am 28. September 2019 findet der erste nationale  
Klimastreik in Bern statt. Laut den Organisatoren nehmen über 100’000 Personen an der De-
monstration teil. Mehrere Tausend reisen mit Extrazügen an, 700 Teilnehmende kommen per 
Velo. An Turmuhren werden die Zeiger um fünf vor zwölf angehalten, um die Dramatik der ak-
tuellen Klimasituation zu betonen. Schweizweit läuten um 14.30 Uhr die Glocken vieler Kirchen.  

Diese ‹grüne Welle› trägt im Herbst 2019 auch die Nationalratswahlen. So schafft bei-
spielsweise Maya Graf als erste Frau und erste Grüne aus dem Kanton Baselland den Sprung in 
den Ständerat. Auch in Basel-Stadt wirken sich die Klimaproteste in den Wahlen aus. Die SVP 
bricht um 5,2 Prozent auf einen Stimmenanteil von 12,4 Prozent ein, so wenig wie noch nie seit 
der Gründung der Basler Sektion im Jahr 1991; der Nationalratssitz von Sebastian Frehner (SVP) 
geht an Katja Christ (GLP). 

Alles deutet zu diesem Zeitpunkt auf Umbruch hin. In den Medien spiegelt sich kaum ein 
Thema prominenter als der Klimawandel. Doch dies ändert sich schlagartig, als am 28. Februar 
2020 in Basel erstmals zwei Personen an Covid-19 erkranken. Das neuartige Virus verdrängt die 
Klimakatastrophe praktisch über Nacht aus dem Gesichtsfeld der Politik und bestimmt mona-
telang die politische Agenda. Die Proteste der Klimajugend verschieben sich ins Internet. Selbst 
um Greta Thunberg wird es ruhig. Über die Anzeichen des Klimawandels täuscht die Pandemie 
jedoch nicht hinweg. Im Frühling blühen die Baselbieter Kirschbäume wegen der warmen Tem-
peraturen viel zu früh.14 Mit den Eisheiligen erfrieren die Blüten. Im Sommer verdorren in Basel 
wieder die Grünflächen und die Stadtgärtnerei muss sich einschränken: Ihr fehlt die Kapazität, 
jede Wiese zu wässern. Das Wasser des Rheins ist so warm, dass Jungfische in die kühlere Birs 
flüchten. Der Kanton verhängt zu ihrem Schutz ein Badeverbot.  
 
Das Comeback 
Im Laufe des Sommers ist die Klimajugend fast verstummt. Doch so plötzlich, wie der Klima-
streik von der politischen Bühne verschwunden ist, so plötzlich kehrt er wieder zurück. Mitte 
September 2020 treffen sich in Bern die eidgenössischen Räte zur Herbstsession. Es geht unter 
anderem um die Beratung des CO2-Gesetzes, dessen Revision seit drei Jahren verhandelt wird.  

Mehrere hundert Klima-Streikende besetzen am frühen Montagmorgen den Bundesplatz 
und bauen eine Zeltstadt auf. Nach zwei Tagen Debatten im Bundeshaus und Protesten auf 
dem Bundesplatz liegen die Nerven der Nationalräte blank. Während der Berner Stadtpräsident 
die Demonstranten duldet, fordern immer mehr Politikerinnen und Politiker die Räumung des 
Platzes. Die Stadt Bern reagiert mit einem Ultimatum an die Demonstrierenden bis Dienstag-
mittag.  

Es dauert Stunden, bis der Platz am Mittwochmorgen dann geräumt ist. In der Nacht  
haben sich die letzten Aktivistinnen und Aktivisten vor dem Eingang zum Bundeshaus fest-
gekettet. Mindestens hundert Demonstrierende müssen mit einer Anzeige rechnen. Just am Tag 
der Räumung heisst das Parlament das revidierte CO2-Gesetz gut. Ein Gesetz, das auch dank 
der Bewegung Klimastreik15 in dieser Form zustande kommt. Die Schweiz muss laut diesem  
Gesetz ihre Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2030 gegenüber 1990 halbieren. Doch wird in 
der unmittelbaren Folge kaum über dieses wegweisende Gesetz diskutiert; im Vordergrund 
steht das Verhalten der Klimajugend. Kritisiert wird jenes vor allem aufseiten bürgerlicher Poli-
tiker. Die Besetzung des Bundesplatzes wirft hohe Wellen. Kurz darauf beginnen die ‹Klima-
 
13 https://www.bzbasel.ch/basel/baselbiet/trockenheit-rafft-6000-baeume-dahin-jetzt-ist-der-muttenzer-hardwald-

ganz-gesperrt-135313531 (Zugriff: 07.10.2020). 
14 https://www.bzbasel.ch/basel/baselbiet/verrueckte-temperaturen-der-baselbieter-kirschbaum-blueht-so-frueh-

wie-letztmals-1894-137175317 (Zugriff: 07.10.2020). 
15 https://www.climatestrike.ch/de (Zugriff: 22.10.2020). 
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streik›-Regionen Genf, Waadt, Neuenburg, Jura, Wallis sowie der Berner Jura Unterschriften 
für ein Referendum gegen das neugeschaffene CO2-Gesetz zu sammeln.16 Der Basler ‹Klima-
streik› distanziert sich jedoch umgehend von diesem Referendum. Die darauffolgenden De-
monstrationen sind der Auftakt eines neuen Kapitels in der Klimadiskussion. 
 
 
 
Über die Autorin 
Hanna Girard ist Journalistin und Illustratorin, arbeitet als freie Reporterin für das Regionaljournal Basel Baselland von 
Radio SRF und betreibt zusammen mit Dominik Asche das Onlinemagazin Viral. (www.viralviral.org) 
 
 
 
Beiträge zum Thema im Basler Stadtbuch 
 
 
‹Lufthygiene in Basel› (Ernst Iselin, Basler Stadtbuch 1971,  
S. 137–151) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1971/1971_1307.html 
 
‹Bäume und Umwelt› (Hansruedi Bühler, Basler Stadtbuch 1973,  
S. 59–68) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1973-2/1973-2_1357.html 
 
‹Gereinigte Abwässer – Baubeginn der ARA Basel› (Eugen Keller,  
Basler Stadtbuch 1978, S. 43–52)  
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1978/1978_1501.html 
 
‹Die Fernwärme in der Basler Energieversorgung› (Hellmut  
Schweikert, Felix Herzog, Basler Stadtbuch 1978, S. 53–58) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1978/1978_1502.html 
 
‹Der Eisregen 1978 und seine Folgen für Basel› (Hansruedi Bühler,  
Basler Stadtbuch 1978, S. 115–118)  
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1978/1978_1512.html 
 
‹Entstehung, Wirkung und Bekämpfung von Luftverunreinigungen› 
(Felix Leuppi, Basler Stadtbuch 1980, S. 117–127) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1980/1980_1574.html 
 
‹Das Basler Baumgesetz› (Mary Paravicini-Vogel, Basler  
Stadtbuch 1980, S. 241–243) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1980/1980_1594.html 
 
‹Autopendler – Luftverschmutzer› (Barbara Wyss, Kurt Wyss,  
Basler Stadtbuch 1988, S. 53) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1988/1988_1957.html 
 
‹Ja zu einem anderen Basel› (Gian-Reto Plattner, Basler  
Stadtbuch 1989, S. 26–31) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1989/1989_2013.html 
 
‹Oekostadt Basel – Berichte aus verschiedenen Quartieren›  
(Verein Oekostadt Basel, Basler Stadtbuch 1989, S. 32–38) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1989/1989_2014.html 
 
‹Das Regio-Klima-Projekt REKLIP› (Paul Nyffeler, Basler  
Stadtbuch 1989, S. 131–135) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1989/1989_2044.html 
 
‹Die neuen Umweltschutzgesetze von Basel-Stadt und Baselland›  
(Dominik Koechlin, Basler Stadtbuch 1991, S. 63–66) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1991/1991_2164.html 
 
	  

 
16 https://www.nzz.ch/schweiz/co2-gesetz-klimastreik-droht-krise-wegen-radikalen-romands-ld.1579731  

(Zugriff: 22.10.2020). 
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‹Vom Umgang mit grenzüberschreitender Umweltverschmutzung.  
Ein Thema des 42. Deutschen Geographentages in Basel›  
(Monika Jäggi, Basler Stadtbuch 1991, S. 265–267) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1991/1991_2208.html 
 
‹«Basel natürlich» – Naturschutz im Stadtraum› (Daniel Küry,  
Basler Stadtbuch 1995, S. 98–101) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1995/1995_2401.html 
 
‹SUN 21 – Basel wird Zentrum für Zukunftsenergie› (Martin  
Vosseler, Basler Stadtbuch 1999, S. 86–89) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1999/1999_2634.html 
 
‹Goldmedaille für fortschrittliche Energiepolitik. Mit der  
Auszeichnung «European Energy Award Gold» steigt Basel von  
der «Energiestadt» zur «goldenen Stadt» auf› (Rolf Zenklusen,  
Basler Stadtbuch 2007, S. 77–83) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2007/2007_2995.html 
 
‹Basel sorgt vor – Schutzmassnahmen gegen mögliche Folgen  
des Klimawandels› (Dominique Spirgi, Basler Stadtbuch 2011,  
S. 172–173) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2011/2011_3185.html 
 
‹«Basel erneuerbar» – Wie geht das? Seit Kaiseraugst verfolgt  
Basel eine ehrgeizige Energiepolitik› (Rudolf Rechsteiner,  
Basler Stadtbuch 2013, S. 57–60) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2013/2013_3267.html 
 
‹Stadtgrün: Die Buche geht, der Zürgelbaum kommt. Am  
Rheinknie ist die Klimaerwärmung bereits spürbar› (Elias Kopf,  
Basler Stadtbuch 2013, S. 152–159) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2013/2013_3294.html 
 
‹Kein Ozeanium auf der Heuwaage› (Helen Weiss, Basler  
Stadtbuch 2019, Dossier, 30 Seiten)  
http://www.baslerstadtbuch.ch/dossier/2019/2019-07.html 
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Der Marsch in eine bessere Umwelt
Rund 1000 Jugendliche schwänzen die Schule und gehen für das Klima auf die Strasse

Von Alessandra Paone

Basel. Mary Toth hält die Hände wär­
mend an ihre Ohren. Es ist kalt an diesem
Freitagmorgen. Neben ihr steht Janet 
Wahl, eine Bekannte. Sie sind auf den
Barfüsserplatz gekommen, um ein Zei­
chen zu setzen. Um mit rund 1000 Schü­
lerinnen und Schülern für einen besse­
ren Klimaschutz zu demonstrieren. Wie
damals in Kaiseraugst. Mary Toth ist
78 Jahre alt, Janet Wahl 82. «Es ist fünf 
vor zwölf», sagen sie. Höchste Zeit, etwas 
zu tun. Nicht für sie selbst, aber für ihre 
Enkel und deren Kinder.

Der Barfüsserplatz füllt sich allmäh­
lich. Eine Gruppe von Schülern mit
einem langen Transparent bahnt sich 
den Weg durch die Menge. «Ihr ver­
handelt unsere Zukunft», steht in gros­
sen, schwarzen Lettern auf weissem 
Stoff geschrieben. Es wird lauter und 
lauter, und als Philippe Kramer vor die
versammelten Demonstranten steht, 
jubelt die Masse. «Es ist fantastisch,
dass ihr alle da seid», ruft er ins Mikro­
fon. Kramer ist Schüler am Leonhard­
Gymnasium und Mitorganisator der
Demonstration. Die Stimmung steigt.
«Wir zeigen diesen Elenden, dass wir 
nicht nur die Schule schwänzen, son­
dern dass wir wirklich etwas bewegen 
wollen.» Tosender Applaus – für einen 
kurzen Moment ist der Barfüsserplatz,
ist Basel, der Nabel der Welt.

Grosser Einsatz der Kleinsten
Es ist bereits der zweite Streik in

Basel innerhalb kurzer Zeit. Schon am 
vergangenen 21. Dezember waren
Schüler auf die Strasse gegangen und
hatten unter anderem eine klima­
neutrale Schweiz bis 2030 gefordert.

In insgesamt 15 Schweizer Städten 
blieben gestern Jugendliche der Schule
fern, um gegen den Klimawandel zu 
demonstrieren. In Lausanne waren es

gar rund 8000, in Zürich mindestens
2000 – schweizweit mehr als 22 000.

Ein älterer Herr lässt Seifenblasen in
den Himmel steigen, die nach einem
kurzen Tanz in der Luft über den Köp­
fen der Teenager platzen. Wie die Ver­
sprechen der Politiker, sich für den
Klimaschutz einzusetzen. «Sie benö­
tigen zu viel Zeit, um etwas umzu­
setzen. Wir sind hier, um sie anzu­
treiben», sagt Loris, zwölf Jahre alt. 

An diesem Morgen sind auch Politi­
ker dabei. Etwa der Präsident der Basel­
bieter Grünen, Balint Csontos, die Basler
BastA!­Grossrätin Tonja Zürcher und
ihre Parteikollegin, die Nationalrätin
Sibel Arslan, oder Nils Jocher, Co­Präsi­
dent der Baselbieter Juso.

Vom Barfüsserplatz ziehen die
Demonstranten durch die Freie Strasse, 
rennen über die Mittlere Brücke und
machen am Claraplatz kurz halt. Der
Blick fällt auf ein bunt bemaltes Plakat
mit der Aufschrift: «Helft bitte der
Umwelt!» Dahinter vier Mädchen, zwi­
schen neun und zehn Jahre alt. Uner­
müdlich rufen sie: «Wir sind hier, wir
sind laut, weil ihr unsere Zukunft klaut!»
Kleine Umweltschützerinnen. Sie haben 
eine Gruppe gegründet und Geld für 
Greenpeace gesammelt.

Gian, Romy, Maaret und Roxanne 
von der Sekundarschule Sandgruben
hätten Französischunterricht gehabt.
«Wir haben eine Bewilligung. Bedingung 
ist, dass wir den Stoff nachholen», sagt

Gian. Die Lehrerin habe ihnen die Wahl
überlassen, einige seien deshalb in der
Schule geblieben. «Wir haben versucht,
sie zu motivieren», so Romy. Aber viel­
leicht sei es gut, dass sie nicht gekommen
seien. «Sie wären vermutlich zu McDo­
nald’s gegangen, statt hier zu sein.»

Gelebter Staatskunde-Unterricht
Das Basler Erziehungsdepartement

hatte den streikenden Schülern mit un­
entschuldigten Absenzen gedroht – trotz 
Sympathie des Vorstehers Conradin Cra­
mer für das Anliegen. Dieser traf sich 
nun aber diese Woche mit einer Schüler­
delegation, um eine Alternative zu den
Sanktionen zu finden. «Dem Erziehungs­
direktor ist, so scheint es, zum Glück klar

geworden, dass es unbedingt eine 
Lösung braucht», sagt Philippe Kramer.

Muriel Kohler ist Lehrerin am Bläsi­
schulhaus und begleitet an diesem Tag 
die Schüler. Sie ist begeistert von der
Basler Klimaschutzbewegung, vom 
gelebten Staatskunde­Unterricht. «Es ist 
wichtig, dass die Schüler einstehen für
das, was sie bewegt», sagt sie.

Kurz nach Mittag ziehen die
Demonstranten über die Wettsteinbrü­
cke zum Münsterplatz, wo der Streik zu
Ende geht. Auf den letzten Metern ihres
Marschs in eine bessere Umwelt tönt
Michael Jacksons «Earth Song» aus den 
Lautsprechern. «This Crying Earth, 
These Weeping Shores», singt er. Wie
diese Erde schreit, diese Küsten weinen.

«Es ist fünf vor zwölf.» Nach dem Beispiel von London soll die Schweiz den Klimanotstand ausrufen und so ein Zeichen setzen, fordern Schüler. Fotos Dominik Plüss

Demonstrieren für ihre Zukunft. Auf Bannern und Plakaten tun die Aktivisten ihren Unmut über den Status quo kund.
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Kasimir (17). «Jemand muss den ersten Schritt tun.» Vincent (25). «Unsere Bewegung zieht sich durch alle Schichten.» Pauline (16). «Oft ist es unmöglich, sich dem Konsum zu entziehen.»

Anna (16). «Mit Verhandlungen werden wir ernster genommen.» Laurin (17). «Wir wollen, dass man die Krise wie eine behandelt.» Livia (16). «Auch im Wohlstand können wir aus der Blase schauen.»

«Das ist erst der Anfang»
Die jungen Klimaaktivisten wollen weiter demonstrieren und werden demnächst eine Petition verabschieden

Von Franziska Laur (Text) und
Lucia Hunziker (Fotos)

Basel. Zwei der Klimastreikenden emp-
fangen die BaZ vor dem Unternehmen 
Mitte im Herzen von Basel. Rein geht es
in die Café-Bar, wo vier Jugendliche an
einem Tisch zunächst etwas skeptisch 
schauen. Eines wollen sie vor dem
Gespräch klarstellen: «Wir wurden von
euch als Nachschwätzende, als Nicht-
Reflektierende dargestellt. Das ist völli-
ger Quatsch.» Nicht ernst genommen
hätten sie sich gefühlt. Richtig sei, dass
diese Bewegung aus der Schülerschaft 
entstand und nur aus dieser: «An den
Demos beteiligen sich zwar Lehrper-
sonen und Erwachsene. Wir erfahren 
auch viel Unterstützung. Die an der
Organisation beteiligten Personen aber
sind ausschliesslich U25.»

Mittlerweile werde es allerdings
immer mehr Leuten klar, dass der
Kampf für das Klima ein Kampf ums
Überleben sei. So hat sich nach dem
ersten Streik vor Weihnachten die
Studentenschaft ebenfalls der Be-
wegung angeschlossen. «Wir haben
zunächst nur geschaut und dachten:
Cool, was die machen», sagt Vincent.
Mittlerweile haben sich auch viele
der Studierenden dem Kampf ange-
schlossen, denn sie sind der Meinung,
dass sie die Generation sind, die die
Sünden ihrer Vorfahren ausbaden
müsse – diejenigen, die unter dem
Zwang des ewigen Wirtschafts-
wachstums und den daraus folgenden 
Schäden an Menschen, Umwelt und
Zukunft leiden werden.

Konsum als Knebel
Sind nicht auch sie Kinder des

Konsums? In einer bequemen Welt auf-
gewachsen, in der alles Nötige zur
Verfügung stand. Sie, die Generation mit
dem höchsten Energieverbrauch: «Ja, 
doch was heisst das?», fragt Pauline.

Tatsächlich, was heisst das eigent-
lich? Dass sie sich nicht wehren dürfen,

dass sie still sein sollen, sich ab sofort 
jeglichem Konsum verweigern müssen?

«Oft ist es ja nicht einmal möglich,
sich dem Konsum zu verweigern», sagt 
Pauline. «Angefangen bei Handys und
Computern, die schon alleine für die 
Teilnahme an den meisten Fächern in
der Schule heute unabdingbar sind.»

Gut möglich, dass sie gerade aus der
Position des Sattseins heraus besser
agieren können. Ausgehungerte neigen
zu ungezügelter Wut, zu unreflektierten 
Handlungen. Hier sitzen Jugendliche,
die genau wissen was sie tun. «Auch 
wenn wir im Wohlstand leben, können 
wir trotzdem aus dieser Blase hinaus-
schauen», sagt Livia.

Fragen bleiben. Warum verhandeln
sie überhaupt mit Lehrpersonen, Schul-
behörden, ja gar mit Erziehungsdirektor 
Conradin Cramer, um Konsequenzen zu
vermeiden? Weshalb gehen sie nicht
einfach auf die Strasse und demonstrie-
ren? Das tut doch auch die Initiantin
des Klimastreiks, die 16-jährige Schwe-
din Greta Thunberg? Sie begann, indem
sie ganz allein vor dem schwedischen
Parlament sass. Drei Wochen ging sie
gar nicht zur Schule, seitdem streikt
sie jeden Freitag für eine konsequente 
Klimapolitik – seit 22 Wochen.

«Auch sie hat den Kompromiss
gesucht», sagt Anna. «Wir spüren, dass
wir so ernster genommen werden.»
«Wir gehen Kompromisse ein, wenn es
um Absenzen geht, aber nicht wenn es
ums Klima geht», sagt Laurin. Über-
haupt drehe sich zu viel um die
Absenzen. «Wir würden viel lieber über
unsere eigentlichen Anliegen reden.
Wir wollen, dass man diese Krise auch 
wie eine Krise behandelt.»

Die Jugendlichen sprechen mit
Überzeugung, mit Leidenschaft. Ihnen 
sei ein Stein vom Herzen gefallen, als
sie eine Möglichkeit sahen, sich zu
äussern, Forderungen zu stellen. Sie
seien viele, sagen sie. An der kommen-
den Demo, am 2. Februar, werde man
Tausende, schweizweit Zehntausende
hinter sich scharen können. Sie sind
auch wohltuend klar. Als einer der
Jungs politisch ausufern will, bremst 
Livia ab, führt wieder auf das lokale
Parkett zurück. Freundlich, aber bes-
timmt. Natürlich, man rebelliere nicht
gegen eine Elite, wie vielleicht die 68er, 
sagen sie. Es sei kein Klassenkampf.
Man demonstriere für eine ganz be -
stimmte Sache und dieser Kampf werde 
von einem grossen Teil der Gesellschaft 
gestützt. 

 Doch wie soll ein derart kleines
Land wie die Schweiz den Klimawandel 
stoppen? Da müsste doch die Welt
mitziehen. «Diesen Vorwurf hören wir 
immer wieder», ärgert sich Livia.
«Jemand muss den ersten Schritt tun»,
setzt Kasimir hinzu. Ausserdem sei es 
eine weltweite Bewegung: Und überall
weite sie sich aus.

«Sogar wenn es nur die Schweiz
wäre. Die Schweiz ist reich, bedeutend
und ein riesiger Umschlagplatz», sagt
Vincent. «Es sei wohl kein Zufall, dass
jetzt, wo der wichtigste Mann der Welt
die Welt mit Füssen tritt, etwas in
Bewegung geraten sei.»

Die Pläne und Forderungen
Sie sprechen vom Treibstoff, der

preislich erhöht werden sollte. «Die
Mehrheit der Jungen würde das be-
fürworten.» Sie sprechen von Tonnen 
von Lebensmittel, die, obwohl noch 
geniessbar, weggeworfen, ja vergeudet 
werden, weil das Gesetz zu streng ist.
Unsinnige Gesetze, die es zu ändern 
gelte.

Vor der Haustür müsse man begin-
nen, und diese Steinchen hätten einen 
Einfluss auf die ganze Welt. Im lokalen

Bereich gelte es zu handeln, den Abfall
zu dezimieren, die lokale Lebensmittel-
kette zu fördern – weniger, aber dafür
hochwertiger zu konsumieren. «Der
Minimalismus ist im Trend», sagt 
Laurin.

Das Ziel ist die Veränderung
«Warum haben wir überhaupt die 

Option, Dinge zu kaufen, die der
Umwelt schaden?», fragt Kasimir rheto-
risch. Darauf gibt es nur unbefriedi-
gende Antworten: Weil ein allzu massi-
ver Eingriff in die Handelsfreiheit
Arbeitsplätze und Existenzen zerstören
kann, beispielsweise. «Doch die jetzigen 
massiven Eingriffe in die Umwelt zer-
stören unser aller Existenz», sagt Anna.

Sie haben einen beeindruckenden
Drive, diese Jugendlichen, eine gnaden-
lose Entschlossenheit, eine visionäre 
Klarheit. Und doch, sind sie nicht eine
Elite, eine Generation aus der privi-
legierten Schicht, viele aus dem Gymna-
sium, die später vielleicht in der Politik
landen, bei den Sozialdemokraten, wo
sie sich zermürbende Gefechte um jeden 
kleinsten Schritt mit den Bürgerlichen
liefern?

«Unsere Bewegung zieht sich durch
alle Parteien und alle Gesellschafts- und
Kulturschichten», sagt Vincent. 80 Pro-
zent der Schülerinnen und Schüler 
würden die Bewegung unterstützen.
Nicht alle würden eine Absenz in Kauf
nehmen wollen, doch vielen sei es
unwohl mit der heutigen Entwicklung.

«Genau diejenigen, die sagen, die
Jugend interessiere sich nicht für die
Politik, sagen doch auch, wir sollten uns
nicht am Klimastreik beteiligen. So
absurd ist das», sagt Anna.

Es ist spannend, mit diesen jungen
Leuten zu reden. Doch langsam neigt 
sich das Gespräch dem Ende zu. «Wir
müssen jetzt Sitzung abhalten. Gibt es
noch eine Frage?», fragt Livia.

Vielleicht noch das: Worum geht es 
an dieser Sitzung?

«Wir wollen eine Vollversammlung
vom 27. Januar vorbereiten. Dort soll 
sowohl eine Petition verabschiedet als
auch die allgemeine Stossrichtung der
regionalen Bewegung beschlossen wer-
den. Zudem wollen wir uns basisdemo-
kratisch auf eine Organisationsform
einigen.»

Pauline macht den Abschluss. «Das
ist erst der Anfang. Wir werden wach-
sen», sagt sie, und es tönt nicht wie eine
Drohung, es tönt wie der Beginn eines 
grossen Abenteuers, dessen Ziel die
Veränderung ist.

«Wir gehen keine
Kompromisse ein, wenn 
es ums Klima geht.» 
Laurin

«Die massiven Eingriffe 
in die Umwelt zerstören
unser aller Existenz.»
Anna
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Michèle Binswanger

Bei uns fing es früh an. Die Tochter er-
mahnte schon als Achtjährige jeden im
Haus, die Lichter auszumachen, wenn
man sie nicht braucht. Wer den Lift in
den dritten Stock nahm,musste sichwe-
gen des Energieverbrauchs rechtferti-
gen. Keine Sekunde zu viel durfte der
Wasserhahn laufen, wegen der Ver-
schwendung. Jetzt ist sie bald 18 und
demonstriert jeden Samstag. Fürs Kli-
ma, für die Frauen, gegen Nazis. Als ich
dieses Jahr mit den Kindern die Som-
merferien besprach und Tel Aviv vor-
schlug, legte sie die Gabel auf den Tel-
lerrand und fragte: «Muss man da flie-
gen? Dann komme ich nicht mit.» Der
15-jährige Bruder ergänzte: «Wenn sie
nicht mitkommt, dann ich auch nicht.»

Wenn Erziehung ein organisiertes
Abwehrgefecht gegen die Jugend ist,
dann hat die Generation der Ü-40
gründlich versagt. Sie feierte sich an
Raves und Partys durch ihre unpoliti-
sche Jugend. Dann tauschte sie das
neonfarbene Tanktop und die Buffalo-
Schuhe gegen eine bürgerliche Existenz
mit Beruf, Familie und dem Bemühen,
das Richtige zu tun. Und sieht sich nun
mit Nachwuchs konfrontiert, der alles
politisch sieht: Was geht mit dem Kli-
ma? Warum tut man nichts? Wie kön-
nenwir das verantworten? Undwirwis-
sen nichts darauf zu entgegnen.

Elfjährige gegen Papas Landrover
Manchmal landen dieVorwürfe derKin-
der wie eine moralische Faust im Ge-
sicht. So wie bei Pablo, vierzig, drei
Töchter, Mitbesitzer einer Werbefirma,
zwei Autos – einen Landrover Discove-
ry und einen Jaguar. Eines Nachmittags
im Frühjahr fuhr ermit dem Landrover
durch die Stadt und musste plötzlich
bremsen – ein Demonstrationszug der
Fridays for Future blockierte die Stras-
se. Pablo studierte die Transparente, als
ihm plötzlich eines auffiel. Darauf war
ein grünes Auto zu sehen, das verdäch-
tig einemLandrover ähnelte. Sein Land-
rover, fett durchgestrichen. Daneben in
grossen Lettern: «Es geht um unsere
Zukunft.» Und unter dem Transparent
seine elfjährige Tochter. An vorderster
Front.

Natürlich wissen die Eltern um die
Probleme des Planeten nicht erst seit
gestern. Natürlich versuchen sie sich
ökologisch zu verhalten, aber allzu
schnell verliert man sich in den kom-
plexenAnforderungen des täglichen Le-
bens. Und haben wir nicht alle mal ein
bisschen Ferien verdient? Und damit
auch eine Auszeit von solchen Sorgen?
Die Klimajugend sieht das anders. Sie
hat ihre Zukunft noch vor sich und kei-
ne Geduld. Und sie kennt die wunden
Punkte ihrer Eltern.

Getrieben vom Ideal heutiger Erzie-
hung,Kindern aufAugenhöhe zu begeg-
nen, hören die Eltern ihren Kindern zu
und nicken schuldbewusst. Der aktuel-
le Generationenkonflikt kommt deshalb
als Erziehungsmassnahme daher, eine
erfolgreiche Erziehungsmassnahmevon
unten. Pablo verkauftewenig später sei-
nen Landrover und legte sich einenTes-
la zu. Wenn auch schweren Herzens.
«Mein politisches FDP-Mandat kollidiert
öfter am Familientisch», sagt Pablo.
«Wir führen sehr intensive Diskussio-
nen, und wir sind nicht immer einer
Meinung.» Denn die Sachlage ist kom-
plex, ein Überblick zu gewinnen schwie-
rig.Wowill man anfangen? BeimEssen,
Fliegen und Shoppen ist es noch ein-
fach.Wenn es umMobilität und heizen
geht, schon schwieriger.Undwas istmit
dem Smartphone? Viele Eltern setzen
deshalb auch hier an: bei den grösseren
Zusammenhängen, den unvermeidli-
chen Ambivalenzen.

So hat Pablo seine Töchter angehalten,
den eigenen Konsum zu überdenken
und etwa weniger Kleider von Billigli-
nien zu kaufen. «Wichtig ist es, sich zu
fragen,wasman tun kann. Sich Ziele zu
setzen», sagt er. Pablos Familie isst seit-
herweniger Rindfleisch, fliegt weniger,
er kompensiert die Geschäftsflüge.Auch
die Töchter haben ihr Verhalten ange-
passt, zum Beispiel beim Kleiderkauf.

Die Schule spornt die Kinder an
ZurDringlichkeit tragen auch die Schu-
len bei. Etliche Lehrpersonen haben das
Klima gross auf ihreAgenda gesetzt, und
seit derKlimanotstand ausgerufenwur-
de, hat die Sache etwas Existenzielles
angenommen. Das erzeugt auch sozia-
len Druck. Gleichzeitig ist ökologisches
Verhalten auch eine Frage derKaufkraft.
Bei knapperKasse entscheidetman sich
für den günstigen Flug und nicht für den
teuren Zug.

Für jene, die ihrVerhalten anpassen,
heisst es jetzt, da die Sommerferien an-
stehen: Fliegt ihr noch, oder reist ihr
schon? So etwa bei Sven, Mitte vierzig,
zwei Söhne, eineTochter.Niemand flie-
ge gern in seiner Familie, aber es sei halt
günstiger und praktischer gewesen.Die
Klimadiskussion hat besonders die elf-

jährige Tochter politisiert. Sie isst seit-
her kein Fleisch mehr, nur regionale
Früchte und tadelt ihre Eltern wegen
unökologischen Verhaltens. «Wir ver-
suchen ihr zu erklären,wie schwierig es
ist, sich absolut konsequent zu verhal-
ten. Dass sie auch ihr Verhalten bezüg-
lich Konsum hinterfragen muss», sagt
Sven. «Ich finde eswichtig, ihr auch die
grösseren Zusammenhänge zu zeigen.»
Seine Familie reist mittlerweile lieber
mit dem Wohnmobil oder dem Zug.
«Das ist teurer und mühsamer, aber
auch eine Herausforderung. Du planst
die Reise anders, machst Zwischenhal-
te, siehstmehr.Mittlerweile geniesse ich
das auch. Zu sehen, wie gross Europa
eigentlich ist.»

Für Helene und ihren Mann begann
es schon vor Greta. Ihr heute 23-jähri-
ger Sohn rechnete bereits vor Jahren
seinen ökologischen Fussabdruck aus.
Als er nach der Matur einige Monate in
Berlin lebte, wollten ihn die Eltern be-
suchen. Mit dem Flieger. Das verbat er
sich, nicht den Besuch, sondern den
Flieger. Auch zu Konzerten oder Thea-
tervorführungen stiegen sie früher gern
mal ins Flugzeug. Bis sie der Sohn mit
ihrem Reiseverhalten konfrontierte.
«Das kam mit grossem Nachdruck»,

sagt Helene.Also begannen sie für Rei-
sen innerhalb Europas, wenn immer
möglich, den Zug zu nehmen. «Das
heisst dann Tagesfahrten im ICE, die
oft teurer sind als ein Flug und uns di-
verseste Abenteuer mit ausgefallenen
Zügen, nicht funktionierenden Reser-
vationen und Umwegen bescherten.»
Dennoch hätten sie dieses Verhalten
verinnerlicht, machten öfter mal noch
einen Zwischenhalt oder zelebrierten
die Zugreise, indem sie ein grosses
Picknick mitnähmen.

Was meine eigene Familie angeht,
bleiben wir diesen Sommer in der
Schweiz, wandern in den Alpen, son-
nenbaden an Seen und Flüssen. Viel-
leicht werden wir auch den Hof besu-
chen, wo der Grossvater seine letzten
Jahre verbracht hat. Erwar ein Ausstei-
ger, schon in denNeunzigerjahren, zahl-
te weder Steuern noch Krankenkasse,
lebte vom Flohmarkt-Verkauf und fuhr
nurVelo. Seine letzten Jahre verbrachte
er gut gelaunt und radikalökologisch im
Glarnerland als Selbstversorger.

Ich finde es gut, wissen meine Kin-
der, wie ein solches Leben aussehen
kann–dass esOptionen gibt.Auchwenn
Grossvaters Aussteigerleben weder ihn
noch dieWelt zu retten vermochte.

Der Nachwuchs fliegt nicht mehr mit
Essay Die klimabewegte Jugend hält ihren Eltern den Spiegel vor und erzieht sie zu mehr ökologischem Bewusstsein.
Gerade nun vor den Ferien offenbart sich eine neue Art des Generationenkonflikts.

Zur Dringlichkeit
tragen auch die
Schulen bei. Viele
Lehrpersonen haben
das Klima gross auf
ihre Agenda gesetzt.

Verzascatal statt Tel Aviv: So weit kann es kommen, wenn die eigenen Kinder bei der Ferienplanung mitbestimmen. Fotos: Jörg Modrow (Laif), Michael Jacobs (Corbis, Getty Images)

Flugreisen nehmen zu

Trotz Kritik nimmt die Anzahl der Flüge
weltweit zu. 2018 gab es in der Schweiz
57,6 Millionen Flugpassagierinnen. Im Jahr
2030 werden es bereits 80 Millionen sein,
sagt das Bundesamt für Zivilluftfahrt
voraus. Weltweit soll sich die Zahl bis im
Jahr 2037 sogar auf 8,2 Milliarden Passa-
giere verdoppeln. Wachstum findet vor
allem in Asien statt. China will bis 2035
über 200 neue Flughäfen bauen.
Die Zahl der Reisenden ab Flughafen
Zürich ist zuletzt im April und Mai zwar
leicht zurückgegangen. Wegen einer
Zunahme der Umsteigepassagiere sind
jedoch auch in diesen beiden Monaten im
Vergleich zum Vorjahr insgesamt mehr
Passagiere über Zürich geflogen. (mcb)
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Heute schon geschwitzt? Vermutlich
schon, was keinWunder ist in diesem
aufgeheizten Klima. 37 Grad in der
Innenstadt in diesen Tagen, 20 in der
Nacht. Basel badet. Hand aufs Herz:
Können Sie die mörderische Hitze
unbeschwert geniessen, erfreuen Sie
sich am Klima? Oder ergeht es Ihnen
wie vielen anderen, die mittlerweile
mit sorgenvollem Blick auf das
Thermometer schauen?

Fast drei Viertel aller Deutschen
machen sich laut einer aktuellen
Studie Sorgen um die Zukunft des
Planeten. Der Generalsekretär der
Vereinten Nationen, António Guterres,
sagte kürzlich im «Spiegel»: «DieWelt
riskiert es, den Punkt zu überschrei-
ten, an dem es kein Zurück mehr gibt
beim Klimawandel.» Man kann diesen
Satz als hysterisches Getue abtun.
Oder ernsthaft darüber nachdenken.

Der Klimawandel hat sich in diesem
Jahr zur entscheidenden politischen
und ökonomischen Debatte entwi-
ckelt. Die Diskussion verläuft ähnlich
hitzig wie jene während der grössten
Flüchtlingskrise 2016, nur wird sie uns
viel länger und intensiver begleiten.
Ist dieWelt überhaupt noch zu retten
– und wenn ja, zu welchem Preis? Der
Wille zur Veränderung ist deutlich zu
spüren. «Fridays for Future» heissen
die Tage, die Tausende von Schülern
und Jugendlichen regelmässig auf die
Strasse treiben. Ihre politische
Durchschlagskraft, so scheint es,
wächst mit jedem heissen Sommertag.

Im Februar hat Basel als erste Schwei-
zer Stadt auf politischer Bühne den
Klimanotstand ausgerufen. Immer
mehr Bauern setzen auf Bioprodukte.
Vegane oder zumindest fleischlose
Ernährung boomt. Das Plastiksäcklein
für den Samstagseinkauf ist verpönt,
und das neuesteWort im Zusammen-
hang mit der Reduzierung von
Kohlendioxid, diesem teuflisch
gefährlichen CO2, heisst Flugscham.
Der Kluge reist im Zuge.

Grosse Konzerne wie VW planen
eine Marktoffensive für
Elektroautos. Nachhaltigkeit ist keine
Worthülse mehr, sondern wird
als Herausforderung für die
Zukunft begriffen.

Die Politiker aus der grünen Ecke
beackern mit Feuereifer das heisse
Thema, was letztlich ja auch ihre
Aufgabe ist. In einem Positionspapier
forderten sie letzteWoche ein Verbot
für besonders klimaschädliche
Produkte und Dienstleistungen auf
basel-städtischem Allmendboden.
Keine Plakate mehr für Flugreisen,
keine Hinweise mehr für saftige
Steaks vom Grill. Nach den Sommer
ferien wird im Grossen Rat darüber
verhandelt. Viele bürgerliche Politiker
enervieren sich bereits jetzt; ihnen
geht die Beschneidung der
persönlichen Freiheit viel zu weit.

Sogar das beliebte 1.-August-Feuer-
werk über dem Rhein stand auf der
Kippe, weil es in den Augen der
Grünen zu viel Feinstaub freisetzt. Die
gleiche nervige Debatte gab es schon
im Vorfeld des Züri-Fäscht im Juni, bis
ein Experte auf TeleZüri Klarheit
schaffte. Die Emissionen eines Feuer-
werks über dem See seien ein kleiner
Prozentsatz im Vergleich zu den
unzähligen Gas- und Kohlegrills, auf
denen am Ufer dieWürste brutzeln. So

ist das halt in einem aufgeheizten
Klima: Es wird eine Menge Unsinn
verzapft, von links und rechts
übrigens. Das Feuerwerk sei auch den
Baslern von Herzen gegönnt, allein
deswegen schmelzen die Polarkappen
nicht schneller ab.

Wahr ist aber auch: Noch schlägt sich
die neue Denkweise nicht überall in
Zahlen nieder. Der Flughafen Zürich
meldete letzteWoche einen neuen
Passagierrekord. Auch am Euro-Air-

port Dreiland ist schwer was los. Die
Autobahn A2 zwischen Basel und
Augst ist selbst in der Ferienzeit jeden
Abend auf beiden Seiten heillos
verstopft. Gerade in der Mobilität
widerspiegelt sich das paradoxe
Verhalten: Auf dem Bauernhof die
Bioeier einpacken lassen und dann
mit dem Geländewagen nach Hause
fahren.WirWeltverbesserer.

Der Konsum – und damit dieWirt-
schaft – wächst Jahr für Jahr. Das
schafft Jobs und gute Laune, schadet
demWeltklima in den meisten Fällen
jedoch beträchtlich. Der Grat zwischen
Klimaretter und Klimasünder ist
schmal. DerWille, seinen Nachfahren
eine schöneWelt zu hinterlassen, ist
bei vielen zweifellos da, doch im Alltag
scheitert der Konsument oftmals
kläglich. Mit dem Velo nach Mallorca
ist keine Option. Und mit dem Auto ist
es nun mal eine Viertelstunde schnel-
ler nach Hause, wenn bei den SBB
gerade wieder mal die Schienen
schmelzen bei 33 Grad im Schatten.
Wenn der Geist willig, aber das Fleisch
schwach ist, bleiben die guten Vorsät-
ze in der Garage, nicht aber der Sport-
wagen. Und selbst nachhaltiges Ein-
kaufen kann den geneigten Klima-
schützer schnell an Grenzen treiben,
wenn gänzlich auf Plastik verzichtet
werden soll. Deshalb bleibt es letztlich
meist bei Nischenangeboten.

Diese kleinen Beispiele zeigen: Die
Konsumenten und Verbraucher sind
überfordert, wenn es gilt, dieWelt zu
retten. Die grossen Linien sollten
weiter oben gezeichnet werden. Die
Politiker aus der grünen Ecke müssen
ihreWerte konsequenter und mutiger
vorleben, auch dieWeltwirtschaft
sollte grüner daherkommen.Wer
umweltfreundliche Produkte und
Nachhaltigkeit anbietet, müsste
belohnt, schädliches Verhalten
dagegen verteuert werden. Zur
Erinnerung: 25 Konzerne
verantworten mehr als die Hälfte der
weltweiten Treibhausgase.

Griffige Konzepte zum Schutz des
Klimas sind bereits in vielen Branchen
erarbeitet worden und liegen vor.
Doch die Politik zögert. Die Rechten,
weil sie vieles im Reich der Hysterie
vermuten und auf Zeit spielen. Die

Linken, weil sie wissen, dass jede
Massnahme zur Rettung der Erde mit
einem Preisschild versehen ist. Um-
weltschutz kostet einerseits viel Geld.
In der Autobranche stehen mit der
Forcierung des E-Mobils Tausende
von Jobs auf dem Spiel. Die Verteufe-
lung des Fliegens bringt viele Airlines
in Bedrängnis. Anderseits ist es
schlicht ein Irrwitz, wenn der Fluggast
für 30 Franken nach Mallorca fliegen
kann und gleichzeitig das Bahnbillett
von Basel nach Zürich-Kloten 50 Fran-
ken kostet. Und zwischen all diesen
brisanten Aspekten rangeln Forscher
und Experten mit starrköpfigen Politi-
kern um die Meinungs- und Deu-
tungshoheit: Ist es nun billige Panik-
mache, wenn die durchschnittliche
Temperatur auf diesem Planeten um
1,5 oder 2 Grad steigt – oder eben doch
eine ernsthafte Bedrohung?

Viele Aspekte sind beim Klimaschutz
noch oder zu wenig durchleuchtet
worden. Noch fehlen Erfahrungswer-
te, etwa beim Abtauen des Permafros-
tes in Russland, Kanada oder Alaska.
Aber auch in der Schweiz und Europa
gilt es, neue, tiefgreifende Erkenntnis-
se zu gewinnen. Gerade deshalb ist es
so wichtig, dass sich Basel den Ruf
einer guten Humanistenstadt bewahrt.
Die Uni Basel als älteste Schweizer
Hochschule spielt eine entscheidende
Rolle. Bildung wird in den nächsten
Jahren entscheidend sein, wenn es
gilt, das Klima auf dieserWelt zu
retten. Entsprechend gilt es, die Uni
mit Staatsgeldern zu fördern.

Jene Forscher,Wissenschaftler, Geolo-
gen oder Ingenieure, die neueWege
bauen und Technologien entwickeln,
die Erfindergeist zeigen und Mut
haben, ermöglichen unseren Kindern
die Chance auf eine lebenswerte
Zukunft. Und nicht jene, die imWeg
stehen, ein Feuerwerksverbot für den
1. August fordern oder – noch viel
schlimmer – Forscher,Wissenschaft-
ler, Geologen oder Ingenieure
verteufeln.

WirWeltverbesserer
Aufgeheiztes Klima. Es braucht neue Technologien, eine grünere Wirtschaft und mutige Politiker.

Marcel Rohr
Chefredaktor Basler Zeitung

Konsumenten sind überfordert, wenn es gilt, die Welt zu retten. Foto: iStock

Gerade deshalb ist
es sowichtig, dass sich
Basel den Ruf einer
gutenHumanistenstadt
bewahrt.
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Es begann imAugust des letzten
Jahres. Greta Thunberg, 15 Jahre
alt, beschliesst, die Schule zu
schwänzen und stattdessenwäh-
rend dreier Wochen vor dem
schwedischen Parlament zu sit-
zen. Tag für Tag protestiert sie
gegen den mangelnden Willen
der Politiker, etwas gegen den
Klimawandel zu unternehmen.
Ihre Proteste dokumentiert sie
auf Instagram und Twitter und
erreicht in kürzester Zeit welt-
weite Aufmerksamkeit. Im Sep-
tember beginnt sie, jeden Freitag
in den Klimastreik zu treten.

Ende November 2018 tritt sie
an der UNO-Klimakonferenz im
polnischen Katowice auf. Das
hochintelligente Mädchen mit
Asperger-Syndrom fällt in seiner
Redemit provokativenAufrufen
auf: «Ihr seid nicht erwachsen
genug, um die Wahrheit zu sa-
gen.» Ihre Wahrheit basiert auf
den Erkenntnissen derKlimafor-
scher, namentlich auf den Be-
richten des Weltklimarats IPCC.
Im Januar 2019 spricht sie am
Weltwirtschaftsforum in Davos.

Hunderttausende streiken
DieAktionThunbergsweitet sich
inzwischen in rasantem Tempo
aus. Unter dem Motto «Fridays
for Future» streiken heute welt-
weit Hunderttausende Schüle-
rinnen und Schüler jeweils am
Freitag gegen den Klimawandel.
Es gibt nationale und lokale
Gruppierungen von Jugendli-
chen, die national und global
Protestmärsche organisieren.

Auch in der Schweiz ist eine
Bewegung entstanden: Zehntau-
sende Jugendliche gehen auf die
Strasse. Die Bewegung beein-
flusst inzwischen die Schweizer
Politik. In der FDP wird der Kli-
mawandel zum politischenThe-
ma vor den nationalen Wahlen
im Herbst. Manche Schweizer
Städte haben im Sog der in der
Öffentlichkeit breit akzeptierten
Proteste den Klimanotstand aus-
gerufen. Die Stadt Zürich zum
Beispiel muss aufgrund derMo-
tion einer rot-grünenAllianz ab-
klären, wie man bis 2030 die
CO2-Emissionen aus der Ver-
brennung fossiler Brenn- und
Treibstoffe auf null senken kann.
Bisher waren die Massnahmen
auf 2050 ausgerichtet, was dem
Ziel des Pariser Klimavertrags
entspricht.

Die Klimabewegung stösst
aber auch auf Kritik. Die Metho-
de des Schulstreiks kommt vor
allem in rechtsbürgerlichen
Kreisen nicht gut an. Auf man-
chen nationalen Webauftritten
kämpfen die Jugendlichen gegen
das Argument an, politisch ge-
steuert zu sein. An der europäi-
schen Klimakonferenz in Lau-
sanne sollen nun Delegationen
aus 37 europäischen Staaten
Richtlinien verabschieden, um
der Bewegung eine einheitliche
Haltung zu geben. Die Teilneh-
merliste derVeranstaltung zeigt,
dass «Fridays for Future» längst
nicht mehr nur ein Anliegen
Jugendlicher ist. Knapp 60 Pro-
zent sind über 18 Jahre alt, der
älteste Teilnehmer ist 58, der
jüngste 11. (lae)

«Ihr seid nicht
erwachsen genug»

Martin Läubli

Wer eine provokative Botschaft
erwartete, wurde von Greta
Thunberg gestern enttäuscht.
Die 16-jährige schwedische Kli-
maaktivistin dankte der Bewe-
gung «Fridays for Future» für
das Engagement in Lausanne,
stockte kurz und sagte dann: «In
letzter Zeit habe ich schon so
viel geredet,mehr habe ich nicht
zu sagen.» Siewolle einfach eine
normale Teilnehmerin an dieser
europäischen Klimakonferenz
sein; der ersten, seit GretaThun-
berg im letzten Sommer die Kli-
mastreiks ins Leben gerufen hat.

Dennoch gab es gestern eine
Medienkonferenz an derUniver-
sität Lausanne: mit Greta Thun-
berg im Zentrum.Das schüchter-
neMädchen sitzt neben Grössen
aus der Wissenschaft auf dem
Podium. Neben Jacques Dubo-
chet, Schweizer Nobelpreisträ-
ger in Chemie, und Ernst Ulrich
vonWeizsäcker, Ehrenpräsident
des Club of Rome. Stolz scheinen
jedoch die beidenHerren zu sein,
neben der jungen Dame zu sit-
zen, die in ihrem pinkfarbenen
T-Shirt und der umdie Hüfte ge-
bundenen blauen Jacke kindlich,
aber erstaunlich abgeklärtwirkt.

Die beiden bestätigen, dass
Greta nur fordert,worauf dieWis-
senschaft seitmehr als 30 Jahren
aufmerksammacht: denAusstieg
aus den fossilen Treib- und
Brennstoffen. Erst letzte Woche
machten Berner Forscher deut-
lich, dass sich die Erde in den
letzten 2000 Jahren noch nie so
rasant erwärmt habewie derzeit.

Die Dankesworte von Dubochet
und vonWeizsäcker nimmt Gre-
ta ohne Regung hin. Ein Lächeln
bringt sie selten über die Lippen.
Und doch mag man dieses zer-
brechlichwirkendeMädchen.Ein
wenig Schalk kommt auf, als sie
gefragt wird, was sie davon hal-
te, dass rechtsbürgerliche Politi-
ker sie als gefährlich einstufen.
«Ich bin gefährlich», spottet sie.
Und hängt die rhetorische Frage
an: «Was ist daran gefährlich,
wenn ich nur sage,was dieWis-
senschaft weiss?»

Die Daten der Wissenschaft
bilden auch in den nächsten Ta-
gen am European Summit der
Bewegung die Basis für die Dis-
kussionen. Experten, teilweise
vom Weltklimarat IPCC, stehen
den rund 450 Teilnehmern aus
37 Staaten – inklusive Russland,
der Ukraine und der estnischen
Staaten – beratend zur Seite. Bis
zum Freitag wollen die jungen
Klimaaktivisten ein Papier ver-
abschieden, das Inhalt und Stra-
tegie der Zukunft auf europäi-
scher Ebene festschreiben soll.

Die Bewegung stärken
Seit den ersten Klimastreiks ha-
ben sichweltweit zahlreiche na-
tionale und lokale Gruppen ge-
bildet, die unter dem Namen
«Fridays for Future» gegen die
Untätigkeit in der Klimapolitik
protestieren.Doch jede Gruppie-
rung hat sich eine eigene Strate-
gie zurechtgelegt.Nun sollten die
Grundsätze europäisch verein-
heitlicht werden, um die Bewe-
gung stärker zu machen, sagen
die Organisatoren.

Basisdemokratie ist dabei obers-
tes Gebot. Fragen nach derOrga-
nisation, die hinter der Veran-
staltung steht, kann barsche
Reaktionen auslösen. Sie, die
Teilnehmer, seien die Bewegung,
Vorschlägewürden vorgebracht,
diskutiert und schliesslich im
Konsens verabschiedet. «Es
gibt keine Lobby, die uns lenkt»,
sagt der 20-jährige Maximilian
aus Deutschland. Er ist einervon

30 deutschen Teilnehmern, die
per Los ausgewählt wurden.
Grundsätzlich konnte sich jeder-
mann für die Teilnahme an der
Klimakonferenz melden. In der
Schweiz war die Nachfrage da-
für nicht ganz so gross.

«Die Jungen sind gut organi-
siert und gehen respektvoll mit-
einander um», sagt Beat Brun-
ner.DerEnergieexperte undGut-
achter beim IPCC-Sonderbericht
zur kritischen Erderwärmung
um 1,5 Grad arbeitet seit gerau-
mer Zeitmit der «Fridays for Fu-
ture»-Gruppe desKantonsWaadt
zusammen,die fürdie Klimakon-
ferenz in Lausanne verantwort-
lich ist. Wer die Struktur dieser

Bewegungverstehenwolle,müs-
se sich von gängigen Vorstel
lungen lösen. «Vergleichen kann
man es mit dem Open-Source-
Prinzip bei Softwareentwicklun-
gen, jeder kann in den Prozess
eingreifen», sagt Brunner. «Fri-
days for Future»-Teilnehmer
schliessen sich wöchentlich per
Internet kurz, um Ideen zu sam-
meln undAufgaben zu verteilen.
Auf dieseWeise entstehen spon-
tan neue Aktionen.

Die Universität Lausanne
stellt für die Konferenz die Räu-
me und dieMahlzeiten gratis zur
Verfügung. Der Kanton Waadt
hat einen Beitrag gesprochen.
Zudem unterstützen Stiftungen
die Veranstaltung, und die Ver-
anstalter können auf Geld durch
Crowdfunding zugreifen.

Die jungen Aktivisten arbei-
ten an diesem Montag hart. In
einem «Open Forum» debattie-
ren sie, was künftig im Mittel-
punkt der Bewegung stehen soll.
Und sie diskutieren,wieman die
wissenschaftlichen Botschaften
für die Bevölkerung noch ein
facher übersetzen könnte und
welche Klimapflichten einzelne
Staaten übernehmen müssten.

Soweit wiemöglich kommen
Die Forderung für die Schweiz,
die CO2-Emissionen bis 2030 auf
netto null zu senken, hält Beat
Brunner, der an der Klimakonfe-
renz als Berater fungiert, grund-
sätzlich nicht für falsch – auch
wenn das Pariser Klimaabkom-
men dieses Ziel auf die zweite
Hälfte dieses Jahrhunderts aus-
gerichtet hat. «Es geht der Bewe-

gung um soziale Gerechtigkeit»,
sagt er. Das heisst: Die reichen
Industrieländer müssten eben
ehrgeizigere Pläne vorlegen als
die armen Staaten. Die Ziele ba-
sierten auf dem IPCC-Sonderbe-
richt, dervon einemCO2-Budget
ausgeht, das die Welt noch zur
Verfügung hat, um eine Erwär-
mung über die 1,5-Grad-Grenze
zu verhindern.

Die «Fridays for Future»-Be-
wegungWaadtland legte gestern
100 politische Massnahmen vor,
umdieses Ziel zu erreichen.Auch
wenn die Forderungen der jun-
gen Klimaaktivisten unrealis-
tisch erscheinen: Der 16-jährige
Schaffhauser Gianluca gibt sich
kämpferisch. «Wir sollten die
Ziele nicht jetzt schon hinter
fragen. Entscheidend ist,mit vol-
ler Kraft so weit wie möglich zu
kommen.»

FürGreta Thunberg ist vor al-
lemwichtig, dass die ganzeWelt
endlich begreift, dass die Zu-
kunft in denHänden der jetzigen
Generation liegt. «Wir Jugendli-
chen sollten nicht so viel Verant-
wortung übernehmenmüssen»,
sagt sie amEnde derMedienkon-
ferenz. Sie würde lieberweniger
imMittelpunkt stehen. «Aber die
Sache ist so wichtig», sagt sie.
Für das zierliche Mädchen wird
sichwohl in naher Zukunft nicht
viel ändern. Am Freitag nimmt
sie voraussichtlich am Klima-
streik in Lausanne teil. Und dann
beginnen die Vorbereitungen
für die lange Reisemit einemSe-
gelboot über den Atlantik, zum
UNO-Klimagipfel inNewYork im
September.

Basisdemokratie als oberstes Gebot
Erderwärmung An der ersten europäischen Klimakonferenz von «Fridays for Future» in Lausanne wollen die jungen Aktivisten zeigen,
dass sie eine ernst zu nehmende Bewegung sind. Prominenteste Teilnehmerin ist die schwedische Aktivistin Greta Thunberg.

Studentin Loukina Tille, Greta Thunberg, Nobelpreisträger Jacques Dubochet und Ernst Ulrich von Weizsäcker (von links) am Montag in Lausanne. Foto: Jean-Christophe Bott (Keystone)

Industriestaaten
müssen eben
ehrgeizigere
Pläne vorlegen
als arme Länder.
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Martin Regenass

Traktoren mit Dieselmotoren,
die an der Fasnacht einen Wag-
gis-Wagen ziehen, Bauern, die
zwischen Riehen und Basel ein
Feld bestellen, ein Lastwagen,
derWaren anliefert, oder einOld-
timerconcours in der Freien
Strasse: Stimmt die Basler
Stimmbevölkerung dem im
Grossen Rat verabschiedeten
Gegenvorschlag zur «Zämme
fahre mir besser!»-Initiative des
Gewerbeverbands Basel-Stadt
zu, dannwird es solche Bilder in
der Stadt Basel, in Riehen und in
Bettingen ab dem 1. Januar 2050
nicht mehr geben.

Die Basta, die Grünen, die SP
und die GLP wollen mit dem
Gegenvorschlag im Energiege-
setz festschreiben, dass die «Ge-
samtverkehrsleistung auf dem
Kantonsgebiet ausserhalb der
Autobahnen bis 2050 aus-
schliesslichmit Verkehrsmitteln
und Fortbewegungsarten abge-
wickelt wird, die emissionsarm,
klima- und ressourcenschonend
sind». Zudem müssen die Autos
flächeneffizient sein.

Was genau dies bedeutet, ist
in einemBericht derdas Geschäft
vorberatenden Umwelt-, Ver-
kehrs-, und Energiekommission
(UVEK) angedeutet. So sollen in
Basel-Stadt ab 2050 Stand heu-
te nur noch elektro- oder was-
serstoffbetriebene Fahrzeuge
verkehren dürfen. Zudem sollen

dieAutos voll besetzt herumfah-
renmüssen. Fahrzeugemit kon-
ventionellem Antrieb, also Ben-
zin- und Dieselautos, sollen ver-
boten werden.

«Das ist Mumpitz»
Die Bürgerlichen wollten diese
Passagen zu denVerkehrsmitteln
und der Flächeneffizienz in dem
Gegenvorschlag daher gestrichen
haben. Sie unterlagen aber mit
sämtlichen Änderungsanträgen
derRatslinken, die ihre Ideen zu-
sammen mit der GLP locker
durchbrachte.

Für SVP-Grossrat Joël Thüring ist
klar, dass jeder, der einen Diesel
oder einen Benziner besitzt, das
Kantonsgebiet ab 2050 nicht
mehr befahren darf, falls das
Volk dem Gegenvorschlag zu-
stimmt. «Daswird nicht nur jene
Leute betreffen, die hierwohnen,
sondern auch Leute aus dem
Ausland, die sich kein Elektro-
auto leisten können.»

Zwar nannte SP-Verkehrs
direktorHans-PeterWessels der-
artige Überlegungen in der De-
batte einen «Mumpitz». Schliess-
lichseidasStrassenverkehrsgesetz
Sache des Bundes und nicht des
Kantons. Dieser habe nur einen
kleinen Spielraum,welche Fahr-
zeuge in die Stadt hineinfahren
dürften und welche nicht.

FDP-Grossrat Luca Urgese er-
widerte darauf allerdings, dass es
auch der Kanton Basel-Stadt sei,
der die autofreie Innenstadt re-
gelt und Bewilligungen für die
Zufahrt erteilt. Ein derartiges Re-

gime könnte demnach auch an
der Kantonsgrenze aufgezogen
werden.

SP-Grossrätin Lisa Mathys
sieht den Bauern in Bettingen
keinesfalls gefährdet. Für sie ist
klar, dass er seine Felderweiter-
hin bestellen kann. Auch könn-
tenweiterhinWarenmit Lastwa-
gen in die Stadt geliefertwerden.
Allerdings nicht mit Dieselan-
trieb. «Ich bin felsenfest davon
überzeugt, dass es bis 2050Trak-

toren und Lastwagen ohne fos-
silen Antrieb gibt. Ob für einen
Oldtimercorso in der Stadt noch
eine Bewilligung erteiltwird, da-
rüber wird man dann befinden
müssen.»

«Rot-Grün fehlt derMut»
Für Urgese ist klar, dass sich bis
2050 bessere Antriebstechnolo-
gien durchsetzenwerden als Die-
selmotoren. «Daher ist es absurd,
dass Rot-Grün Gesetzesparagra-

fen mit einer Zielsetzung be-
schliesst, ohne aber genaue
Massnahmen zu definieren, wie
diese erreicht werden sollen.»
Dafür fehle ihnen der Mut.

Der Gewerbeverband, dermit
seiner Initiative eine Lockerung
der Verkehrspolitik erreichen,
Schikanen für Autofahrer ab-
bauen und das unrealistische Re-
duktionsziel von zehn Prozent
Autofahrten bis 2020 aus dem
Gesetz streichenmöchte, ist über
den «Pseudo-Gegenvorschlag»
enttäuscht.

Zwar wäre der Verband zu-
sammen mit den Bürgerlichen
für einen Kompromiss bereit ge-
wesen, den Verkehr bis 2050 zu
mindestens 90 Prozent auf emis-
sionsfreieAntriebe umzustellen.
Mit dem Entscheid sei aber klar
geworden, dass Rot-Grün nicht
an einem Kompromiss interes-
siert sei, sondern die heutige
autofeindliche Verkehrspolitik
intensivieren wolle.

Verbrenner sollen verschwinden
Umweltschutz Die rot-grüne Mehrheit im Grossen Rat legt der Bevölkerung einen radikalen Gegenvorschlag
zu einer Initiative des Gewerbeverbands vor und empfiehlt, diesen anzunehmen.

Könnten ab 2050 in Basel-Stadt nicht mehr willkommen sein: Autos mit Benzinmotoren, in denen nur zwei Personen sitzen. Foto: Pino Covino

Rat empfiehlt Parkplatz-Initiative zur Ablehnung
Der Gewerbeverband Basel-Stadt
will mit einer zweiten Initiative die
Parkplatzsituation für sämtliche
Verkehrsteilnehmer verbessern.
Für Roller, Motorräder, Velos und
Autos sollen im Kanton genügend
Parkplätze vorhanden sein. Damit
soll der «klammheimliche Park-
platzabbau» gestoppt werden. Bei
einer Annahme der Initiative
«Parkieren für alle Verkehrsteil-

nehmer» soll der Kanton dafür
sorgen, dass bei jeder Aufhebung
von Parkplätzen qualitativ wie
quantitativ ein gleichwertiger
Ersatz geschaffen werden muss.
Der Grosse Rat empfiehlt der
Stimmbevölkerung, die Initiative
abzulehnen. Dies beschloss er mit
49 gegen 44 Stimmen bei zwei
Enthaltungen. Die Bürgerlichen
unterlagen der Ratslinken. (mar)

30 Jahre! Parlamentarier, deren
Entscheidungen im Vierjahres-
rhythmus vonWählern bewertet
werden, haben einen Gesetzes-
entwurf beschlossen, der erst in
30 Jahren zur Anwendung
kommt. Blicken wir zurück: Vor
30 Jahren gab es keine Handys,
kein Internet, kein GPS. Die
ersten Personal Computer
wurden vor 39 Jahren gebaut.
30 Jahre sind in Anbetracht der
rasanten technologischen
Entwicklung eine Ewigkeit.

Es ist schwer vorstellbar, dass
wir in 30 Jahren noch mit der
gleichen Technologie unsere
Mobilitätsbedürfnisse abde-
cken wie heute. Die Autos, die
uns im Jahr 2050 von A nach B
bringen, sind noch längst nicht
gebaut. Diese Autos der Zu-
kunft sind heute noch nicht
einmal im Entwicklungssta-
dium. Vor 30 Jahren haben wir
erst so richtig begonnen, uns
mehr Gedanken um die Umwelt
zu machen. Seither haben wir
einen weitenWeg zurückgelegt.
Moderne Autos sind bedeutend
umweltfreundlicher als damals.
Es ist schlicht unvorstellbar,
dass diese Entwicklung nicht
weitergehen könnte. Die Men-
schen wollen mobil sein, sie
lieben ihre Autos. Aber die
Leute wollen auch eine intakte
Umwelt.Wenn es eine bezahl-
bare und praktikable Alternati-
ve gibt, werden die meisten
freiwillig umsteigen.

So viel ist wohl bereits sicher:
Neue Autos werden im Jahr
2050 umweltfreundlich und
ressourcenschonend sein. Ob
das dann wirklich die mit
Akkus betriebenen E-Autos
sind, für die wegen des Li-
thiums und Kobalts derzeit
ganze Landesteile unter frag-
würdigen Bedingungen umge-
graben werden, ist zumindest
fraglich. Vielleicht fallen dann
genau diese Autos auch unter
das Verbot, weil andere Tech-
nologien längst besser sind.
Das von der links-grünen
Mehrheit geforderte Verbot für
das Jahr 2050 bedient die
eigeneWählerschaft und ist
nur eines: reiner Populismus.

Ein Verbot für 2050
ist Populismus

Kommentar

Alexander Müller
Stv. Ressortleiter Region
Basler Zeitung
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Klima-Aktivistin GretaThunberg
ist mit den führenden Politikern
dieser Welt nicht zufrieden, wie
ihre emotionale Standpauke am
Klimagipfel gezeigt hat. In Basel
hätte die Schwedin vielleicht
mehr Freude, zumindest an den
Bestrebungen einiger hiesiger
Parlamentsmitglieder.Diesewol-
len nämlich vorwärtsmachen in
Sachen Klimaschutz und präsen-
tieren dafür allerlei Forderungen.

Wie bereits in ihrem viel dis-
kutierten Positionspapier ange-
kündigt, verlangen vor allem die
Grünen im Grossen Rat weitere
und detaillierteMassnahmen zur
Reduktion klimaschädlicher
Gase. Zu den umstrittensten
dürfte die Forderung nach einem
Werbeverbot für klimaschädli-
che Produkte undDienstleistun-
gen gehören, die die grüne
Grossrätin Barbara Wegmann
eingereicht hat.

«Einerseits sollen wir zum
Schutz des Klimas den Konsum
von tierischen Produkten redu-
zieren, auf Flugreisenverzichten,
mit dem Velo zur Arbeit fahren
und den Konsum ganz generell
mässigen. Andererseits werden
wir laufend mitWerbebotschaf-
ten konfrontiert, die uns dazu
animieren, genau das Gegenteil
zu tun», kritisiert die Politikerin
und verlangt Konsequenz. Den
Klimanotstand auszurufen, aber
im öffentlichen RaumWerbung
für besonders schädliche Pro-
dukte und Dienstleistungen zu
gestatten, sei widersprüchlich.

Gemüse aus demHinterhof
Die Regierung soll nun prüfen,
nach welchen Kriterien die Ein-
teilung in die Kategorie «beson-
ders klimaschädlich» überhaupt
möglich wäre und wie man die
Werbung für solche Produkte
einschränken könnte.Wegmann

schlägt gleich selber ein paar
Dinge vor, die vermutlich auf der
schwarzen Liste landenwürden,
wie etwa Flugreisen, SUV-Fahr-
zeuge und tierische Erzeugnisse.

Konkret könnte das bedeuten,
dass in Zukunft auf Basler Pla-
katen keineMilch, Cervelats oder
Lederschuhe mehr beworben
werden dürften. Wegmann ver-
weist auf die Plakatverordnung,
die bereits Verbote enthält, etwa
für rassistische oder sexistische
Werbung sowie fürWerbung für
Alkohol undTabak.Ebenfalls von

Wegmann stammt die Idee, in
öffentlich-rechtlichen sowie in
staatlich unterstützten Institu-
tionen wie Kindertagesstätten,
Quartiertreffpunkten oder der
Uni-Mensa vornehmlich Lebens-
mittel aus biologischem Anbau
zu servieren. Sie stellt sich einen
Bio-Anteil von 80 Prozent vor,
der bis zum Jahr 2030 erreicht
werden soll.Vorzeigebeispiel sei
Kopenhagen, wo ein Anteil von
90Prozent erreichtwurde – dank
der Reduktion von Fleisch, dem
Verzicht auf Fertigprodukte und

der Eindämmung von Lebens-
mittelverschwendung offenbar
sogar kostenneutral. Zusätzlich
zu Bio fordertWegmann die Be-
vorzugung regionaler und saiso-
naler Produkte.

Eine Idee,wie regional produ-
ziert werden könnte, bringt die
Grüne Jo Vergeat in den Grossen
Rat. IhrWunsch, in der Stadt Flä-
chen zum Gemüse- und Obst
anbau zu schaffen, ist zwar nicht
neu. Doch Vergeat wird unge-
wohnt konkret. Ihr schwebt pro
Quartier ein kommunalerGarten

von mindestens 1000 Quadrat-
metern vor. Das durch Freiwil
lige und – «das versteht sich von
selbst» – biologisch angebaute
Gemüse solle dann günstig an
Bedürftige abgegeben werden.
Parteikollegin Michelle Lachen-
meier fordert ihrerseits, dass auf

Märkten, an Buvetten und an
Veranstaltungenmehr Regiona-
les und Biologisches angeboten
wird. Dies könnte durch die Re-
duktion von Standgebühren er-
reicht werden. Das gefällt nicht
nur im linken Lager, der Anzug
wurde auch von Vertretern der
SVP und der FDP unterzeichnet.

Basel als Bio-Stadt
Die grünen Grossräte Harald
Friedl und Jérôme Thiriet haben
weitere Vorstösse parat. Thiriet
schlägt die Schaffung eines
neuen Bio-Labels für Städte vor,
während Friedl sich wünscht,
dass Basel sich umdieVerleihung
des bereits bestehenden Knospe-
Labels bemühen soll. Damitwur-
de bislang die Genfer Gemeinde
Lancy ausgezeichnet. Dort wer-
den unter anderem nur organi-
sche Düngemittel eingesetzt, und
auf Pestizide wird verzichtet.

Ob auch Basel schon bald zur
Bio-Stadtwird,muss der Grosse
Rat entscheiden. Erwird über die
Klimaideen abstimmen.

Klimanotstand – die Grünenmachen Ernst
Grosser Rat Werbeverbote für Fleisch und Flugreisen oder Bio-Pflicht für Kita-Kinder: In Basel hagelt es Klima-Vorstösse.

«Den Klimanot-
stand ausrufen,
aber im öffentlichen
RaumWerbung für
schädliche Produkte
gestatten, ist
widersprüchlich.»
Barbara Wegmann
Grünen-Grossrätin
Basel-Stadt

Basler Grüne wollen pro Quartier 1000 Quadratmeter kommunale Anbaufläche, so wie hier auf einer Brache in Zürich. Foto: Reto Oeschger

«Es versteht sich
von selbst, dass die
Bewirtschaftung
unter biologischen
Grundsätzen zu
erfolgen hat.»

Jo Vergeat
Grünen-Grossrätin Basel-Stadt
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Janine Hosp

Die jungen Aktivistinnen und
Aktivisten wollen am Freitag,
15. Mai 2020, so viele Personen
wie möglich dazu bringen, für
den Klimaschutz auf die Strasse
zu gehen. «Strike for Future» soll
nicht nur eine Schülerdemo sein,
sondern ein nationaler Gross­
anlass wie der Frauenstreik; an
diesem nahmen am 14. Juni die­
ses Jahres in der Schweiz über
eine halbe Million Frauen und
Männer teil.

«Noch lange nicht alle Men­
schen haben das Ausmass der
Klimakrise erfasst. Wir alle hier
sind uns einig, dass uns die Zeit
davonrennt», sagen die Jugend­
lichen und ihre Unterstützer,
die am Dienstagmorgen dicht
gedrängt an einem langen Tisch
vor den Medien sitzen. Deshalb

brauche es eine breitere Unter­
stützung als bis anhin.

So haben die Aktivisten be­
reits eine entsprechendeAnfrage
beim Schweizerischen Gewerk­
schaftsbund (SGB) deponiert.Mit
dessen Hilfe wollen die Schüler
und Studenten die Erwerbstäti­
gen erreichen. «Die Klimakrise
ist unzertrennlich mit sozialen
Fragen verknüpft», begründete
eineAktivistin dieAnfrage an die
Gewerkschaft. Die Lösung der
Krise dürfe nicht zulasten derje­
nigen gehen, die wenig haben –
es gehe um Klimagerechtigkeit.
Daniel Lampart, Chefökonom
des Gewerkschaftsbundes, be­
stätigt den Eingang derAnfrage.
Ob der SGB sie aber gutheissen
werde, stehe noch nicht fest – sie
müsse in denverschiedenenAus­
schüssen noch sorgfältig disku­
tiert werden.

An denArbeitgeberverband hin­
gegen sind die Aktivisten nicht
gelangt – auch wenn dessen
Mitglieder von einem Streik un­
mittelbar betroffen wären. Die
Jugendlichen möchten, dass die
Gewerkschaften direkt in die
Betriebe gehen und dort die
Ansprechpartner für die Ange­
stellten sind.

«Unsere Aufgabe ist es,
Druck aufzubauen»
Die Klimaaktivisten konnten ihre
Basis bereits verbreitern. An der
Medienkonferenz sprachen Ver­
treterinnen von «Eltern fürs Kli­
ma» und von «Grosseltern fürs
Klima»,von «Landwirtschaftmit
Zukunft» undvomFrauenstreik.
Auch eineVertreterin von «Wor­
kers for Future» sass mit am
Tisch – einer Bewegung, die aus
dem Jugendstreik hervorging

und am vergangenen Sonntag
ihre erste nationale Versamm­
lung abgehalten hat. Beim Spre­
chen stoppten die Referentinnen
jedes Mal kurz vor der Endung
«-innen»; sowollten sie deutlich
machen, dass Männer mitge­
meint sind.

Bereits in den Referaten
zeichnet sich ab, dass die Hinzu­
gekommenen an derGrossdemo
ihre eigenen Forderungen ein­
bringen wollen – es fallen
Schlagworte wie Solidarität,
Gleichstellung, Lohnabbau,Ren­
te, Arbeitskampf, Kurdistan und
Femizid. All dies findet nicht
mehr unter dem Begriff Klima
Platz. So sagen dieAktivistinnen
auch, sie wollten sich fortan
gegen die Ausbeutung von Erde
und von Mensch wehren.

Welche Forderungen sie am
15.Mai konkret stellen, dazu äus­

serten sie sich an der Medien­
konferenz aber nicht: «Unsere
Aufgabe ist es, Druck aufzu­
bauen.Wie unsere Ziele erreicht
werden können, ist Aufgabe der
Politikerinnen», sagten sie. Ihr
erklärtes Ziel ist es, den CO2-
Ausstoss im nächsten Jahr um
13 Prozent zu senken und bis
2030 auf «netto null».Das heisst,
dass zum Beispiel auch dieWir­
kung von Klimaschutzprojekten
berücksichtigt wird.

So wird «Strike for Future»
nicht mehr nur eine Klimademo
sein, sondern eine Bewegung,
die insbesondere linke Forderun­
gen vertritt. Der Aktivist Tiziano
de Luca sagt dazu, die Reichen
hätten Geld dafür, etwas zu
ändern. Jene, die kein Geld
hätten, hätten das Mittel des
Streiks.Damit könnten sie Druck
aufbauen.

Die Klimabewegung öffnet sich
«Strike for Future» Die Klimajugend will nicht mehr nur gegen die Ausbeutung der Erde, sondern auch gegen
jene des Menschen protestieren. Dadurch erhofft sie sich eine breitere Unterstützung.

Jugendliche sind in diesem Jahr regelmässig und zahlreich fürs Klima auf die Strasse gegangen. Wie hier an einem Freitag in Bern. Foto: Susanne Keller

Wann ist ein Streik ein Streik?
Nicht nur Schüler, sondern auch
Spitalangestellte oder Bauarbei­
ter sollen am Freitag, 15. Mai
2020, für das Klima «streiken».
Der Aufruf der Klimabewegung
vom Dienstag hat allerdings
einenHaken: «BeimKlimastreik
handelt es sich im juristischen
Sinn nicht um einen Streik, son­
dern um eine politische Mei­
nungsäusserung», sagt Arbeits­
rechtler Thomas Geiser. Das sei
nicht anders als beim Frauen­
streik vom letzten Juni.Will also
jemandwährend derArbeitszeit
«streiken»,mussman sich diese

Absenz vom Arbeitgeber bewil­
ligen lassen. Juristisch spricht
man von einem Streik, wenn es
um arbeitsrechtliche Fragen
geht. Die Forderungen müssen
sich konkret an einen Arbeitge­
ber richten. Und der Streikmuss
von einem Sozialpartner ausge­
hen. Alle drei Kriterien erfüllt
eine Klimakundgebung nicht.

Wie reagieren die Firmen?
Diese Zeitung hat von einem
Dutzend grosser Arbeitgeber
Rückmeldungen dazu erhalten,
wie sie mit einem Klimastreik
umgehenwollen.Von derMigros

über die UBS bis zur ABB beto­
nen alle, dass sie das Klimathe­
ma für wichtig halten und inte­
ressierten Angestellten grund­
sätzlich die Teilnahme amStreik
ermöglichenwollen – aufAntrag
und nicht als bezahlte Arbeits­
zeit. Während Dienstleistungs­
betriebe wie die Swisscom oder
die Bundesverwaltung betonen,
dass bei ihnen ohnehin zeitlich
flexibel gearbeitetwerde, stellen
Betriebe wie Roche und Emmi
oder auch das Berner Inselspital
klar, dass durch den Klimastreik
keine Engpässe oder Produk­
tionsausfälle entstehen dürfen.

Darf derArbeitgeber die
Teilnahme verweigern?
Den Frauenstreik habe man als
Arbeitgeberverband wohlwol­
lend begleitet und den Mitglie­
dern auch empfohlen, Absenz­
anfragen nach Möglichkeit zu
bewilligen, sagt Sprecher Fredy
Greuter. Im Fall der Klimakund­
gebung habe man sich als Ver­
band noch nicht festgelegt.Ohne
Begründung ablehnen könne ein
Arbeitgeber das Gesuch um Ab­
senz nicht, sagt Arbeitsrechtler
Thomas Geiser. Auch ein Nein
aus politischen Gründen sei
nicht möglich.

Was passiert bei einer
unentschuldigtenAbsenz?
Verlasse einAngestellter einfach
seinen Arbeitsplatz, um zu
demonstrieren, müsse er mit
arbeitsrechtlichen Konsequen­
zen rechnen, sagt Greuter vom
Arbeitgeberverband. Einmaliges
Blaumachen könne etwa zu
einem Verweis führen, sagt
Arbeitsrechtler Geiser. Jedoch
nicht zu einer fristlosen Entlas­
sung – ausser eine unbewilligte
Absenz habe für denArbeitgeber
schwerwiegende Folgen.

Luca De Carli

Klimastreiken für Erwachsene – das müssen Sie beachten
Juristisch ist ein Klimastreik kein Streik, sondern ein politischer Protest. Das hat Folgen für alle Angestellten.
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Dienstag, 7. Januar 2020

Christof Gertsch

Der Raum ist kaum grösser als eine
Abstellkammer, aberwas hier entsteht,
könnte dieWelt verändern.

Oder muss dieWelt verändern.
Vier Stühle, drei Computer, eine leere

Wand für Notizen: Das ist das Hirn von
Planted, einemETH-Start-up, das gera-
de eine ziemlich verrückte Erfolgs
geschichte schreibt.Weniger als ein Jahr
ist es her, dass sich Planted mit einem
Prototypen seiner Ware auf den Markt
wagte. Und jetzt dauert es nur noch
Tage, dann ist die Ware in 200 Filialen
eines grossen SchweizerDetailhändlers
erhältlich.

Die Ware? Fleisch ohne Tier. Aber
nicht so,wieman es bisher kannte, kein
matschiges Gemüsepatty, kein fader
Tofuburger. Sondern bissfestes Poulet-
geschnetzeltes, dem Original in Aus
sehen, Geschmack und Nährwert ver-
blüffend ähnlich.

«Gepflanzt, nicht geschlachtet»: Das
ist das Motto von Planted, das Motto
einer ganzen Industrie, die gerade ent-
steht. Es ist eineVisionmit einer gewis-
sen Eile. Die, die sich auskennen, sagen:
Wollen wir den Klimawandel bremsen,
müssen wir dringend unseren Fleisch-
konsum reduzieren.

Zum Beispiel Tim Searchinger,Wis-
senschaftler an der Princeton-Universi-
tät und Verfasser des UNO-Reports
«Creating a Sustainable Food Future»
(«Eine nachhaltige Nahrungszukunft
erschaffen»).Oder Jonathan Safran Foer,
Autor desWeltbestsellers «Wir sind das
Klima!». Oder Daniel Bretscher, Treib-
hausgasspezialist am Schweizer For-
schungszentrum Agroscope.

Zwang zur Veränderung
Bei der Vorstellung seines Reports im
vergangenen Sommer in Washington
forderte Searchinger: «50 Prozent we-
niger Fleisch in Nordamerika, 50 Pro-
zentweniger Fleisch in Europa, 75 Pro-
zent weniger Fleisch in Brasilien.» In
seinem Buch schreibt Foer: «Unsere
Ernährung umzustellen,wird nicht aus-
reichen, um die Erde zu retten, aberwir
können sie nicht retten, ohne uns an-
ders zu ernähren.» Und amTelefon sagt
Bretscher: «Auto fahren, fliegen, heizen:
Da ist die Umweltbelastung inzwischen
vielen klar. Aber das Bewusstsein, dass
sich unserNahrungsmittelkonsumauch
negativ auf die Umwelt auswirken kann,
scheint noch immerwenig verbreitet.»

Darum ein paar Fakten:
— Die Landwirtschaft verursacht ein
Viertel der weltweiten Treibhausgas-
emissionen.
— Mehr als 80 Prozent davon entfallen
auf die Nutztierhaltung.
— Wären Kühe ein Land, würden ihre
Emissionen die der EU über- und nur
jene von China und den USA unter-
schreiten – vor allemwegen des Klima-
gases Methan, das sie beim Wieder-
käuen in Unmengen ausstossen.
— In der Schweizwerden pro Jahr rund
440000 Tonnen Fleisch konsumiert.
Macht 52 Kilo pro Person.Das ist 70 Pro-
zent mehr als von der Ernährungswis-
senschaft empfohlen.
— Der Ernährungsfussabdruck von
Veganern ist bis zu 40 Prozent kleiner
als der von Fleischessern.

Fleischesser überzeugend
Searchinger, Foer, Bretscher – sie alle
sagen, es brauche einen Paradigmen-
wechsel. FrüherverzichtetenMenschen
auf Fleisch,weil es für sie selbst gesund
war. Oder fürs Tierwohl. Heute sollten
sie es tun,weil es für die Umwelt gesund
ist. Doch dafür sind neue Produkte
nötig. Solche, die in ihrerÄhnlichkeit zu
Fleisch so überzeugend sind, dass auch
Fleischesser sie kaufen.

Hier kommt die Abstellkammer ins
Spiel, Pardon: Raum LFV E22 am Ende
eines langen Gangs imvierten Stock des
Instituts für Lebensmittelwissenschaf-
ten der ETH Zürich. «Willkommen!»,
sagt Lukas Böni, einer der vier Gründer
von Planted, während er die letzten
Bissen seines Mittagessens verdrückt:
vegetarische Fleischbällchen eines Kon-
kurrenten.

Wobei: Konkurrent ist falsch. Böni,
30-jährig, betrachtet Hersteller von
Fleischersatzprodukten nicht grund-
sätzlich als Konkurrenten. Sondern nur,
wenn sie ungeniessbares Zeugs auf den
Markt bringen. «Wir befinden uns in
einer Phase, in der das Bild der Branche
definiertwird. Eine schlechte Erfahrung
reicht, um der ganzen Branche keine
zweite Chance zu geben.»

Darum Planted, als Idee entstanden
vor zwei Jahren. Als Bönis Cousin Pas-
cal Bieri, ein Betriebsökonom,während
eines längeren USA-Aufenthalts fest-
stellte, wie gross die pflanzenbasierte
Bewegung dort schonwar,wollte erwis-
sen: «Was passiert eigentlich in der
Schweiz?» Böni sagte: «Nichts.»

Böniwar geradeVater geworden.Die
Frage, die ihn schon vor der Geburt sei-
ner Tochter gequält hatte, harrte nun
nicht mehr länger einer Antwort: Was
kann er dazu beitragen, um seinemKind
eine bessereWelt – oder zumindest kei-
ne schlechtere – zu hinterlassen? Zu-
sammen mit Bieri verfasste er einen
Zweiseiter und stellte das Projekt sei-
nemProfessorvor.Dieser führte sie zum
Doktoranden Eric Stirnemann.

Stirnemann ist ein Tüftler, wie Böni
ein Lebensmittelverfahrenstechniker,
und damals befasste er sich schon seit
geraumer Zeit mit den Geheimnissen
des Extruders, der im Labor im zweiten

Stock des Instituts steht. Noch wurde
das Gerät nur zu Forschungszwecken
benutzt, doch das änderte sich nun.

Wenn Raum LFV E22 das Hirn von
Planted ist,wo Bestellungen aufgenom-
men, Produktionsprozesse geplant und
Arbeitszeiten arrangiert werden, dann
ist der Extruder das Herz.

Bei der Extrusion handelt es sich um
ein Verfahren, das ursprünglich für die
Kautschukverarbeitung entwickeltwur-
de, seit den 60er-Jahren aber auch in der
LebensmittelindustrieAnwendung fin-
det: für Erdnussflips, Cornflakes, Spa-
ghetti. Für die zweite Generation pflanz-
licher Fleischersatzprodukte ist sie zen-
tral, denn mit ihr lassen sich die
extrahierten Pflanzenproteine, die auf
mikroskopischer Ebene eine kugelige
Form haben, in die faserige und ge-
streckte Form tierischer Muskelfaser-
proteine verwandeln.

Nur vier Zutaten
Das Prinzip ist immer dasselbe: Durch
Rotation zweier Schrauben werden die
Zutaten im Extruder erhitzt und unter
Druck gesetzt. Gleichzeitig wirken
Scherkräfte wie bei einer Pastamaschi-
ne. So entsteht ein Teig, der durch eine
Düse gepresst und abgekühlt wird.

Die Unterschiede liegen im Detail.
Zum einen bei den Feineinstellungen
des Extruders, weshalb kein Hersteller
zu viel verratenwill, auch Planted nicht.
Zum anderen bei der Zutatenliste. Und
die ist bei Planted gleich aus zwei Grün-
den besonders.

Erstens verwendet das Start-up nicht
Soja, sondern die in der Schweiz leich-
ter anbaubaren gelben Erbsen – auch
weil die Gründermöchten, dass die hie-
sige Landwirtschaft nicht von den Ent-
wicklungen in der Lebensmittelbranche

abgehängt wird. Zweitens setzt sich ihr
Geschnetzeltes aus nurvier Bestandtei-
len zusammen: Dem Gelberbsenprote-
in und den Erbsenfasernwird lediglich
nochWasser und Rapsöl beigemischt.

Das ist eine bemerkenswert reine Zu-
tatenliste – undwahrscheinlich eine der
Hauptursachen, weshalb die erste Fi-
nanzierungsrunde so erfolgreich ver-
lief: Der Finanzfachmann Christoph
Jenny, Vierter im Bunde des Gründer-
teams, sammelte siebenMillionen Fran-
ken. Das Geld stammt von Investment-
fonds und Privatinvestoren, darunter
die UnternehmerPhilippe Gaydoul, Ste-
phan Schmidheiny und Rolf Hiltl.

Der Clou: Pouletgeschnetzeltes von
Planted ist viel umweltfreundlicher als
solches vomTier. In derHerstellungver-
braucht es nur etwa ein Drittel so viel
Land und Wasser und verursacht auch
nur ein Drittel so viel Treibhausgase.

15 Angestellte hat Planted, Tendenz
steigend. Bisher konnte man pro Tag
300 Kilo Pouletgeschnetzeltes produ-
zieren. Nun folgt der Umzug ins «The
Valley», das ehemalige Maggi-Areal im
Kemptthal, wo die zehnfache Menge
hergestellt werden soll. «Jetzt fangen
wir erst richtig an», sagt Lukas Böni.

Die Planted-Gründer haben einen
Traum. In Zukunft, hoffen sie, wird es
nicht mehr nötig sein, pflanzenbasier-
te Proteinprodukte mit Fleischnamen
zu erklären. Sie stellen sich ein Super-
marktregal vor, nach Proteinquelle sor-
tiert: Kuh, Schwein, Erbse,Weizenkorn,
Sojabohne. Und vertikal nach Struktur:
Geschnetzeltes,Wurst, Hack.

«Das ist doch eine schöne Vision,
nicht?», sagt Lukas Böni. «Man wählt
nichtmehrdasTier, sondernQuelle und
Form. Und im Idealfall wäre das Tier
irgendwann ganz raus.»

Aus Erbsenmachen sie Fleisch
Ernährung Den Klimawandel bremsen? Das gehe nur über unsere Ernährung, sagen Experten.
Ein Schweizer Start-up steht kurz davor, einen beträchtlichen Beitrag dazu zu leisten. Mit echtem falschem Pouletgeschnetzeltem.

Bissfestes Pouletgeschnetzeltes, dem Original in Aussehen, Geschmack und Nährwert verblüffend ähnlich: «Planted Chicken Bowl» in der ETH-Mensa. Fotos: Reto Oeschger

In Zahlen

440000
Tonnen Fleisch werden in der Schweiz pro
Jahr konsumiert. Das sind 52 Kilo pro
Person und 70 Prozent mehr als von
Ernährungswissenschaftlern empfohlen.

300
Kilo Pouletgeschnetzeltes konnte Planted
bisher pro Tag produzieren. In Zukunft soll
es die zehnfache Menge sein.

Eine reine Zutatenliste: Erbsenprotein,
Erbsenfasern, Rapsöl und Wasser.
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Sebastian Briellmann

Sie kritisieren denWeg der
Klimabewegung «Fridays for
Future» stark – obschon Siemit
denAnliegen sympathisieren.
Warum?
Positiv ist, dass «Fridays for Fu-
ture» ein Bewusstsein für einen
ökologischen Systemwandel
schafft. Aber die geforderte As-
kese, also die vielen Verbots-
ideen, halte ich für nicht zielfüh-
rend. Und besonders negativ ist,
dass aus der Bewegung heraus
auch ein antikapitalistischer Sys-
temwechsel propagiert wird.

Was ist denn zielführend – und
ökonomisch sinnvoll?
Innovation.Nurso ist eine grund-
sätzliche Technologieänderung
möglich, die für eine sinnvolle
Reduktion des CO2-Ausstosses
unverzichtbar nötig ist.

Die Klimabewegung kritisiert,
man spreche immer nurvon
vagen Begriffenwie Innovation.
Nennen Sie konkrete Ideen.
Wasmich ammeisten überzeugt
und ich als riesige Chance sehe,
ist alles, was mit Wasser, dem
knappsten Rohstoff des Jahrhun-
derts, zu tun hat. Das beginnt bei
einer weit stärkeren Ausschöp-
fung des enormen Potenzials des
Wasserstoffs bis zur Entsalzung
von Wasser, was die Trinkwas-
sermenge enorm erhöhen hilft.
Wasser ist wie ein Perpetuum
mobile, daraus kann so viel ent-
stehen. Israel und das Silicon
Valley sind bei der Entsalzung
von Meerwasser führend in der
Umsetzung, es ist also möglich.
Eine weitere realistische Mass-
nahmewäre die Synthetisierung
des Kerosins.

Problem gelöst. Die hysterische
Klimabewegung braucht es also
nichtmehr.
Verstehen Sie mich richtig:
Gegen «Fridays for Future» habe
ich nichts, sie haben die Debatte
angestossen. Aber ich kritisiere
ihrenWeg. Sehen Sie:Wir könn-
ten in der Schweiz schon allemit
Autofahren aufhören undweni-
ger fliegen – aber das bringt glo-
bal gesehen nichts. Wenn wir
aber mit unserem Forschungs-
stand und Wissen innovative
Projekte zur CO2-Vermeidung
unterstützen, machen wir viel
mehr fürs Klima. Dass «Ökono-
mie für Ökologie» die wohl wir-
kungsvollste Massnahme für
Klima-Anliegen ist, hat die Be-
wegung leider noch nicht ver-
standen.

Wie soll die Umsetzung statt­
finden, ist diese überhaupt
realistisch?
Es ist zynisch, nur auf Verzicht
zu setzen und diese Strategie
auch in Weltregionen durchset-

zen zu wollen, die nichts haben,
worauf sie verzichten könnten.
Wir können unseres eigenen
hohenVerschleisseswegen nicht
so arrogant sein – und anderen
Ländern vorschreiben, was sie
jetzt zu tun hätten.

Mit dreckiger Energie holt
IndienMillionen aus derAr­
mut, schliesst sie endlich dem
Stromnetz an. Dagegen ist
nichts zu sagen.Wie also sieht
einWeg, sagenwir, der Zusam­
menarbeit aus?
Zuerst einmal müsste der Wes-
ten Direktzahlungen fürVerzicht
auf Abholzung von Regenwäl-
dern oder den Bauweiterer Koh-
lekraftwerken leisten. Beispiel
Amazonas: Wir zahlen Milliar-
den, Brasilien holzt nicht mehr
ab. In einem zweiten Schritt ent-
wickelten die betroffenen Län-
der ihre Strategiemit neuartigen
Technologien. Dort könnten wir
technologische Unterstützung
bei Sonne-,Wind- undGezeiten-
energiegewinnung liefern.

Ist Indien fähig, dies zu tun?
Sie sind fähig, eine Atombombe
zu bauen…

… ist Indienwillens? Vom
Klimawandel hört man dort
nichts, auch in China nicht.
Das ist der entscheidende Punkt.
Diese Länder haben andere Pro-
bleme – wie Massenarmut und
Massenarbeitslosigkeit. Aber
technischwäre esmachbar.Neh-
men wir Indien. Dort wäre Son-
nenkraft eine effektive grüne
Energie. Mir schweben deswe-
gen in einem Zehn-Jahres-Hori-
zont Joint Ventures vor. Schwei-
zer Firmen liefern Technologie,
die Lokalen bringen ihr Know-
how. Das ist fürmich grünes In-
vestment, wie es sein müsste.

Sind Sie da nicht zu euphorisch?
Ich denke nicht.Wenn ichmir die
Smartphones anschaue, die sich
auf der ganzenWelt in einemun-
fassbaren Tempo durchgesetzt
haben, sehe ich: In Indien genau-
sowie inAfrika habenwir bereits
eine sehr respektable Dichte an
E-Banking. Von Finanztrans
aktionen via Internetwaren die-
seWeltregionen zuvor weit ent-
fernt. Man hat technologische
Schritte übersprungen. Das ist
doch auch bei neuen Energie
trägern möglich.

Von konkreten Projekten hört
man allerdings noch nichts.
Marktwirtschaftliche Instrumen-
tewirken dann ambesten,wenn
es demMenschen schlecht geht.
Wenn es umsGeldverdienen und

ums Sparen geht, ändern sich
Verhalten, Anreize und Techno-
logien am schnellsten. Aber ich
gebe zu, dass meine Generation
da noch nicht im notwendigen
Umfang denWillen hat, sich der
ökologischenTransformation zu
stellen, und vieles auf künftige
Generationen abwälzt.

KeinenWillen,wirklich?
Ein Beispiel. Die deutsche Auto-
mobilindustrie ist weltweit im-
mer noch führend, abermit dem
Wandel tut sie sich enorm
schwer. Warum? Sie haben die
neuen Technologien, alles da,
aber das Elektroauto kommt ge-
nauso daher wie der Benziner –
ist aber schlechter, langsamer
und erst noch teurer. Da muss
man doch alle verstehen, die den
Benziner kauften.

Was ich nicht verstehe:Wir
sprechen vonmöglichen Lö­
sungen.Warumhörtman
solche Diskussionen nicht von
den Befürwortern der Klima­
bewegung, sondern immer nur
apokalyptische Drohungen?
Wie zu Beginn erwähnt: Kein
kleiner Teil der Klimabewegung
hat einen Systemwechsel im
Sinn, der interessiert sich nicht

für sinnvolle Innovationen und
Geschäftsmodelle, der will die
Abschaffung von Kapitalismus
und Marktwirtschaft.

Und die Politik kuscht vor den
Extremen.
Sie wissen ja, wie Politik funk-
tioniert.Allewollen (wieder) ge-
wählt werden, deshalb folgt die
Herde meist den Trends.

Gerade in Deutschland ist es
überhaupt nicht sicher, ob die
Klimabewegung eineMehrheit
hat. Diewollen keineVerbote,
keine Drangsalierung – und
Auto fahrenmüssen sie,weil sie
sonst nicht zurArbeit kommen.
Absolut. Das ist ein grosses Pro-
blem. Ich bin sicher, dass derKli-
mawandel das herausragende
Problem unser Zeit ist – aber

wenn der moralische Impetus
regiert,wie bei vielen Glaubens-
gemeinschaften,wenn man den
Abtrünnigen mit der Moralkeu-
le droht, bleibt zu oft und zu
rasch dieVernunft, bleibenMass
und Mitte auf der Strecke.

Die Energiewende in der
Schweiz, in Deutschland: Geht
das nicht in die Richtung «Gut»
und «Böse»? In Deutschland
droht nunwegen derAbkehr
von Braunkohle und Kernkraft
ein Blackout. Eswird nun als
Folge noch dreckigerer Strom
aus demAusland importiert.
Das ist, ganz nüchtern und ohne
normativ moralische Wertung,
ziemlich peinlich. Baden-Würt-
temberg schliesst seine Kern-
kraftwerke, die höchsten regula-
torischen Ansprüchen entspre-
chen – und importiert dann
billigen Atomstrom aus dem
Ausland. Das ist natürlich sinn-
frei.

Also sind Sie fürmehrKern­
kraft?
Ein Ökonom sollte sich da zu-
nächst einmal nüchtern raushal-
ten; er sollte sich darauf fokus-
sieren, das, was technisch sinn-
voll ist, ökonomischmöglich zu

machen. Das Ziel muss die Poli-
tik vorgeben, den Weg können
dann Technik und Ökonomie
aufzeigen.

Sieweichen aus.
Nein. Ich bin indifferent. Man
muss immer alle Möglichkeiten
ohne Vorurteile durchspielen –
und dann entscheiden. Skandi-
navien setzt jetztwieder auf eine
moderne Kernkraft. Wenn sich
eine Gesellschaft dafür entschei-
det, finde ich das eine legitime
Möglichkeit auf demWeg zurKli-
maneutralität. Ein Glaubens-
krieg, was richtig ist, ist kontra-
produktiv.

Neben technischen Lösungen
–wiemuss das hohe prognosti­
zierte Bevölkerungswachstum
einbezogenwerden? Sind
10MilliardenMenschen über­
haupt verkraftbar für den
Planeten?
Fakt ist doch heute schon: Bis
2050 wird die Weltbevölkerung
auf jeden Fall und bei jedemSze-
nario noch stark zunehmen, das
Wachstum ist also unumkehrbar.
Umso mehr fühle ich mich be-
stärkt, dass nur Innovation die-
sesWachstum managen kann.

Und ab 2050?
DerÖkonomkann aus Erfahrung
sagen, dass das Bevölkerungs-
wachstumnur gebremstwerden
kann, wenn der Wohlstand in
einemLand deutlich spürbar zu-
nimmt. Das bedingt einen viel
stärkeren Einbezug der Frauen
in die marktliche Erwerbsarbeit
in Dritt- und Schwellenländern.
Je stärker das Haushaltseinkom-
menvomBeitrag der Frauen ab-
hängig ist, umso geringer wird
die Geburtenrate.

Ist das starkewirtschaftliche
Wachstum allein dafür verant­
wortlich – oderwäre auch ein
politischesVehikelwie die
Ein-Kind-Politik sinnvoll?
Eine interessante Frage. Ich den-
ke,Ersteres ist klar zielführender:
InChinawares derkapitalistische
Ansatz der kommunistischen
Partei, der das unglaubliche
Wachstum ermöglicht hat.

Glauben Sie auch nicht an eine
Ein-Kind-Politik,weil es zu
Missbrauch kam, nur Knaben
erwünschtwaren?
Auch. Aber vor allem, weil eine
Ein-Kind-Politik die demografi-
schen Problem alternder Gesell-
schaften noch viel gravierender
als bei uns verschärft. Wir be-
schweren uns ja schon,wenn ein
Erwerbstätiger einen Rentner
finanzierenmuss; in Chinamüs-
sen Einzelkinder zwei Eltern
finanzieren.

Sind Sie überhaupt optimis­
tisch, dass Ihre Ideen erfolg­
reich sein, die Innovationen
sich durchsetzenwerden?
Ich ziehe daraus meine Motiva-
tion, mich auch öffentlich mit
diesem grossen Thema zu be-
schäftigen, weil es nur so gelin-
gen kann. Es ist doch unsereVer-
pflichtung, gerade fürmeine Ge-
neration, Lösungen zu kreieren
für die Probleme, die wir verur-
sacht haben.Denn klar ist: Rück-
wärts in die Zukunft geht nicht.

«Kein kleiner Teil der Klimabewegung
will die Abschaffung des Kapitalismus»
Klimawandel Der Ökonom Thomas Straubhaar hält wenig von einer Verbotskultur. Was es braucht, ist für ihn klar: Innovation.

Alles, was mit Wasser zu tun hat, sieht er als riesige Chance: Thomas Straubhaar. Foto: Florian Bärtschiger

Die Welt im Blick

Der Ökonom Thomas Straubhaar
ist auch ein ausgewiesener Migra-
tionsforscher. Straubhaar, geboren
1957 in Unterseen im Kanton Bern,
ist Professor an der Universität
Hamburg, mit einem Lehrstuhl für
Internationale Wirtschaftsbezie-
hungen. 2008 bis 2011 gehörte er
dem Sachverständigenrat deut-
scher Stiftungen für Integration
und Migration an. Die BaZ traf
Thomas Straubhaar am Anlage-
Apéro der Bank SoBa. (sb)

«Schweizer Firmen
liefernTechnologie,
die Lokalen vorOrt
ihr Know-how.
Grünes Investment,
wie es seinmüsste.»

«Die deutsche
Strategie ist, ganz
nüchtern und ohne
normativmorali-
scheWertung,
ziemlich peinlich.»



Stellungnahme Der Vorwurf der Dia-
logverweigerungerstaune sie, schreibt
die CS in ihren Antworten auf die Fra-
gen der «Schweiz am Wochenende»
(integrale Stellungnahme auf unserer
Website). Seit 2018 habe sich die Bank
über 50-malmitNichtregierungsorga-
nisationen getroffen oder sich telefo-
nisch oder schriftlich ausgetauscht.

DieCredit Suisse setzeauchaufden
Dialogmit jenenKlimaschützern,«mit
deneneinkonstruktiverDialogmöglich
ist», schreibtdieBank.«Hausbesetzun-
gen oder Sachbeschädigungen auf
unsere Filialen führen nicht zu einem
konstruktiven Dialog und wollen wir
nicht hinnehmen», betont die CS. Sie
hält auch fest, sie reiche nicht Strafan-
zeigen ein, weil sich Personen für den
Klimaschutz oder gegendieGeschäfte
derCSeinsetzten.«Sondenweil sieden
Geschäftsbetrieb einschränkten.» Die
Zahl der Strafanzeigen bewegten
sich «im einstelligen Bereich». Es
bleibt unklar, wie viele Personen von
denmaximal neunAnzeigenbetroffen
sind.

Die NGO-Studie «Banking on Cli-
matChange»zeigt, dassdieCSbeiden
Krediten an Unternehmen im fossilen
Bereichweltweit auf Rang 14 liegt und
2016–1857,4Milliarden investierte.Bei
diesenGeldernhandlees sichnichtnur
um Kredite, betont die CS. Eingerech-
net seien auch Emissionstätigkeiten.
DieCSunterstütze ihreKundenzudem
im Rahmen der Transaktion hin zu
nachhaltigenGeschäftsmodellen.Und
siewolle ihr eigenesKreditportfolio an
denVereinbarungendesPariserKlima-
abkommens ausrichten. (att)

Aktivisten

CS-Chef Tidjane Thiam mit Roger Federer. Bild: Getty (Genf, 22. September 2019)

Dialogverweigerung?
Die Credit Suisse weist
Vorwurf zurück

eizer Schülerinnen und Schüler mit Greta Thunberg. Bild: Jean-Christophe Bott/Keystone (Lausanne, 17. Januar 2020)

Klimajugend
verstärktDruck
aufRogerFederer
Nach demFreispruch vorGericht sind sie imHoch: Junge Aktivisten sagen,
Roger Federer könne zumKlimaheldenwerden, wenn er alsMarkenbotschafter
dieCS zumUmdenkenbewege. Tut er das nicht, droht ihmdieRolle desBuhmanns.
Othmar vonMatt

Sie betraten die Lausanner Filiale der
Credit Suisse an der Rue du Lion d’Or
mitTennisschlägern.Undals erstes ga-
ben die Peace Keeper der Gruppe Ent-
warnung: «Keine Angst. Wir greifen
niemandenan, schlagennichts kaputt.»
Dann machten sich die bunt gekleide-
tenAktivisten ans Einlaufen, spannten
einNetz auf und spielten Tennis.

Sie nahmen damit Bezug auf Roger
Federer, seit 2009 Markenbotschafter
derCredit Suisse.DieAktion fandunter
dem Hashtag #SiRogerSavait statt:
WennFederernurwüsste, dass«seine»
Bank «das Klima zerstört», wie auf
einemTransparent zu lesenwar.

Das Tennisspiel fand am 22. No-
vember 2018 in den CS-Filialen Lau-
sanne, Genf und Basel statt. AmMon-
tag erregte es plötzlich weltweites Auf-
sehen,weil Richter PhilippeColelough
die zwölfAktivisten vonLausanne frei-
sprachvomVorwurfdesHausfriedens-
bruchs. SeineBegründung: der «recht-
fertigendeNotstand» der Klimakrise.

ImMärzgibt eseineprovisorische
schwarzeListederBanken

FürdieKlimajugend ist dasUrteil idea-
lerAusgangspunkt für einenumfassen-
den Angriff auf den Schweizer Finanz-
platz. Sie hat ihn schon im November
eingeleitet mit 300 Briefen an Banken
undVersicherungen.Am1.Märzwill die
Bewegungeineprovisorische schwarze
ListederSchweizerBankenpublizieren,
die als Klimaverschmutzer gelten. Im
Juni wird sie definitiv.

Auch Roger Federer soll noch stär-
ker unter Druck gesetzt werden. Der
globaleTennisstarhatte sichamTagvor
demProzess inLausanneüberraschend
zu Wort gemeldet und «grossen Res-
pekt undBewunderung für die Jugend-
klimabewegung» ausgedrückt.

Mit demStatement öffnete Federer
eineTüre.DieKlimabewegungwill nun
mehr. «Unser Ziel ist es, dass er dieCS
öffentlichdazu auffordert, ihre Investi-
tionspolitik zu ändern», sagtOlivier de
Marcellus vom Genfer Kollektiv Break
Free.«Unddass er seineBeziehungzur
CS abbricht, falls sie das nicht tut.»

De Marcellus liegt mit Break Free
am Ursprung der Federer-Aktion vom
22.November 2018.Das Kollektiv hat-
te am8.Februar 2019versucht, auchdi-
rekt mit Federer in Kontakt zu treten,
als dieser für den Laver-Cup in Genf
war. «Ein Treffen wurde uns aber aus
Sicherheitsgründen verweigert.»

De Marcellus glaubt, Federer biete
sich zurzeit einhistorischesZeitfenster.
«Er kann zum Klimahelden werden»,
sagt er. Stephanie Wyss vom Klima-
streikwarnt, dass es auchanders laufen
könnte. Die Bewegung würde es «sehr
begrüssen», wenn Federer die CS vom
Divestment, demAusstieg ausden fos-
silen Investitionen,überzeugenkönnte,
sagt sie. «Federer ist eine sehr beliebte
Persönlichkeit. Seine Verbindung mit
derUmweltzerstörerinCSschadet aber

seinem Image.» Oder anders formu-
liert: Schafft Federer die Heldenrolle
nicht, droht ihm jene des Buhmanns.

Dass die Klimaaktivisten CS-Mar-
kenbotschafter Federer als Hebel nut-
zen, um an die Credit Suisse heranzu-
kommen, ist kein Zufall. Jahrelang
versuchten sie vergeblich, mit der
Grossbank ins Gespräch zu kommen,
die gemäss dem NGO-Finanzreport
2019 «Banking on Climate Change»
aufRang 14 aller Banken liegt,wennes
umKredite für Unternehmen im fossi-
len Bereich geht. Sie investierte zwi-
schen 2016 und 2018 57,4 Milliarden
Dollar und ist damit die Nummer drei
in Europa und die Nummer eins in der
Schweiz. Das Genfer Kollektiv Break
Free hatte ab 2016 Aktionen gegen die
CS durchgeführt und der Bank immer
wiederBriefe geschrieben.«Wir erhiel-
ten nie Antworten», sagt deMarcellus.
Ein einziges Mal habe man mit einem
RiskOfficer der CS sprechen können.

Die CS blieb auch dem Prozess
gegendie zwölfAktivisten fern,die frei-
gesprochenwurden.«DieKlimaaktivis-
ten sagen, es sei einfacher, eineAntwort
von Roger Federer zu bekommen als
von der CS», hält Marie-Pomme Moi-
nat fest. Die Anwältin hat mit Kollegin
IrèneWettstein fürdenProzess elfKol-
legenausverschiedenenParteienorga-
nisiert, bestätigte Strafrechtler.DieAk-
tivistenhätten stetsdenDialoggesucht
mitderCS, sagtAnwältinWettstein.Die
CS habe aber «nie» geantwortet. «Wir
empfanden es als arrogant.»

Umso mehr, als die CS mit einer
hartenHaltungauffällt,wennesumAk-
tionen des zivilen Ungehorsams geht.
Zusammen mit der UBS hat die CS in
den letzten JahrenStrafanzeigeneinge-

reicht, dieHunderte vonAktivistenbe-
treffen.Die internationaleOrganisation
BankTrack, welche Finanzströme von
Privatbanken verfolgt, schreibt in
einemBlogbeitrag,CSundUBSwürden
weltweit «die extremsten Schritte
gegen Klimaprotester» ergreifen, ge-
hörten aber zu den «schlimmsten Kli-
masündern» Europas (Stellungnahme
CS rechts). InzwischenhabenKlimaak-
tivistenausderWestschweizdieHome-
page discretitsuisse.ch online gestellt.

In den kommenden Monaten
kommt es in Genf, Lausanne, Zürich
und Basel zu einer ganzen Reihe von
Prozessen gegen Hunderte von Ange-
klagten. Das hängt auch mit dem Vor-
gehenderKlimabewegungzusammen.
Sie ist nicht bereit, Strafbefehle ohne
Gerichtsverfahrenentgegenzunehmen.

«Es ist Strategie, Strafbefehle anzu-
fechten, um die Bevölkerung in Ge-
richtsprozessenüberdieKlimakrise in-
formieren zu können», sagt Anwältin
Moinat.DeMarcellus formuliert eshär-
ter: «WirnutzenProzesse, umdiewah-
ren Verbrechen bekannt zumachen.»

Als sie die Strafbefehle über insge-
samt 21600 Franken sahen, hätten sie
als Studentenzuerst«leer geschluckt»,
sagtBeateThalmann,Aktivistindes 22.
Novembers in Lausanne. Das will die
Klimajugendnicht einfachhinnehmen.

«WenndieCSweiterhinMenschen
unteranderemmitGeldbussenbestraft,
die friedvoll auf ihredreckigenGeschäf-
teaufmerksammachen»,warntStepha-
nieWyss, «bekommt siemal eine Bus-
se zurück für all dieArbeitsstundenwie
auch das Ausmass der Zerstörungen,
das sie mit ihren Geschäften angerich-
tet hat.» Diese Busse wäre «in Millio-
nen- wenn nichtMilliardenhöhe».

2 3
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Mittwoch, 22. Januar 2020

Heute Mittwoch geht für Heiner
Vischer sein Jahr als Präsident
des Grossen Rats zu Ende. Eswa-
ren oft intensive,manchmal auch
turbulente Sitzungen, die der
63-jährige Liberale leiten durfte.
Mit hitzigen Debatten, bei denen
er hin und wieder intervenieren
und Wörter, die «dieses hohen
Hauses unwürdig sind», aus dem
Saal verbannenmusste – im Sin-
ne einer «guten und hochstehen-
den Sprachkultur». Auf der
schwarzen Liste standen aber
nicht nur Fäkalausdrücke, Vi-
scher hob den Mahnfinger auch
bei Adjektivenwie «perfid» oder
«engstirnig».

Neben Dossiers wie den Be-
richten der Geschäftsprüfungs-
kommission zum Biozentrum
und zudenBaslerVerkehrsbetrie-
ben,mehrVaterzeit für Kantons-
angestellte, externe Kinder
betreuung, Verkehrsinitiativen
des Gewerbeverbands oder der

Frage, ob im Parlament künftig
nurnochBaseldytsch gesprochen
werden soll, stand im vergange-
nen Jahr vor allem ein Thema im
Mittelpunkt: das Klima. Vor den
eidgenössischenWahlen erreich-
te die Klimadebatte ihren Höhe-
punkt: Zwischen links und rechts
flogen die Fetzen, sachlichenDis-
kussionen stand oft die Ideologie
imWeg.

Die Vorstossflut
SP, Grünes Bündnis und Grün
liberale nahmen sich die Frei-
tagsmärsche der streikenden
Schüler zum Vorbild und traten
als überzeugte Klimaschützer auf
– mit Erfolg. Im Februar rief Ba-
sel den Klima-Notstand aus, sehr
zumUnmut der SVPund ein paar
anderer Bürgerlicher, die kein
Verständnis für diesen «kleinflä-
chigenAktionismus» aufbringen
mochten. Denn, so erklärte SVP-
Grossrat Beat Schaller das Phä-

nomen des Klimawandels: «Das
Klima ändert sich, hat sich im-
mer geändert und wird sich im-
mer ändern.» Er rief seine Kolle-
ginnen und Kollegen zu «mehr
Demut vor der Schöpfung» auf.

Es folgte eine Flut von Klimavor-
stössen, über die der Grosse Rat
im Mai fast sechs Stunden lang
debattierte. Grossratspräsident
Vischer sprach am Ende der
Sitzungvon einem«Rekord».Da-
bei wurdenwichtige Entscheide
gefällt, wie etwa die CO2-Abga-
be auf Flügen vomEuro-Airport.
Oder dass Kantonsangestellte bei
Reisestreckenvon unter 1000 Ki-

lometern aufs Flugzeug verzich-
ten und stattdessen den Zug
nehmen sollen. Zudemmuss der
Kanton Basel-Stadt das Pariser
Klimaabkommen einhalten.

Seit November hat das Par
lament auch eine Klimakommis-
sion, die sich ausMitgliedern des
Grossen Rates zusammensetzt
und Basels Klimapolitik über-
prüfen soll. Präsidentin ist die
25-jährige Grüne Jo Vergeat. Die
Idee für das Spezialgremium
stammt allerdingswedervon den
Grünen nochvon der SP, sondern
von den Jungliberalen. Grossrat
Raoul Furlano trug dasAnliegen
der jungen Garde ins Parlament,
scheiterte aber.Die SP stellte sich
quer, weil sie es der LDP, die
sämtlicheVorstösse der Sozialde-
mokraten zumThema abgelehnt
hatte, nicht abnehmen wollte,
dass sie sichmit derKommission
tatsächlich für den Klimaschutz
einbringen will.

Erst als der Grüne Jürg Stöcklin
den Vorstoss wieder aufnahm,
fand das Anliegen im Rat eine
Mehrheit. «Es ist schon tragisch,
dass die Argumente einer bür-
gerlichen Jungpartei zu Umwelt-
themen zuerst grün angestrichen
werdenmüssen, bevor siewahr-
genommen werden», kommen-
tierte Benjamin Grob, Präsident
der Jungliberalen Basel-Stadt.

DerWahlkampf
Geradewegen dieser Klimakom-
mission, die demnächst ihre
Arbeit aufnehmen wird, und
mehrerer hängigen Vorstösse
dürfte das Klima auch im nächs-
ten Grossratsjahr ein zentrales
Thema bleiben. Und auch, weil
der Klimawandel nicht ein Pro-
blem ist, das sich von heute auf
morgen lösen lässt und somit die
kantonale, nationale und inter-
nationale Politik noch lange be-
schäftigenwird.WelcheThemen

in den kommenden Monaten
sonst noch aktuell sein werden,
hängt davon ab,wie sich die Par-
teien für die bevorstehenden
kantonalenGesamterneuerungs-
wahlen positionieren. Neben
demKlima eignen sichVerkehrs-
und Parkplatzfragen besonders
gut für denWahlkampf.Weitere
Themen, die auf demProgramm
stehen, sind der Zonenplan,
Fragen rund um den Bedarf
anWohnungen und die Zukunft
des Hafens.

Der Wahlkampf findet auch
im Grossen Rat statt. Immerhin
sind durch die Abgänge der bei-
den SP-Magistraten Hans-Peter
Wessels undChristophBrutschin
zwei Regierungssitze neu zu
besetzen.Allein bei der SPhaben
sich – bis jetzt – vier Kandidaten
gemeldet. Das grosse Showlau-
fen kann beginnen.

Alessandra Paone

Von Klimadebatte zu Klimadebatte – das war das Grossratsjahr 2019
Parlament Das laufende Jahr steht im Zeichen der kantonalenWahlen. Das grosse Showlaufen der Politiker kann beginnen.
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Martin Furrer

Seit fast einem Jahr gilt in Basel-
Stadt der «Klimanotstand». Der
Grosse Rat hat in einer Resolu-
tion die «Eindämmung des Kli-
mawandels» zur «Aufgabe von
höchster Priorität» erklärt. Auf
Einladung derBaZ trafen sich die
Grossräte Lisa Mathys (SP, 42)
und Joël Thüring (SVP, 36) – bei-
de sind Mitglieder der grossrät-
lichenKlima-Spezialkommission
– zum Gespräch auf der Redak-
tion am Aeschenplatz.

«Oha», sagt Mathys ein biss-
chen tadelnd, als wir ihr Mine-
ralwasser in einemWegwerfbe-
cher aus Plastik anbieten. Sie
greift stattdessen zur Trinkfla-
sche aus Glas, die sie dabei hat.

Thüring nimmt einen Schluck
aus demBecher und sagt augen-
zwinkernd: «ImPrinzip versuche
ich auch, imAlltagmöglichstwe-
nig Plastik zu verwenden. Aber
ichmache jetztmangels eigenem
Trinkgefäss eine Ausnahme.»

Ist der Gebrauch eines
Wegwerfbechers aus Plastik ein
klimapolitischer Sündenfall?
Lisa Mathys: Ich vermeide Plas-
tik bewusst. Aber ich habe kein
Interesse daran, hier zu bewei-
sen, dass ich umweltbewusster
lebe als Joël Thüring. Diese Dis-
kussion solltenwir nicht führen.

Warumnicht? Umwelt- und
Klimaschutzmüsste doch im
Kleinen anfangen.
Mathys: Ich finde es absurd,wenn
man klimapolitischeVerantwor-
tung auf das Individualverhalten
beschränkt. Man hat ja nur be-
schränkten Einfluss auf die Ver-
packungsmenge, die man ein-
kauft. Ich habe einen Mehrweg-
becher für den Kaffee, den ich
morgens amBahnhof kaufe.Den
Kaffee bekomme ich deshalb üb-
rigens 50 Rappen günstiger.Um-
weltschutz hat also auch einen
positiven ökonomischenAspekt.

Thüring:AlsAlleinstehender, der
nicht so gut kocht, ist mein
Abfallbergwegen dervielen Fast-
foodschachteln grösser als
normal. Oft ärgere aber auch ich

mich über die teils absurde
Verpackungsmenge, diemanche
Kurierdienste mitliefern.

Hat der «Klimanotstand» Ihr
Leben verändert?
Mathys: Nein. Das Klima hat für
mich seit Jahren hohe Priorität.
Ich stelle aber fest, dass auch bei
vielen Leuten, die politisch an-
ders ticken als ich, ein Denk
prozess in Gang gekommen ist.

HerrThüring,wiewar das bei
Ihnen?
Thüring: Ich habe imGrossen Rat
gegen die Resolution gestimmt.
Es war unnötig, mit einem sym-
bolischen Akt Erwartungen zu
wecken.Das Klima ist im öffent-
lichen Diskurs längst einThema.
Ohnehin sind alle für mehr Kli-
maschutz. Sobald es aberkonkret
wird, sieht es dann anders aus.
Klimapolitik sollte auf Anreize,
Forschung und Innovation, nicht
auf Verbote setzen.

Mathys:NatürlichmüssenMass-
nahmen folgen. Wir haben be-
reits vieleVorschläge imGrossen
Rat eingebracht. Ich finde es ge-
radezu fahrlässig von Ihnen, zu
behaupten, die Ausrufung des
Klimanotstandes sei Symbolik
gewesen. Das ist ein Affront
gegenüber der jungen Genera-
tion. Sie geben ihr so zu verste-
hen, ihr Anliegen sei unwichtig.

Thüring: Ich bleibe dabei: Die
Mehrheit des Grossen Rates hat
seit demAusrufen des Klimanot-
standes vor allem Symbolpolitik
betrieben. Zum Beispiel mit der
Forderung, in den Quartieren

Äcker anzulegen und dort regio-
nale Produkte anzupflanzen.Das
rettet das Klima nicht.

Mathys: Ich bitte Sie! So etwas
kann einen Kulturwandel an-
stossen.Vielleicht realisierenwir
dereinst, dass nicht nur Bauern,
sondern auch wir selber Nah-
rungsmittel anpflanzen können.

Urban Farming rettet dieWelt?
Mathys: Das nicht. Aber es kann
ein Umdenken in Gang bringen.
Verfehlt ist vielmehr, dass die
Rechten gerade jetzt mit ihren
Auto-Initiativen das Umwelt-
schutzgesetz aufweichenwollen.
Ausgerechnet das Umweltgesetz!

Thüring: Diese Abstimmung hat
keinen Einfluss auf die Klima-
schutzziele des Kantons.DerVer-
kehr ist Teil des Klimaproblems,
das stimmt. Aber mit der wach-
senden Bevölkerung in Basel
wächst auch deren Bedürfnis
nach Mobilität. Und der auch
weltweit wachsende Wohlstand
belastet das Klima nun einmal.

Mathys:Hallo, das ist keinNatur-
gesetz! Mehr Autos, mehr Flug-
verkehr – das muss man doch
nicht einfach so hinnehmen.

Thüring: Der Flugverkehrmacht
nur zwei Prozent derweltweiten
CO2-Emissionen aus. Trotzdem
will die Linke den Flugverkehr
einschränken.DerDatenverkehr
mit E-Mails, Streaming-Diensten
und Clouds macht vier Prozent
aus! Es käme Ihnen aber auch
nicht in den Sinn, deswegen das
Internet einzuschränken, oder?

Mathys: Sie können den Jugend-
lichen derKlimabewegung nicht
vorwerfen, dass sie Handys ge-
brauchen! Das ist ein unverzicht-
bares Arbeitsinstrument heute.

Thüring: Ich mache der Jugend
keine Vorwürfe. Ich mache auf
Widersprüche aufmerksam. Der
Euro-Airport hat für 2019 einen
Passagierrekord vermeldet. Es
sind nicht zuletzt auch viele
Jugendliche, die mit Easyjet und
Co. herumfliegen.

Mathys: Viele Menschen fliegen.
Nicht weil sie müssen, sondern
in der Freizeit, weil es zu billig
ist. Kerosinwird nicht besteuert,
das ist skandalös. Fliegen sollten
diejenigen, die fliegen müssen.

Thüring: Während Sie über die
nationale Besteuerung des Flie-
gens reden, baut China über
200 neue Flughäfen. Das Klima-
problemgeht nicht primärvonder
Schweiz aus. Basel ist klimapoli-
tisch auf gutemWeg. Auch dank
dem von der SVP mitgetragenen
kantonalen Energiegesetz. Die
weltweite CO2-Zunahme ist dem
steigendenWohlstand geschuldet.
Wobei der Ausstoss in Basel seit
1990 abnimmt.Wir können auch
zurück in die Steinzeit…

Mathys: … ach was, es ist doch
kein «Zurück in die Steinzeit»,
wenn wir unsere Erwartungen
bei der Mobilität und beim Kon-
sum ein bisschen anpassen.

Welche Energie hat Zukunft?
Thüring: Die Kernenergie.

Mathys: Atomkraft ist massiv
wenigerwirtschaftlich als Solar-
strom. Das muss ich Ihnen öko-
nomisch doch wohl nicht erklä-
ren.UndAtomkraft geht auf Kos-
ten künftiger Generationen.

Thüring: Kernkraft ist Teil der
Zukunft, wenn die ökonomi-
schen Fragen und die Sicherheit
gewährleistet sind.

Mathys:Die Entsorgung ist nicht
gelöst. Und sie ist viel zu teuer.

Thüring: Deshalb sollte man
nicht voreilig ein Denkverbot
aussprechen.

Mathys: Es ist erschütternd, dass
Sie eineTechnologie hochjubeln,
die so gefährlich ist, dassman die
Bevölkerung zum Schutz mit
Jodtabletten versorgen musste.

Thüring: Ich juble nichts hoch.
Aber auch bei Elektroautos ist
das Problem der Herstellung
und Entsorgung von Batterien
ungelöst.

Mathys: Die Entsorgung einer
Batterie ist nicht dasselbewie die
Entsorgung von strahlendem
Uran. Zudem werden die Batte-
rien soweiterentwickelt, dass sie
längere Lebenszyklen haben
werden als heute.

Ist es nicht vermessen, zu glau-
ben, Basel könne klimapolitisch
viel bewegen? China ist der
weltweit grösste CO2-Emittent.
Thüring: Ich will nicht sagen,
dasswir deswegen nichts unter-
nehmen sollen. Aber bei der
Klimabewegung haben wir zu
grosse Erwartungen geschürt.

Mathys:Die Jugendlichen können
sehr gut einordnen, auf welcher
Ebene – global, national oder
individuell – etwas passieren soll.
Sie beweisen hohe Kompetenz in
öffentlichen Diskussionen.

Thüring:Die Klimabewegung ist
zum Teil auch eine Antikapita-
lismus-Bewegung und hat sich
radikalisiert. Dadurch hat sie an
Akzeptanz verloren.Den Kapita-
lismus darfman kritisieren.Aber
letztlich ist nur er ein Gesell-
schaftssystem, das Innovation
hervorbringt.Mit Planwirtschaft
funktioniert das nicht.

Mathys: Solange schädlichesVer-
halten einen Vorteil bringt auf
dem sogenannten freien Markt,
verbessern wir das Klima nicht.
Man muss den Kapitalismus
nicht von heute auf morgen ab-
schaffen.Abermanmuss ihn kri-
tisch hinterfragen. Es zeugt von
Reife, dass die jungenMenschen
dazu bereit sind.

Soll Basel nach dem
Silvester-Feuerwerk auch
dasjenige am 1.August
einschränken?
Mathys: Das exzessive Abfeuern
von Feuerwerk bietet keinen ge-
sellschaftlichen Mehrwert. Man
wird das 1.-August-Feuerwerk in
Basel überdenkenmüssen, auch
wenn das punkto CO2 nicht viel
bringt.Auf demBruderholz kom-
binierte man es 2019 mit einer
Lasershow. Faszinierend!

Thüring:Mir sagt die private Knal-
lerei auch nichts. Aber ich masse
mir nicht an, für andere zu spre-
chen. Ich binweder für einVerbot
noch für Einschränkungen.

Greta Thunbergwird
glorifiziert oder verteufelt.
Welches Bild haben Sie von ihr?
Thüring: Sie hat, wie unsere Ju-
gend, einen wichtigen Anstoss
für die Debatte geliefert. In letz-
ter Zeit klagt sie aber nur noch
an, ohne konstruktiv zu sein.
Seltsam, dass diesewohlsituier-
te Frau sagt, man habe ihr die
Kindheit gestohlen. Mit ihrem
Geschrei schreckt sie kritische
Leute eher ab.

Mathys: Mich beeindruckt, was
sie in Bewegung setzen konnte.
Sie überschätzt sich nicht und
spielt sich nicht auf als jemand,
der sie nicht ist. Sie verweist kon-
sequent auf dieWissenschaft.

Was kann die grossrätliche
Klima-Kommission bewirken?
Thüring: Sie wird kaum revolu-
tionär steuernd eingreifen kön-
nen.Die fürKlimafragen zustän-
digen Departemente im Kanton
sind in rot-grünerHand. Ideen –
etwa die Schaffung eines Fonds
für Klimaforschung, eines die
Verwaltung begleitenden Klima-
rats oder eine Initiative zur Ab-
schaffung der Mehrwertsteuer
auf ÖV-Tickets – kannman auch
anderweitig lancieren.

Mathys:Die Kommission ist eine
Riesenchance, dem Thema, das
auch für die Bevölkerung höchs-
te Priorität hat, endlich an
gemessen Rechnung zu tragen.

Ein Jahr «Klimanotstand» –was nun?
Streitgespräch Basel-Stadt sieht die «Eindämmung des Klimawandels» als «Aufgabe von höchster Priorität» an. Soll jetzt Kerosin
besteuert werden?Wird die Atomkraft ein Revival erleben? Die Grossräte Lisa Mathys (SP) und Joël Thüring (SVP) debattieren.

Die jugendliche Klimabewegung habe einen wichtigen Prozess in Gang gesetzt, sagt Lisa Mathys (l.). Die Generation Easyjet handle aber auch widersprüchlich, kontert Joël Thüring. Fotos: Dominik Plüss (l.), Nicole Pont

«Es ist fahrlässig,
zu behaupten, die
Ausrufung des
Klimanotstands sei
Symbolpolitik.»
Lisa Mathys
SP-Grossrätin Basel-Stadt

«Die Forderung,
in denQuartieren
Äcker anzulegen,
rettet das
Klima nicht.»
Joël Thüring
SVP-Grossrat Basel-Stadt
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Linus Schöpfer
und Christian Zürcher

Der Angriff ist vertagt. «Es ist
nicht die Zeit dazu», sagt Stepha-
nie Wyss, Klimaaktivistin und
Soziologiestudentin. Spezialge-
biet: Finanzplatz.Wyss hatte sich
für diesen Frühling viel vorge-
nommen. Sie wollte die Banken
angreifen. Insbesondere bei der
Nationalbank sieht sie Hand-
lungsbedarf. Die 22-Jährige for-
dert zusammen mit ihren Mit-
streitern einen grünen Finanz-
platz, möchte etwa Investments
in fossile Energien verbieten.

Sie habe breite Unterstützung
für ihr Anliegen gespürt – doch
das Momentum für Klimadinge
hat sich seit Februarverflüchtigt.
Corona dominiert alles. Auf-
merksamkeit zu bekommen, ist
schwierig, Attacken könnten die
Bevölkerung verstimmen.

Hunderte Schuhe
Und dochwollen sie dorthin zu-
rück, wo sie gewesen waren: in
die Köpfe der Menschen. Greta
Thunberg hat für heute zu
einemweiteren «Friday for Fu-
ture» aufgerufen, die Schweizer
Aktivisten ziehenmit. Ihr Prob-
lem: Das stärksteAgitationsmit-
tel – die Demo auf der Strasse –
ist ein unmöglicher Anlass ge-

worden. Demonstrationen sind
schlicht verboten, hierzulande
und anderswo. Greta Thunberg
streikt seit einem Monat im
Wohnzimmer. Selbst der mili-
tante Flügel Extinction Rebel-
lion, der den zivilen Ungehor-
sam eigentlich zum Dogma ge-
macht hat, verlegt sich auf
digitale Proteste.

Keine skandierenden Men-
schen ziehen heute durch die
Schweizer Städte. Die Jugendli-
chen hängen stattdessen Trans-
parente an ihre Fenster und Bal-
kone, stellen Klimaslogans ins
Netz, und in einem 24-Stunden-
Livestream treten Musikbands
und Referenten auf, darunter
auch Greta Thunberg. Auf dem
Bürkliplatz im Zentrum Zürichs
werden Hunderte Schuhe ver-
streut, als Statthalter für die feh-
lenden Menschen.

«Diese Art von Protest gab es
auch schon an der Klimakonfe-
renz 2015 in Paris, wo man we-
gen der Anti-Terror-Massnah-
men keine Demo veranstalten
durfte», sagt Lena Bühler, Gym-
nasiastin aus Bern und engagier-
terKopf der hiesigen «Fridays for
Future»-Bewegung.

Die physische Klimademo
könne das alles aber nicht erset-
zen. Dort komme man mit Leu-
ten in Kontakt, die man sonst
nicht treffen würde.

Aus dem Inneren der Bewegung
ist zu hören, dass viele junge
Menschen die Motivation verlo-
ren haben, sich in diesen Zeiten
amProtest zu beteiligen.Online-
konferenzen laugen aus, sind
keinVergleich zu den tagelangen
Treffen im spektakulären Vor-
jahr, an denen die Zeit miteinan-
der genausowichtigwarwie der
Inhalt. Trotzdem kann Stepha-
nieWyss diesen schwierigenWo-
chen etwas Positives abgewin-
nen. Zeit zur Erholung zum Bei-
spiel: Imvergangenen Jahrhaben
sich einigeAktivisten überarbei-
tet, manche litten an einem
Burn-out. Corona gibt Zeit zum
Verschnaufen.

Aber nützt die Pandemie der
Klimabewegung nicht auch ganz
konkret? Die Strassenwerden ja

nun spärlicher befahren, und der
Himmel ist fast flugzeugslos.

«Kurzfristige Effekte», sagt
Wyss. Ist die Corona-Krise über-
standen, werde es wohl weiter-
gehen wie bis anhin. Ernüchte-
rung auch seitens der Wissen-
schaft: Reto Knutti, Professor für
Klimaphysik an der ETHund be-
kanntester Klimaforscher im
Land,muss all jene enttäuschen,
die meinen, die Welt habe gera-
de gross aufgeholt hinsichtlich
der Klimaziele.

«Die Gesamtmenge CO2 über
die Jahrzehnte und Jahrhunderte
bestimmt den Klimawandel, und
ein paar Monate etwas weniger
CO2 verzögert das Ganze nur ein
paarMonate. Die Emissionen aus
Gebäuden, Industrie, Strompro-
duktion, Landwirtschaft etc. blei-

ben.» Die Zahlen in China zeig-
ten eine Reduktion der Treib-
hausgase umeinViertel, sagt Reto
Knutti weiter. Um den Klimwan-
del zu verlangsamen,müsseman
aber eben auf null Prozent CO2
reduzieren.

Nicht dieWirtschaft opfern
Den Klimajugendlichen wird
gern ein Vorwurf gemacht, den
die Grünen bereits seit drei Jahr-
zehnten zu hören bekommen:
dass sie von einem primitiven
Rousseauismus beseelt seien.
Dass sie in die Steinzeit zurück-
möchten, von Beeren leben und
in Höhlen wohnen.

Jedoch: Quer durchs Spekt-
rum der Klimabewegung wird
betont, dass man die Wirtschaft
nicht abwrackenwolle für höhe-

re Ziele. «Der Corona-Shutdown
ist nicht die Art, wie wir die Kli-
makrise bewältigenwollen», sagt
Aktivistin Bühler. Man löse die
Klimakrise nicht mit einerWirt-
schaftskrise, erklärt Balthasar
Glättli, Fraktionspräsident der
Grünen.

Doch wie gewinnen die Grü-
nen das Momentum wieder zu-
rück? Nun, da Epidemiologen
und Bundesräte die Mikrofone
unter sich aufgeteilt haben?Wie
wird das Klima wieder Thema?
Die Zeit drängt, in Deutschland
verlieren die Grünen in den Um-
fragen bereits deutlich an Zu-
stimmung.

EineMöglichkeitwäre dieVer-
knüpfung beider Megathemen,
wie sie etwa Regula Rytz andeu-
tet, die Präsidentin der Grünen.

Eine Studie der UNO habe ge-
zeigt, dass derKlimawandel Zoo-
nosen begünstige, die Virus-
Übertragung vom Tier auf den
Menschen. Ob diese Interpreta-
tion den Weg aus den akademi-
schenAbhandlungen in die brei-
te öffentlicheWahrnehmung der
Corona-Krise findet, ist fraglich
– geschweige denn, ob sie als
Mittel dienen kann, die Dring-
lichkeit der Corona-Krise auf die
Klimakrise zu übertragen.

Radikalität ist möglich
In gewisserWeisemacht Corona
vielen in der Klimabewegung al-
lerdings auch Mut: zu sehen,
wozu ein resoluter Staat und eine
entschlossene Gesellschaft fähig
sind. Dass radikale Richtungs-
wechselmöglich sind. «Wennwir
diese Kraft in die Politik tragen
können, dann kommenwir end-
lich schnellervorwärts», sagt Re-
gula Rytz. «Warum nicht auch
in der Klimakrise?», fragt Lena
Bühler.

Die Grünen im Bundeshaus
hielten von Anfang an Distanz
zurKlimabewegung.Manwoll-
te der Sammelbewegung alle
Entfaltungsmöglichkeiten las-
sen, sich nicht dem Vorwurf
aussetzen, die Jungen zu ver-
einnahmen.

Ziele und Einschätzungen
sind aber nach wie vor weitge-

Greta?Welche Greta?
Klimastreik Heute machen die Klimajugendlichen wieder mobil – mitten in der Epidemie. Sie kämpfen dagegen, vergessen zu werden.
Das Momentum für Klimadinge hat sich seit Februar verflüchtigt.

«Wennwir diese
Kraft in die Politik
tragen können,
dann kommenwir
endlich schneller
vorwärts.»

Regula Rytz
Präsidentin der Grünen Partei Schuhe als Stellvertreter für die fehlenden Menschen: Aktion von Extinction Rebellion in Den Haag am 17. April 2020. Foto: Hollandse Hoogte, Imago Images

Protest aus dem eigenen
Wohnzimmer: Aktivistin
Greta Thunberg. Foto: Instagram

Verknüpft Klima mit Corona:
Grünen-Präsidentin
Regula Rytz. Foto: Keystone

25 Prozent weniger CO2
reichen nicht: Klimaforscher
Reto Knutti. Foto: Urs Jaudas

Corona gibt auch Zeit zur
Erholung: Klimaaktivistin
Stephanie Wyss. Foto: Raphael Moser
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Coronavirus

Starke Luftverschmutzung und
schwerereVerläufe derCovid-19-
Krankheit stehenmöglicherwei-
se in einemZusammenhang.Das
sagen zumindest bestimmte For-
scher, andere sind skeptisch.

Wie eine Studie des Geowis-
senschaftlersYaronOgenvon der
Martin-Luther-Universität Hal-
le-Wittenberg (MLU) zeigt, sind
in Regionenmit einer dauerhaft
hohen Schadstoffbelastung
deutlich mehr Menschen nach
der Infektionmit demCoronavi-

rus gestorben als in anderen Re-
gionen.Auch eine Studie vonUS-
Forschern der Harvard-Univer-
sität deutet darauf hin, dass es
einen Zusammenhang gibt.
Pneumologen äussern sich aber
zurückhaltend.

Vertiefende Analyse nötig
Wie gross der Einfluss des Fak-
tors Umweltbelastung im Ver-
gleich zu anderen Faktoren wie
etwa Begleiterkrankungen auf
den Verlauf von Covid-19 ist,

kann Ogen nicht sagen. Aber
genau das müsse man heraus-
finden, fordert er.

Er analysierte in seiner Studie
Satellitendaten zur Luftver-
schmutzung auf der Erde, Wet-
terdaten zu Luftströmen undAn-
gaben zuCorona-Todesfällen aus
Italien, Frankreich, Spanien und
Deutschland. Vor allem in stark
mit Stickstoffdioxid belasteten
Regionen sind demnach Men-
schen nach einer Infektion mit
Sars-CoV-2 gestorben.

Auch US-Wissenschaftler der
University Harvard wollen in
einer Untersuchung herausge-
funden haben, dass eine höhere
Feinstaubbelastung mit einem
Anstieg der Covid-19-Sterberate
zusammenhängt. Berthold Jany,
ehemaliger Präsident der Deut-
schen Gesellschaft für Pneumo-
logie und Beatmungsmedizin,
ist hingegen skeptisch. Jany zu-
folge hängen Luftverschmut-
zung und Sterblichkeit zwar
zusammen, ob dies aber auch

zu einem schlimmeren Verlauf
der Covid-Krankheit führt, sei
spekulativ.

Auch Frank Heimann, Vorsit-
zender des deutschen Bundes-
verbands der Pneumologen,
Schlaf- und Beatmungsmedizi-
ner, sieht bislang keinen eindeu-
tigen Zusammenhang zwischen
Schadstoffen in derLuft und dem
TodnachCorona-Infektion. Luft-
verschmutzung könne aber die
Abwehr von Infektionen lang-
fristig schwächen. (sda)

Luftverschmutzung als Gefahr für Corona-Infizierte
Umwelt Neue Studien weisen darauf hin, dass schlechte Luftqualität zu mehr Covid-Todesfällen führt.

hend identisch: in der Corona-
Krise einerseits brav dem Bun-
desrat folgen, andererseits alle
Mittel aufbieten, die Konjunktur-
programme so grünwiemöglich
einzufärben. Diesewerdenwohl
kommen, sobald derAusstieg aus
dem Lockdown skizziert ist.

Die bisherigenHilfsprogram-
mewaren für Aktivistin Stepha-
nie Wyss unbefriedigend. Sie
stört sich daran, dass der Bund
Milliarden von Franken verteilt,
ohne dass er sie an ökologische
und soziale Ziele knüpft. «Dabei
wäre es Zeit, um die Wirtschaft
zu verändern», sagt sie und
meint: nicht das System retten,
sondern es neu gestalten. Für
Politiker Balthasar Glättli sollen
«die riesigen Summen, diewohl
für die Stützung der Wirtschaft
auch nach den kurzfristigenNot-
rechtsmassnahmen nötig sein
werden», zielgerichtet dazu ge-
nutzt werden, «den Umbau hin
zu einer grünen Wirtschaft vor-
anzubringen.»

Ein konstant niedersengender
Hitzesommer dürfte sich dabei
als nützlicherer Verbündeter er-
weisen als das Virus mit seinen
überraschenden Entwicklungen.
Und die Klimaaktivisten hoffen,
dass die Menschen wenigstens
eine Lehre aus der Corona-Krise
ziehen:Wer überlebenwill, hört
auf dieWissenschaft.

Es ist eine derwenigen positiven
Nachrichten im Zusammenhang
mit dem Coronavirus: Seit dem
Lockdown hat sich die Luftqua-
lität in vielen Ländern deutlich
verbessert. Das zeigen Satelliten-
bilder der Europäischen Welt-
raumorganisation. Vor allem
dort, wo Verkehr und Industrie
normalerweise viel Verschmut-
zung produzieren, wie etwa in
Norditalien, ist die Belastungmit
Stickstoffdioxid (NO2) gesunken.

Über der Schweiz scheint die-
ser Effekt gemäss den Satelliten-
bildern ebenfalls einzutreten.
Aber lässt sich das beweisen?Wir
wollten es genauer wissen und
haben Daten des Nationalen Be-
obachtungsnetzes für Luft-
fremdstoffe (Nabel) ausgewer-
tet. Das Resultat: Auch hierzu-
lande wirkt sich der Lockdown,
der am 17. März in Kraft trat,
nachweislich auf die Luftquali-
tät aus – abernicht überall gleich.

Die meisten der 16 Nabel-
Messstationen verzeichnen seit
Beginn des Lockdown weniger
gesundheitsschädigendes NO2,
das inAutoabgasen enthalten ist
und von Fabriken emittiertwird.
Besonders stark ist derRückgang
an städtischen Messstandorten
wie Lugano-Università oder
Bern-Bollwerk. In ländlichen Ge-
bieten wie Payerne ist jedoch
kaum ein Effekt sichtbar. Und an
der Station Beromünster beim
Sendeturmdes ehemaligen Lan-
dessenders stiegen die NO2-
Werte sogar leicht an.

Weitere Faktoren spielenmit
Forscher der Eidgenössischen
Materialprüfungs- und For-
schungsanstalt (Empa) in Dü-
bendorf, die das Nabel zusam-
men mit dem Bundesamt für
Umwelt betreibt, bestätigen die
Resultate: «Ja, der Lockdown hat
die Stickstoffdioxid-Konzentra-
tion reduziert, vor allem entlang
von Strassen», sagt Christoph
Hüglin. Bei Stationen in der
Stadt, die nicht direkt verkehr-
belastet seien, könneman eben-
falls eine Änderung erkennen,
wenn auch weniger deutlich.
«Auf dem Land wirkte sich der
Lockdown jedoch kaumaus,weil
dieWerte ohnehin schon tiefwa-
ren und es eine stärkereVerdün-
nung durch dasWetter gab.»

Die Schadstoffbelastung in der
Luft hängt nicht nur vom Aus-
stoss von Luftschadstoffen ab,
sondern auch von denWind- und
Temperaturverhältnissen. Die
Wetterlage in den ersten drei Mo-
naten des JahresmitmildenTem-
peraturen und vergleichsweise
viel Wind führte zu einer guten
Durchmischung der bodennahen
Luftschicht und dadurch zu einer

guten Luftqualität. In der zweiten
Märzhälfte sorgte eine ausge-
prägte Bise für eine atmosphäri-
sche Verdünnung und eine tiefe
Schadstoffbelastung.

Um die Auswirkung des Lock-
down dennoch nachzuweisen,
verglichen Hüglin und seine Kol-
legen von der Empa-Abteilung
Luftfremdstoffe/Umwelttechnik
in einem komplizierten Verfah-
ren die gemessenen Daten mit
denen, die ohne dieMassnahmen
des Bundes gegen Covid-19 zu er-
warten gewesen wären (Erfah-
rungswert). So ist der Effekt noch
deutlicher erkennbar.

Wir haben die Zahlen von der
Empa erhalten und illustriert. Bei
der Station Bern-Bollwerk, die

direkt vor demBahnhof an einer
Hauptverkehrsachse liegt, sind
momentan viel weniger Autos
unterwegs als normalerweise.
Seit dem 17. März sank die NO2-
Belastung hier umdurchschnitt-
lich 35 Prozent.

Noch stärker ist derRückgang
bei der Messstation in Lugano
mit mehr als 47 Prozent. Das hat
sicher auch mit der Nähe zu
Norditalien zu tun,wo der Lock-
down restriktiver war und sich
besonders positiv auf die Luft-
qualität auswirkte.

In Payerne waren die Werte
bereits vorher klar tiefer als bei
den Messstationen in der Stadt.
Denn hier ist die Schadstoff-Kon-
zentration weniger dem Ver-

kehrsaufkommen geschuldet als
vielmehr den Wetterbedingun-
gen. Die leichte Reduktion von
7,7 Prozent ist aus diesemGrund
kaum auf die Massnahmen des
Bundes zurückführen.

Hohe Ozonbelastung
Je weiter man sich von viel be-
fahrenen Strassen entfernt, des-
to kleiner wird der Lockdown-
Effekt. Gar eine gegenteilige Ent-
wicklung ist bei derMessstation
Beromünster zu beobachten, die
mitten in der Natur zwischen
Sursee und Beromünster liegt:
Hier stiegen die NO2-Werte um
27,4 Prozent an – allerdings auf
so tiefem Niveau, dass die Ver-
änderungen nur marginal sind.

Weniger Emissionen von
Luftschadstoffen bedeuten also
nicht automatisch bessere Luft.
Es kommt auch auf den Stand-
ort und die Wetterbedingungen
an. Letztere sorgten in den letz-
ten Wochen ausserdem für eine
hohe Ozonbelastung, also eine
Verminderung der Luftqualität.

Ozon ist kein direkt emittier-
ter Schadstoff. Erwird in derAt-
mosphäre gebildet und hängt di-
rekt mit der Konzentration von
Stickoxiden zusammen. In der
Nähe von Quellen von Stickoxi-
den, insbesondere entlang von
Strassen, wird Ozon abgebaut.
Da imMomentweniger Stickoxi-
de vomVerkehr emittiertwerden,

nimmt die Ozonbelastung zu.
Der Grenzwert von 120 Mikro-
grammOzon pro Kubikmeter im
Stundenmittelwurde dieses Jahr
an diversen Stationen bereits
mehrfach überschritten.

Die Empa hat auch die Ent-
wicklung anderer Schadstoffe in
derAtmosphäre untersucht. Fein-
staub etwa wird ebenfalls in der
Atmosphäre gebildet und über
grosse Distanzen transportiert.
«Die Konzentration ist starkwet-
terabhängig», sagt Hüglin. «Zu-
dem ist Feinstaub räumlich sehr
homogen. Einen Zusammenhang
zum Lockdown herzustellen, ist
deshalb schwierig.»

Dass die Massnahmen gegen
Covid-19 auch hierzulande die
Luftqualität verbessert haben,
zeigen laut dem Forscher aber
dieMessungen zuNO2. Stickoxi-
de gelten als mögliche Auslöser
vonAsthma, Lungenkrebs,Herz-
Kreislauf-Erkrankungen und an-
deren Leiden oder können sol-
che Erkrankungen verschlim-
mern. Laut dem Bundesamt für
Raumentwicklung sterben we-
gen der Luftverschmutzung in
der Schweiz jedes Jahr rund
2200 Menschen frühzeitig. Der
Rückgang der NO2-Werte hat
also sicher positive Auswirkun-
gen. Die Frage ist nur,wie lange.

Yannick Wiget
und Mathias Born

Warum sich die Schweizer Luftqualität nicht überall verbessert hat
Lockdown-Massnahmen Messstationen in der Stadt und auf dem Land reagieren unterschiedlich
auf den Verkehrsrückgang. Unsere Datenauswertung zeigt, warum das so ist.
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Tagesmittelwert Stickstoffdioxid, in Mikrogramm pro Kubikmeter

Unterschied Stadt-Land: Zwei Beispiele

Station Bern-Bollwerk Station Payerne

Grafik: kmh/Quelle: Empa

Kaum Verkehr auf der A2 beim Monte Ceneri: Die Schadstoffbelastung im Tessin ist in den letzten Wochen gesunken. Foto: Pablo Gianinazzi (Keystone)
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Wissen
Montag, 4. Mai 2020

Martin Läubli

Mehr als 40 Tage fiel in der
Schweiz kaumRegen.Die nassen
Tage dieserWoche beenden eine
Trockenperiode, die gemässMe-
teo Schweiz in der 150-jährigen
Messgeschichte nur selten aufge-
treten ist. Bereits im Januar und
Februar spielte dasWinterwetter
verrückt. Es war ungewöhnlich
mild und geprägt durch unge-
wöhnlich kräftige Stürme. Der
Jetstream,dieWest-Ost-Luftströ-
mung, die das täglicheWetter in
Nordamerika und Europa be-
stimmt, zeigte sich in diesem
Wetter in verschiedenen Facet-
ten. Im Februar hatte sich über
der Arktis die Luft stark abge-
kühlt, es bildete sich ein extrem
kräftigerPolarwirbel, derdie kal-
te Luft gefangen hielt. «Es ent-
stand dadurch eine starkeDruck-
differenz zwischen Norden und
Süden,begleitet von starkenWin-
den», sagtDanielaDomeisenvom
Institut fürAtmosphäre und Kli-
ma der ETH Zürich. So brachte
der Jetstream vermehrt warme
und feuchte atlantische Luft auf
den Kontinent – und das oft in
Orkanstärke.

Im April schwächten sich die
Winde ab. «Die Nordatlantische
Oszillation ist seit Anfang Jahr
zum ersten Mal wieder negativ
geworden», sagt Domeisen. Das
heisst: Der Druckunterschied
zwischen dem Islandtief imNor-
den und demAzorenhoch imSü-
den nahm ab. Es bildete sich ein
starkes Hochdruckgebiet über
Europa, das die Luft steuerte –
mal erreichte milde Meeresluft
das Festland,mal blies ein kalter
Ostwind, stets blieb es trocken.

Klimawandel noch
nicht sichtbar
Es scheint, alswürden sich extre-
me Wettermuster in den letzten
Jahrenwiederholen.Nicht nur im
Winter, noch ausgeprägter in der
warmen Jahreszeit. Im Sommer
2018 gab es eineRekordhitze und
Dürren, Starkregen und Über-
schwemmungen. Extreme Som-
mer gab es auch 2015, 2006 und
2003. Ein internationales For-
scherteamderUniversität Oxford
und des Potsdam-Instituts für
Klimafolgenforschungsieht einen
Zusammenhangmit demMuster
des Jetstreams.Wenndiese atmo-
sphärische Zirkulation sich ver-
langsamt, beginnt sie zu schlin-
gern und in grossen Wellen um
den Globus zu fliessen. Die Kon-
sequenz: Es können sichWetter-
lagen entwickeln, die über Wo-
chen stationär bleiben.

«Weil sich die Erde nicht über-
all gleichmässig erwärmt, ist eine
gewisse Veränderung der atmo-
sphärischen Zirkulation plausi-
bel», sagt Erich Fischer vom Ins-
titut für Atmosphäre und Klima-
forschung der ETH Zürich. Doch
physikalisch erklärbare Einflüs-
se des Klimawandels sieht man
nicht ohneweiteres in der Statis-
tik.Fischergehört zu einemTeam
vonETHundMeteo Schweiz, das
frühere und künftigeWetterkon-
stellationen über Mitteleuropa
untersuchte.Das Fazit derStudie,
die eben in einemPaperdes Fach-
magazins «Geophysical Research
Letters» veröffentlichtwurde: Es
lässt sich kein langfristigerTrend
erkennen,dass gewisseWetterla-
genhäufigerauftretenund länger

stationär bleiben. «Es gibt zwar
beobachtete Wetterlagen, die
Trends über 30 Jahre aufweisen,
sich aber langfristig nicht durch-
setzen und sich wieder umkeh-
ren», sagt Fischer.

Die Wissenschaftler klassifi-
zierten die Wetterlagen anhand
der Druckverhältnisse auf einer
Höhe von etwa fünf Kilometern,
damit kategorisierten sie imPrin-
zip dieRichtungderHöhenwinde
überMitteleuropa.Sieversuchten
auch mithilfe verschiedener Kli-
mamodelle herauszufinden, ob
sich gewisse Wettermuster ver-
ändern, falls punktoKlimaschutz

zuwenigunternommenwirdund
sichdeshalb dieErdebis Endedes
Jahrhunderts ummehrals 3Grad
erwärmt. Das Resultat: Die Kli-
mamodelle bilden bis zum Jahr
2100generell keinenTrend inden
Wetterlagen ab.

Grosse natürliche
Schwankungen
«Ein Problem ist, dass die natür-
lichen Klimaschwankungen über
mehrere Jahrzehnte gross sind»,
sagt Erich Fischer. Er macht das
Beispiel der Nordatlantischen
Oszillation (NAO). In den 1980er-
und 1990er-Jahren hat sich die

Druckdifferenzverstärkt.Danach
nahm sie jedochwieder ab. «Vie-
le Klimaforscher haben damals
über den Einfluss des Klimawan-
dels auf die Wettermuster im
Nordatlantik spekuliert, aber
eine längere Betrachtung zeigt
keinen Trend», sagt Reto Knutti.

DerKlimaforscher an derETH
Zürich und Mitautor der Studie
erinnert andieKlimapause, in der
die durchschnittliche globale Jah-
restemperatur mehr als 15 Jahre
kaumeinenTrendmehraufwies,
bis sie in den letzten Jahrenwie-
der deutlich anstieg. «Trends
können über kürzere Zeiträume

auch zufällig sein», sagt Knutti.
Er gibt dazu ein weiteres Bei-

spiel einer eben veröffentlichten
StudievonETHZürichundMeteo
Schweiz über den markanten
Sprung der Jahrestemperatur
über Europa in den späten
1980er-Jahren.DerVerlaufmacht
den Eindruck, als wäre es nach
1987 auf einen Schlagwärmerge-
worden.«RechnetmandenEffekt
der zufälligenZirkulationheraus,
bleibt vom abrupten Sprung
kaum etwas übrig», sagt Knutti.
Das heisst: Trends und Sprünge
in einer Messreihe müssen nicht
zwingend mit dem langfristigen
Erwärmungstrend zu tun haben.

VerschiedeneEffekte,
aber eindeutige Tendenz
Trotzdem stellt sich die Frage, so
ETH-KlimaforscherErich Fischer,
ob die Klimamodelle dieVerhält-
nisse in der Atmosphäre zu we-
nig genau abbilden oder es ein-
fach längereMessreihen braucht,
um ein Signal des Klimawandels
in der atmosphärischen Zirkula-
tion zu erkennen. «Die Analyse
der Zirkulationsmuster ist sehr
schwierig, weil die Veränderun-
gen chaotisch sind. Die Heraus-
forderung ist deshalb, bestimm-
teMuster automatisiert zu erfas-
sen und so deren Veränderung
beobachten zu können», sagt Urs
Neuvon Proclim, demForum für
Klima und globalen Wandel der
Schweizerischen Akademie der
Wissenschaften.

Die Modelle könnten aber
sicher noch verbessert werden.
Noch seien nicht alle physikali-
schen Prozesse zwischen den
verschiedenenLuftschichtenoder
zwischen dem Ozean und der
Atmosphäre verstandenworden.
Das gilt auch fürdenEinfluss der
arktischen Erwärmung auf die

Zirkulation. Hierbei sind ver-
schiedene Effekte denkbar, die
teilweise entgegengesetzte Wir-
kungen haben. So wurde zum
etwa in einigen Studien die The-
se vertreten, dass die starke Ab-
nahme des arktischen Meereises
den Jetstream verlangsame und
zu kälterenWintern führen kön-
ne. Eine weitere Studie in der
Fachzeitschrift «Nature Climate
Change» ergab jedoch, dass die
atmosphärischeZirkulationdurch
die Erderwärmung verändert
wird, aber das Abschmelzen des
arktischen Meereises nur einen
minimalen Einfluss auf dieWin-
ter in unseren Breitengraden hat.

Noch, so scheint es, ist eine
Veränderung in denZirkulations-
mustern in derStatistik nicht ein-
deutig herauslesbar. FürUrsNeu
von Proclim ist das ein «unange-
nehmesProblem».«Veränderun-
gen derZirkulation können gros-
senEinfluss auf das regionaleKli-
ma haben. Die Schwierigkeit der
Klimamodelle, Strömungsmuster
und allfällige Änderungen zu si-
mulieren, bedeutet deshalb, dass
bei regionalenKlimaänderungen
auchunerwartete Entwicklungen
möglich sind.» Davon ist auch
ETH-Forscherin Daniela Domei-
sen betroffen.Sie beschäftigt sich
mit Langfristvorhersagen. «Wir
können uns zum Beispiel auf die
starke Veränderung des Meerei-
ses nicht verlassen, weil die Mo-
delle denEinfluss nurbeschränkt
abbilden.»

Auch wenn unter den Klima-
forschern noch einige Rätsel zu
lösen sind, eines hat die neue
ETH-Studie bestätigt: Es zeich-
net sich unabhängigvon den Zir-
kulationsänderungen durch den
Klimawandel eine eindeutige
Tendenz zu wärmeren und tro-
ckeneren Sommern ab.

DasWetter gibt Rätsel auf
Einfluss des Klimawandels Heftige Stürme im Februar, lange Trockenheit im April. ExtremesWetter scheint sich
in den vergangenen Jahren zu häufen. Die Klimaforscher erkennen trotzdem keinen langfristigen Trend.

Eine Trockenperiode, die bisher selten aufgetreten ist: Ein gestrandetes Boot liegt im ausgetrockneten Sihlsee bei Einsiedeln. Foto: Silvia Schnurrenberger (Keystone)

Abrupte Erhöhung der Sommertemperatur zwischen 1987 und 1988

Grafik: vif/Quelle: Meteo Schweiz

Rätselhafter Temperatursprung

Der Temperatursprung kam aufgrund einer zufälligen
Veränderung der atmosphärischen Luftzirkulation zustande.

Die Abbildung zeigt die Abweichung von der durchschnittlichen Sommertemperatur
(Juni/Juli/August) in der Schweiz im langjährigen Mittel von 1961 bis 1990.
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Sebastian Briellmann

Grenzöffnungenwerden breit
diskutiert. Siewünschen sich
schnelle Lockerungen – in
welcher Form?
Vorrangig ist die Öffnung der
Grenzen zu Deutschland. In
Baden-Württemberg sind die
Corona-Fallzahlen wie in der
Schweiz so tief, dass gelockert
werden kann. Arbeitskräfte
sollen ungehindert passieren
dürfen, wie es jetzt schon der
Fall ist – aber ein Grenzübertritt
soll auch für neue Arbeitneh-
mer aus dem EU/Efta-Raum
möglich sein. Ebenso müssen
Dienstleistungen grenzüber-
greifend funktionieren, und
auch getrennte Familien sollen
sich wieder sehen können.

Sie fokussieren auf eine voll­
ständige Personenfreizügigkeit
– obschon die Inländer noch
nicht einmal alle Rechte genies­
sen.Warum?
Hiesige Unternehmen sind auf
die volle Personenfreizügigkeit
angewiesen. Aus Sicht der Han-
delskammer ist die wirtschaftli-
che Zusammenarbeit im europäi-
schen Binnenmarkt sehrwichtig
– schliesslich ist Basel die Kern-
stadt der trinationalen Region.
Und als Kernstadt leidet sie am
meisten unter dem Lockdown.

Aber dann nimmt der Einkaufs­
tourismuswieder überhand.
Aktuell muss man nachweisen
können,warumman die Grenze
passieren möchte. Deshalb sehe
ich da keine grosse Gefahr. Als
Liberale bin ich in einemDilem-
ma: Ich bin für offene Grenzen,
möchte aber auch das regionale
Gewerbe wieder auf ein gesun-
des Fundament stellen.

Was hören Sie aus den Grenz­
regionen?
DerWille für eine schnellere Lo-
ckerung ist da – auch bei den In-
dustrie- und Handelskammern
im grenznahen Deutschland.

Jetzt gehtsmancherorts schnell,
auch der Europapark darf am

29.Mai bereitswieder öffnen
– ist die Zeit also auch reif für
Spass- und Freizeitbeschäfti­
gung?
Ich glaube nicht, dass Basler im
Juni bereitswieder die Grenze für
einen Besuch in Rust passieren
dürfen. Auch in Frankreich wird
es noch länger dauern, aufgrund
der Corona-Situation. Dort ent-
scheidet die Zentralregierung in
Paris, die grenznahen Regionen
agieren deshalb zurückhaltend.

Wie hat sich der Lockdown auf
unsere Region ausgewirkt?
Massiv. Viele Betriebe mussten
Kurzarbeit beantragen. Ich spü-
re aber auch Aufbruchsstim-
mung. Und wichtig für unseren
Wirtschaftsstandort ist natürlich
auch, dass die Life-Sciences-
Unternehmen sich stabil in der
Krise behaupten.

Der Schock, gerade in puncto
Arbeitslosigkeit, dürfte aber
erst noch kommen…
Die Krisewird auch in den nächs-
tenMonaten und JahrenAuswir-
kungen haben, wir erholen uns
sicher nicht so schnell davon.
Von Normalität kann also noch
keine Rede sein.

Eswird Bereinigungen auf dem
Markt geben.
Jede Krise führt zu einem Hin-
terfragen der Strukturen.Wir ha-
ben das schon bei der Finanzkri-
se gesehen. Gerade bei der Digi-
talisierungwird vieles passieren.
Die Handelskammer entwickelt
nunmit den UnternehmenDigi-
talisierungs-Strategien.

Wie könnten diese aussehen?
Wir sprechen seit dem Lock­
down viel von flexiblenArbeits­
zeiten.
Die Arbeitsgesetzgebung lässt
keine neuen Arbeitsformen zu,
die es eigentlich brauchte. Sie
muss deshalb überarbeitet wer-
den.

Was heisst das?
Homeoffice muss möglich sein,
aber auch Arbeit amWochenen-
de. Die Vereinbarung von Fami-

lie und Beruf ist auch noch nicht
einfach umzusetzen. Die Krise
hat gezeigt: Die Revision des
Arbeitsgesetzes ist dringend not-
wendig.

Ddie Krisewirdmehr als 100
Milliarden kosten – das Ende
ist gegen oben offen. Zu Recht?
Gerade die 40 Milliarden für die
Unternehmenwarenwichtig und
richtig, dahinter stehen wir als
Handelskammer. Der Bundesrat
hat insgesamt einen guten Job
gemacht.

Hätte er nicht früher lockern
müssen?
Dasweiss niemand so genau. Für
mich ist einfach klar: Die Situa-
tion wird einschneidender en-
den, als momentan gesagt wird.
Ich glaube etwa nicht, dass von
den gewährten Überbrückungs-
krediten nur zehn Prozent abge-
schrieben werden müssen.

Sondernmehr?
Ja. Deutlichmehr. Da teile ich die
Prognose des Bundesrats nicht.

Hätte das Parlament
nichtmehrmit demBundesrat
streitenmüssen?
Das Parlament hat sich selber
über Wochen aus dem Spiel ge-
nommen. Wir waren fast zwei
Monate handlungsunfähig. Das
war falsch – wir hätten die Ent-
scheide des Bundesrats enger be-
gleiten undvon unseremNotver-
ordnungsrecht Gebrauch ma-
chen müssen.

Die Folgen sind brutal.
Der Finanzhaushalt wird diese
Ausgaben spüren, jahrelang –
der Bund, aber auch die Kanto-
ne werden den Gürtel enger
schnallen müssen. Man muss
sich bewusst sein: Bei der AHV
und den Pensionskassenwerden
die Auswirkungen beträchtlich
sein.

Hätteman nichtmehr darüber
diskutieren sollen,was Gesund­
heitsökonomen schon zu
Beginn der Krise angemerkt
hatten:Was ist einMenschen­
lebenwert?

Das ist eine sehr schwierige Fra-
ge.Aber hätte der Bundesratwie
Schweden reagiert und es wäre
eine Situation wie in Bergamo
entstanden, wäre er auch kriti-
siert worden.

Als Nationalrätin und Präsi­
dentin derHandelskammer
sind Sie am Puls,welcheAus­
wirkungen politisch undwirt­
schaftlich drohen:War es das
wert?
Der Lockdown war zu Beginn
richtig. Sehen Sie: Keiner weiss,
was passiert wäre,wennwirwie
beispielsweiseWeissrussland re-
agiert und überhaupt nichts ge-
macht hätten.Vielleichtwäre der
Schaden für die SchweizerWirt-
schaft noch grösser geworden.
Die Wirtschaft steht übrigens
hinter dem Entscheid des Bun-
desrats.

Wennwir uns etwas weg vom
Lockdown-Entscheid bewe­
gen: Auch sonst wurden Ent­
scheide wenig angezweifelt,
auch nicht hinterfragt – etwa

das Schutzmasken-Wirrwarr
von Herrn Koch.
Kommunikativ ist nicht alles gut
gelaufen, das sehe ich auch so.
Auch die Treffen mit den Gross-
elternwurden schlecht kommu-
niziert – das hat die Bevölkerung
verunsichert.Aber grundsätzlich
haben Herr Koch und der Bun-
desrat gut gearbeitet. In Zukunft
brauchen wir aber einen inter-
national abgestimmten Pande-
mie-Plan. Die Schweiz benötigt
eine funktionierende Gesund-
heitsaussenpolitik. Es kann nicht
sein, dass an unserer Grenze
Schutzmaskenlieferungen auf-
gehalten werden.

Es droht im Parlament jedoch
eineAtmosphärewie auf dem
Basar, im Selbstbedienungs­
laden.
Corona wird genutzt, um Ideo-
logien zu befeuern. Das geht
nicht. Die Wirtschaft nun etwa
mit starken klimapolitischen
oder antikapitalistischen Forde-
rungen zu belasten, ist nicht hilf-
reich. Ebenso hilft es nicht, von
rechts Protektionismus zu be-
treiben. Die Schliessung der
Grenzen hat ein Wirrwarr aus-
gelöst – das hat diese Krise ge-
zeigt. Zu wenig medizinisches
Personal, zuwenig Landarbeiter
für die Bauern. Das kam auch in
der parlamentarischen Debatte
zum Ausdruck.

Im Kanton Basel-Stadt zahlen
20 Prozent gar keine, die untere
Hälfte desMedians nur acht
Prozent an den gesamten
Einkommenssteuern – viele
erhalten bereits finanzielle
Unterstützung durch den Staat.
Wie kannman verhindern, dass
dies sichweiter zuspitzt?
Im Vergleich zu anderen Regio-
nen in der Schweiz sind die
Nachfrage nach Kurzarbeit und
die Arbeitslosenquote relativ
hoch. Wir können die Krise we-
gen der Schuldenbremse relativ
gut stemmen – wir haben ein
Polster. Ein solcheswünsche ich
mir auch von den Unternehmen,
um Ausnahmesituationen zu
überstehen.

«Coronawird genutzt, um Ideologien
zu befeuern. Das geht nicht.»
Klimapolitik und Antikapitalismus Elisabeth Schneider-Schneiter, CVP-Nationalrätin und Präsidentin der Handelskammer beider Basel,
ist mit den Massnahmen des Bundesrats nicht nur glücklich. Und sie sagt, dass uns die finanziellen Folgenmassiv treffen werden.

Nicht mehr zeitgemäss: Elisabeth Schneider-Schneiter fordert eine Modernisierung des Arbeitsgesetzes.
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Nur den Klimanotstand auszu-
rufen, ist ihnen nicht genug: Gut
ein Jahr, nachdemderGrosse Rat
dieser viel diskutierten Resolu-
tion zugestimmt hatte, wollen
sie mehr – denn gesehen haben
sie von der Politik noch nicht
viel, auf jeden Fall viel zuwenig.
Sagen sie.

Für ein «klimagerechtes» Ba-
sel soll sich nun auch das Volk
einsetzen, darum lanciert der
Verein für Klimagerechtigkeit
Basel 2030 eine kantonale Kli-
magerechtigkeitsinitiative. Das
Initiativkomitee ist gespickt mit
bekanntenNamen;Nationalrätin
Sibel Arslan (Basta) etwa ist da-
bei oder auch die Architektin
Barbara Buser – und unterstützt
wird das Begehren von Bischof
Felix Gmür.

Mit viel Selbstbewusstsein
Die Forderungen haben es in
sich: Der Kanton soll verpflich-
tet werden, dass die globale
Erwärmung – gegenüber dem
vorindustriellen Niveau –

1,5 Grad nicht übersteigt und
dass die Treibhausgasemissio-
nen bis 2030 auf netto null re-
duziert werden.

Das ist ganz schön viel Forde-
rung, ganz schön viel Selbstbe-
wusstsein auch. Wie kann das
gehen? Diese Frage stellt sich im-
merwieder,wenn ein Kanton die
ganze Welt retten soll. Und das
in zehn Jahren – und nicht, wie
derBundvorsieht, bis 2050? Und

was heisst das überhaupt, Klima-
gerechtigkeit?

Mehr als nur ein Symbol
Mediensprecherin Zoë Roth sagt,
dass diese Initiative mehr sei als
nur ein symbolisches Zeichen:
«WirschreibeneinekonkreteZiel-
setzung in die Verfassung.» Kon-
kret bedeute dies eine gesell-
schaftsverträgliche Umstellung
derLebensweise.Roth sagt: «Fünf

Kurztripsmit demFlugzeug etwa
sind nicht mehr zeitgemäss. Hier
kannderKantonmit seinemEin-
fluss auf den Euro-Airport kon-
kret Abhilfe schaffen.» Die Zeit
dränge,mehrals zehn Jahre reich-
ten nicht – sonst sei es für künf-
tige Generationen zu spät.

Für Roth ist die Betonung
wichtig, dass es sich dabei nicht
nur um Verbote handeln muss.
Wenn Silvia Henke, Professorin

für Kulturtheorie und ebenfalls
im Initiativkomitee sitzend, aber
von «Umwelterziehung» spricht,
wirkt das nichtwie ein übermäs-
sig solidarisches Wording. Roth
spricht lieber von «Umweltbil-
dung»; es müsse mehr kommu-
niziert werden – wie bei Corona
nun gesehen.

Unklar bleibt, wie dem Men-
schen eine oktroyierte Verhal-
tensänderung schmackhaft ge-

macht werden soll – da ist der
Einfluss der Behörden gering.
Wenn der Mitinitiant und Um-
weltwissenschaftler Benjamin
Plüss wieder den oft gehörten
Satz «Die Politik verspielt unse-
re Zukunft» zitiert: Reicht das,
ist das genug? Roth hofft, dass
wegen der Virus-Pandemie das
Bewusstsein auch fürs Klima
steigt und die Solidarität erhal-
ten bleibt: «Die Klimakrise ist
viel grösser als die Virus-Krise.»

Ein guterMoment
Darum sei jetzt auch ein guter
Moment für die Lancierung –
Angst davor, dass die Menschen
krisenmüde sind, hat sie nicht.
Schon bald soll es losgehen mit
dem Unterschriftensammeln.
Roth sagt: «Wir haben das Sig-
nal, dass dies bereits am 3. Juni
wieder erlaubt sein wird. Wir
wollen dann sofort starten.»
3000 Unterschriften sind nötig,
dass es zurAbstimmung kommt.

Sebastian Briellmann

Basel soll bereits 2030 emissionsfrei sein
«Umwelterziehung» gefordert Der Kantonmüsse verpflichtet werden, dass die globale Erwärmung 1,5 Grad
nicht übersteige, fordert eine neue Initiative. Wie kann das gehen?

Der Wortlaut der Initiative

§15 (Leitlinien staatlichen
Handelns) wird in Abs. 2 wie folgt
ergänzt:

Bestehend: Er [der Staat] wirkt auf
die Erhaltung der natürlichen
Lebensgrundlagen und auf eine
nachhaltige Entwicklung hin, die
den Bedürfnissen der gegen­
wärtigen Generation entspricht,
aber zugleich die ökologischen,
wirtschaftlichen und sozialen
Bedürfnisse künftiger Generatio­

nen und ihre Möglichkeiten nicht
gefährdet, ihre eigene Lebensweise
zu wählen. Ergänzung: Er trägt nach
seinen Möglichkeiten dazu bei,
dass die globale Erwärmung gegen-
über dem vorindustriellen Niveau
1,5 Grad Celsius nicht übersteigt.

NEU:
§16a Klimagerechtigkeit
1) In Anerkennung der Klimakrise
als Bedrohung für Mensch, Ökosys­
teme, Wirtschaft und ein friedvolles

Zusammenleben sowie als Chance
für gesellschaftliche Innovation trifft
der Staat effektive Massnahmen
zum Klimaschutz und zum Schutz
vor den Folgen der Klimaerhitzung.
2) Regierung und Parlament sorgen
im Rahmen ihrer Kompetenzen
dafür, dass der Ausstoss an
Treibhausgasemissionen im Kanton
Basel-Stadt in allen Sektoren bis
2030 auf netto null sinkt.
3) Dazu legt der Staat verbindliche
Absenkpfade für Treibhausgase

fest und handelt im Sinne
von Verursacherprinzip und
umfassender Klimagerechtigkeit.
4) Er setzt sich im Rahmen seiner
Beteiligungen an Anstalten und
Unternehmen dafür ein, dass diese
in ihren gesamten Tätigkeiten,
inklusive Finanz- und Verwaltungs­
vermögen, den vorgenannten
Zielen entsprechen.
5) Er setzt sich beim Bund für
die notwendigen
Rahmenbedingungen ein.
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Schweiz
Samstag, 30. Mai 2020

Stefan Häne

Wird Covid-19 zum Gamechan-
ger in der Klimapolitik – so wie
es vor einem Jahr die Klimapro-
teste waren, einfach unter um-
gekehrten Vorzeichen? Schwei-
zer Wirtschaftskapitäne wollen
verhindern, dass das Parlament
die zuletzt gewachsenen Bemü-
hungen um mehr Klimaschutz
abschwächt. «Es geht jetzt vor al-
lem darum,dass das CO2-Gesetz
in der aktuellenVorlage vomNa-
tionalrat verabschiedetwird und
es umgesetztwerden kann», sagt
André Wyss. Der CEO des Bau-
unternehmens Implenia erhofft
sich dadurch nicht zuletzt Pla-
nungssicherheit und flexible
Rahmenbedingungen.

Ähnlich äussert sich Antonin
Guez,CEOvomUnternehmenEn-
gie Schweiz,das sich auf Energie-
optimierung bei Gebäuden und
Industrieanlagen spezialisiert
hat. Die Corona-Krise zeige, dass
dieGesellschaft bereit für tiefgrei-
fendeMassnahmen sei,wenndie
Gefahr unmittelbar sei: «Der Kli-
mawandel aber ist keine Gefahr
mehr: Er ist schon Realität.» Die
Auswirkungen seien zwar noch
nicht in allen Facetten sichtbar.
«Aber sie werden tiefschürfend
sein,weshalbwirheute entschie-
den handeln müssen.» Auch Pa-
trikMeli,GeschäftsleiterderMAN
EnergySolutionsSchweizAG,hält
es für «wenig zielführend», der
Corona-Krisewegendie Prioritä-
ten zu verschieben.

Investieren in Covid-Zeiten
Die drei Firmenchefs gehören zu
einem wachsenden Kreis von
Schweizer CEOs, die sich unter
dem Logo «CEO4Climate» für
eine «wirkungsvolle Klimapoli-
tik» einsetzen. Vor der Debatte
im Ständerat im letzten Herbst
haben 72 Chefs vom KMU bis
zum Grosskonzern einen ent-
sprechendenAppell an die Stän-
deräte gerichtet.

Inzwischen sind es 377, dar-
unter die Spitzenvon Firmenwie
Novartis, Ikea oder Siemens. In
einemBrief, den sie amDonners-
tag allenNationalräten geschickt
haben, fordern sie «griffige In-
landmassnahmen» in Gebäuden,
Verkehr, Industrie, Energie und
Landwirtschaft.

Weiter sollen Mechanismen
einen CO2-Preis sicherstellen,
dermit dem Ziel des Pariser Kli-
maabkommens in Einklang ist.
Die Schweiz, heisst es im Brief,
sei innovationsstark. «Gerade in
herausfordernden Zeiten wie in
der aktuellen Covid-19-Pande-
mie ist eswichtig, in die Zukunft
zu investieren.» Der Wirtschaft

böten sich damit neue Chancen
im In- und Ausland.

Unklar ist, inwieweit diese
StimmendieSchweizerWirtschaft
repräsentieren. Der Verband
Swisscleantech begrüsst das En-
gagement derWirtschaftskapitä-
ne. Aus demWirtschaftsdachver-
band Economiesuisse, dem
100’000 Unternehmen mit rund

zwei Millionen Beschäftigten an-
geschlossensind,ertönendagegen
kritischere Töne. Es ist möglich,
dassEconomiesuisse einReferen-
dumgegendasCO2-Gesetz,wie es
dieSVPerwägt,unterstützenwird.
Geschäftsleitungsmitglied Kurt
Lanzsagt,manbeurteiledieseFra-
ge nach Abschluss der parlamen-
tarischen Beratung. Der Verband

unterstützt zwardie«ambitionier-
te Stossrichtung»derVorlage, for-
dert aber gleichzeitig eine wirt-
schaftsfreundliche Umsetzung.

Was Letzteres heisst, wird in
Wirtschaftskreisen unterschied-
lich beurteilt – und wird auch im
Parlamentweiter zu reden geben.
Dass zumBeispiel dasModell der
CO2-Zielvereinbarungenneuallen

Unternehmenoffenstehensoll, ist
ganz im Sinne von Economiesu-
isse. Hingegen lehnt der Verband
zentraleElementeab,etwadiege-
plante Flugticketabgabe. «Sie ist
klimapolitisch nicht zielführend
und schadet dem Wirtschafts-
standort Schweiz», sagt Lanz.

Eine durchzogene Bilanz zieht
auch Swissmem. DerVerband der
Schweizer Maschinen-, Elektro-
undMetallindustrieversichert,am
eingeschlagenenWegzueinerkoh-
lenstoffarmen Wirtschaft festhal-
ten zu wollen. Doch auch er kriti-
siert die Vorlage, namentlich den
Klimafonds sowie die Flugticket-
abgabe,welche die für die Indust-
rienötigeLangstreckenanbindung
des Standorts Schweiz gefährde.
Geschäftleitungsmitglied IvoZim-
mermann spricht von einem«rie-
sigen Subventionstopf». Zur Be-
wältigungderCorona-Krisewerde
der Staatshaushalt auf viele Jahre
hinaus stark belastet sein. «Sinn-
voller wäre eine fiskalquotenneu-
trale Lenkungsabgabe.» Doch das
Parlament habe die Chance ver-
passt, das umweltökonomisch ef-
fektivste Instrument,dieCO2-Len-
kungsabgabe, von Brenn- auf
Treibstoffe auszudehnen.

Antrag der SVP
Es sind solche Stimmen, aufwel-
che die SVP hoffen muss. Die
Ausgangslage habe sich mit der
Corona-Krise verändert, sagt
Christian Imark. Der SVP-Politi-
kerwird am 9. Juni im National-
rat beantragen, das CO2-Gesetz
an die vorberatende Kommission
zurückzuweisen.DieVorlage ba-
siere auf Umverteilung undVer-
boten. Das sei der falsche Weg,
sagt Imark. «Mit der Corona-Kri-
se wird das nun noch deutli-
cher.» Die Belastung von Bevöl-
kerung und Wirtschaft sei so
schon gross genug. «Wir dürfen
die Krise jetzt nicht noch ver-
grössern.» Es gelte, die Vorlage
von Grund auf zu überarbeiten
mit dem Ziel, Klimaschutz mit
möglichst wenig staatlichem
Interventionismus zu betreiben.

Imarks Antragwird im Parla-
ment wohl chancenlos bleiben,
nicht einmal die FDPscheintmit-
zuziehen. Parteipräsidentin Pe-
tra Gössi sagt: «An derDringlich-
keit des CO2-Gesetzes hat die
Corona-Krise nichts geändert.»

CEOs fordern «wirkungsvolle Klimapolitik»
Appell an den Ständerat 377 Schweizer Firmenchefs, darunter jene von Novartis, Siemens und Ikea, drängen vor der Beratung
des CO2-Gesetzes auf mehr Klimaschutz. Der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse bleibt dennoch kritisch.

Klimaschutz soll auch den Gletscherschwund bremsen: Besucher in der Eisgrotte am Rhonegletscher. Foto: Denis Balibouse (Reuters)
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BaselStadt Land Region

Martin Regenass

Staatsangestellte und Regie-
rungsräte dürfen ab Juli nicht
mehr mit dem Flugzeug nach
Hamburg fliegen. Das hat die
Regierung mit einer Verord-
nungsänderung am Dienstag
beschlossen. Grünen-Regie-
rungspräsidentin Elisabeth
Ackermann muss künftig auf
beidenWegen den Zug nehmen,
wenn sie Veranstaltungen wie
derEröffnung derElbphilharmo-
nie beiwohnen möchte.

Flugreisen innerhalb eines
Radius von 1000Kilometern sind
nur noch in ganz gut begründe-
ten Ausnahmefällen möglich.
Hamburg liegt per Luftlinie ge-
messen 688 Kilometervon Basel
entfernt. Für eine Studienreise
nach Stockholmwie im Jahr 2014
dürfen die Kader des Bau- und
Verkehrsdepartements von
Hans-Peter Wessels (SP) hin-
gegen weiterhin den Flieger
besteigen. Stockholm liegt per
Luftlinie gemessen 1470 Kilome-
ter von Basel entfernt.

Mehr Videokonferenzen
Grossrat Jörg Vitelli freut sich
über diese neue Bestimmung,
geht sie doch auf einen Vorstoss
des Sozialdemokraten zurück.
«Aus Gründen des Klimaschut-
zes,weil Flugzeuge sehrviel CO2

ausstossen, ist diese Regelung
sinnvoll», sagt Vitelli. Nach Ber-
lin,Wien oder Hamburg zu flie-
gen, sei aus seiner Sicht ein «Un-
sinn». Nach Wien bestünden
gute Verbindungen auch mit

Nachtzügen. «Zudem ist das Rei-
sen im Zug bequemer und einfa-
cher.Wenn zwei oder drei Leute
miteinander reisen müssen,
dann können sie sich im Zug be-
sprechen oder Akten studieren.
Das alles ist im Flugzeug unmög-
lich», sagt Vitelli. Nicht zuletzt
gelte es zu beachten, dass sich

dieMitarbeiter des Staates in der
Corona-Krise anVideokonferen-
zen gewohnt hätten. «Da fragt es
sich überhaupt, ob Reisen noch
notwendig sind.»

Günstiger als der Zug
Nicht einverstanden mit dem
Entscheid der Regierung ist

Christophe Haller. Der FDP-
Grossrat hat vor rund einem Jahr
gegen die Überweisung desVor-
schlags von Vitelli an die Regie-
rung gestimmt. «In normalen
Zeiten ausserhalb von Corona ist
Zugfahren teurer als fliegen. Zu-
dem verlieren die Staatsange-
stellten viel zu viel Arbeitszeit,

wenn sie mit der Bahn fahren.
Der Zug ist in diesen zwei Punk-
ten weniger effizient als das
Flugzeug.»Haller nennt denVor-
schlag eine «typische Effektha-
scherei» von Vitelli, die nicht
durchdacht sei, da im 2018 nur
53 Flüge von Staatsangestellten
unter 1000 Kilometern Radius

gelegen hätten.Wie es bei der für
Reisen zuständigen Abteilung
Human Resources im Finanzde-
partement heisst, lägen für das
Jahr 2019 keine Auswertungen
vor, wie viele Mitarbeiter des
Kantons für Kurzstrecken das
Flugzeug genommen hätten.

Zeitverlust in Kauf nehmen
BezüglichderverlorenenArbeits-
zeit sagt Leiterin Human
Resources, Andrea Wiedemann:
«Die Mitarbeitenden können
während der Zugreise arbeiten.
Zudem wird ein allfälliger Zeit-
verlust im Interesse des Klima-
schutzes in Kauf genommen.»

Die Regelung gelte auch für
Regierungsräte, nicht aber für
Parlamentarier. Wiedemann
schätzt, dass sich die Ausgaben
des Staates für die Reisetätigkei-
ten nicht «nennenswert» verän-
dern werden, wenn mehr Zug
gefahrenwird.Wollten Staatsan-
gestellte trotz der neuen Rege-
lung mit dem Flugzeug reisen,
müssten die Vorgesetzten ent-
sprechende Anträge sorgfältig
prüfen und nur dann bewilligen,
wenn sie sachlich begründet
seien.

Ausser für die Regierungsräte
und die Angestellten der sieben
Departemente gilt die Regel auch
für dieMitarbeiter derBaslerVer-
kehrsbetriebe, der Industriellen
Werke Basel, des Universitätsspi-
tals Basel, der Universitären
Psychiatrischen Kliniken, des
Felix-Platter-Spitals und des
Universitären Zentrums für
Zahnmedizin.

Beamte erhalten Flugverbot
Klimaschutz stärker gewichten Für Reisen in einem Radius von bis zu 1000 Kilometern um Basel müssen Staatsangestellte
des Kantons Basel-Stadt künftig den Zug nehmen.

Mitarbeiter des Kantons dürfen für Kurzstrecken nicht mehr abheben. Foto: Keystone
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Wissen
Montag, 8. Juni 2020

Martin Läubli

Die Corona-Krise hat die politi-
schen und gesellschaftlichen
Prioritäten in den letzten drei
Monaten verschoben. Der Lock-
downderWirtschaft bedeutet für
die meisten Staaten weltweit
eine enorme volkswirtschaftli-
che Hypothek über Jahrzehnte.

Nun kehrt in der Schweiz all-
mählich die Normalität zurück,
und mit ihr muss man sich wie-
der einer Krise stellen, die laut
den Klimaforschern die Pande-
mie bei weitem in den Schatten
stellt. DieseWoche wird der Na-
tionalrat darüber entscheiden,
welchenWeg er im Klimaschutz
einschlagen will. Das sind die
Herausforderungen in den
nächsten zehn Jahren.

Emissionen
halbieren
Die Schweiz hat das Klimaab-
kommenvon Paris ratifiziert und
sich verpflichtet, die Emissionen
der Treibhausgase bis 2030 um
50Prozent gegenüber demStand
von 1990 zu reduzieren.Von die-
sem Ziel sind wir nochweit ent-
fernt. Unser Land wird gemäss
Bundesamt für Umwelt (Bafu)
nicht einmal die gesetzlichen
Auflagen bis 2020 erfüllen. Der
Ausstoss an Treibhausgasen ist
zwischen 1990 und 2018 um
14 Prozent gesunken. Das CO2-
Gesetz verlangt bis Ende dieses
Jahres eine Reduktion der CO2-
Emissionen um mindestens
20 Prozent. «Das Ziel wird vor-
aussichtlich nicht erreicht»,
schreibt das Bafu.

CO2-Zertifikate aus ausländi-
schen Klimaprojekten sind ge-
mäss dem aktuellen CO2-Gesetz
nicht anrechenbar. Der Schwei-

zerWaldwird deshalb einewich-
tige Rolle spielen, um das Ziel
dennoch erreichen zu können:
Er speichert derzeit mehr CO2,
als er abgibt. Im besten Fall ent-
spricht dessen Speicherleistung
der fehlenden CO2-Reduktions-
menge für das 2020-Ziel.

Das Parlamentmuss sich nun
in derTotalrevision des CO2-Ge-
setzes entscheiden, wie es die
Treibhausgase bis 2030 halbie-
ren will. Der Bundesrat will da-
von mindestens 30 Prozent-
punkte im Inland reduzieren,
den Rest imAusland.Die SVPda-
gegen will die Emissionen bis
2030 nur um 40 Prozent senken
und keine Regelung, wo redu-
ziertwird – ob im Inland oder im
Ausland.

Es gilt vor allem
Inland first
Das Argument, eine Tonne CO2
sei in ärmeren Ländern billiger
zu reduzieren, hat heute nicht
mehr die gleiche Schlagkraftwie
vor zehn Jahren. «Der Effekt von
Minderungsmassnahmen im
Ausland ist schwierig zu kont-
rollieren, Missbrauch ist schwer
zu verhindern», schreibt die
Akademie der Wissenschaften
Schweiz. Verschiedene Studien
bestätigen diese Aussage. Auch
wenn die Schweiz ihre Ausland-
projekte sorgfältig und gezielt
aussucht, so wird es immer
schwieriger, zum Beispiel in kli-
maschonende Energieprojekte
zu investieren und damit kosten-
günstige CO2-Zertifikate zu er-
halten.

«Mit international grösseren
Klimaanstrengungen wird sich
der CO2-Preis auch im Ausland
erhöhen», sagt Lucas Bretsch-
ger, Ökonom an der ETH-Zürich.

Für ihn ist das Inlandziel zuwe-
nig ambitioniert. «Der Umstieg
ins postfossile Zeitalter kommt
ohnehin, es stellt sich nur die
Fragewann. Sicher ist:Wer dann
nicht bereit ist, der hat verlo-
ren.»

Das ist auch die Ansicht der
Akademie der Wissenschaften.
Ohne den Ehrgeiz, vor allem im
Inland CO2 zu reduzieren, wür-
denVorteile nicht genutzt: Inno-
vationen,Technologieförderung,
Exportchancen, neue Arbeits-
plätze und saubere Luft. FürPro-
clim, das Forum für Klima und
globalen Wandel der Schweizer
Akademie der Naturwissen-
schaften, offeriert die Corona-
Krise eine «einzigartige» Chan-
ce für die Zukunft: «Die massive
Unterstützung mit öffentlichen
Geldern bietet unsererRegierung
die Gelegenheit, die Wirtschaft
auf die Klimakrise und die öko-

logische Nachhaltigkeit vorzu-
bereiten.»

Anderseits muss sich die
Schweiz auch etwas einfallen
lassen, wie und wo sie weltweit
in Klima- und Energieprojekte
investieren und ihr Know-how
in alternativen Technologien
weitergeben kann. DerAnteil an
Importgütern, bei deren Produk-
tion im Ausland CO2 ausgestos-
senwird, ist beträchtlich.Addiert
man diese ausländischen Emis-
sionen, verdoppelt sich der Pro-
Kopf-Wert der Schweiz: Mit rund
14 Tonnen Treibhausgasen pro
Kopf liegt unser Land deutlich
über dem weltweiten Durch-
schnitt von knapp 6Tonnen. Die
planetare Belastungsgrenze für
die Schweiz lag gemäss Bundes-
amt fürUmwelt 2015 bei 0,6Ton-
nen. Das ist ein Richtwert, um
eine kritische Klimaveränderung
zu verhindern.

Klimabremse:
Wachstum
Die Bevölkerung der Schweiz
wächst – undmit ihr derVerkehr
und die NutzungvonWohn- und
Arbeitsflächen. Das Bundesamt
für Statistik rechnet in einer
kürzlich veröffentlichten Prog-
nose mit einem Bevölkerungs-
wachstum bis 2050 von 1,8 Mil-
lionen Menschen. Der motori-
sierte Personenverkehrnimmt in
der Schweiz immer noch zu.

Dieses Wachstum und der
Trend zu leistungsstärkeren
Autos schmälern den Fortschritt
hin zu effizienterenMotoren und
leichterenAutos.Die Emissionen
aus dem Verkehr gehen gemäss
Bafu erst seitwenigen Jahren zu-
rück. Sie liegen 2018 immernoch
1 Prozent über dem Niveau von
1990. 32 Prozent der Treibhaus-

gase (ohne Flug- und Schiffsver-
kehr) verursacht der Verkehr.
Auch im Flugverkehr hat das
Wachstum die Effizienzsteige-
rung durch technische und ope-
rationelle Massnahmen wir-
kungslos gemacht. In der
Schweiz betrug derAnteil des na-
tionalen und internationalen
Luftverkehrs im Jahr 2017 rund
10 Prozent der Treibhausgase.

Auch der Bedarf anWärme in
Wohn- und Büroräumen sowie
in der Industrie wird in den
nächsten Jahren weiter steigen.
Zwar wird in Neubauten heute
darauf geachtet, klimaschonen-
deHeizsystemewieWärmepum-
pen und Solarkollektoren einzu-
bauen. Doch die Sanierung von
alten Gebäuden, die den gröss-
tenAnteil amGebäudepark in der
Schweiz aufweisen, geht nur
schleppend voran. Noch immer
wird ein grosser Teil der Ölhei-
zungen durch Ölheizungen er-
setzt. Etwa 24 Prozent derTreib-
hausgasewerden durchHeizun-
gen in Gebäuden verursacht. Die
Emissionen konntenmithilfe der
CO2-Abgabe auf Brennstoffe
gegenüber 1990 um 33 Prozent
reduziert werden.

Positive grosse
Klimaeffekte
Experten empfehlen, in den
nächsten Jahren vor allem dort
Massnahmen zu fördern, wo sie
schnell und relativ kostengüns-
tig wirksam sind. Dazu gehören
die Heizsysteme.DerEinsatz von
Fernwärme,Holzheizungen,Bio-
gas und Erdwärme ist in denver-
gangenen zwanzig Jahren gestie-
gen.Heute stammen etwa 16 Pro-
zent des Wärmebedarfs in der
Schweiz von erneuerbaren Ener-
giequellen.

In derTotalrevision des CO2-Ge-
setzes, über die der Nationalrat
diese Woche berät, sollen nun
Anforderungen an neueHeizun-
gen gestelltwerden, die praktisch
keine fossilen Heizungen mehr
erlauben würden. Die CO2-Ab-
gabe auf Brennstoffe bleibt wei-
terhin bestehen und soll aufma-
ximal 210 Franken proTonne er-
höht werden.

Im Verkehr ist nach wie vor
keine CO2-Abgabe vorgesehen.
Der Bund erhofft sich sinkende
CO2-Emissionen durch neue
Emissionsvorschriften für Neu-
wagen. Das Ziel von durch-
schnittlich 130 Gramm CO2 pro
Kilometer wurde 2015 verfehlt.
Ab 2020 gilt der neue Zielwert
von durchschnittlich 95 Gramm
CO2. Um diesen Wert einzuhal-
ten, muss der Import von Elekt-
roautosmarkant gesteigertwer-
den. Wird die Vorgabe nicht
eingehalten, bezahlen Auto-
importeure Strafabgaben – im
letzten Jahrwaren es gut 31 Mil-
lionen Franken. Der Erlös wird
für Klimaprojekte im Inland ein-
gesetzt. Auto Schweiz hat sich
zum Ziel gesetzt, den Anteil von
rein elektrischen Modellen und
Plug-in-Hybriden bis 2020 auf
10 Prozent zu steigern. Im letz-
ten Jahr waren es 5,6 Prozent.

Der Ständerat schlägt im re-
vidierten CO2-Gesetz zudem
eine Flugticketabgabe von 30 bis
120 Frankenvor, um eineVerhal-
tensänderung bei Flugreisen zu
bewirken. Teile der Erlöse aus
der CO2-Abgabe für Brennstoffe
und der Flugticketabgabe sollen
zudem in einem Klima-Spezial-
fonds verwaltetwerden.Mit dem
Geld soll derAufbau einer klima-
verträglichen Infrastruktur ge-
fördert werden.

Der Klimaschutz beginnt erst
Vor der Debatte im Nationalrat Einschneidende Massnahmen sind in den nächsten zehn Jahren nötig,
um die Treibhausgase in der Schweiz zu halbieren. Das sind die grössten Herausforderungen.

Emissionen der
Treibhausgase
im Verkehr liegen
2018 immer
noch über dem
Niveau von 1990.

So viel fehlt im Schweizer Klimaschutz
Entwicklung Treibhausgase Klimabelastende Entwicklungen
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Emissionen, in Millionen Tonnen CO2-Äquivalent*

* CO2-Äquivalent: vereinheitlichte Masseinheit
für verschiedene Treibhausgase
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Schweiz
Mittwoch, 10. Juni 2020

Fabian Fellmann

Es gab einenAufschrei, der noch
immer nachhallt: Das Klima-
schutzgesetz scheiterte vor zwei
Jahren imNationalrat, nachdem
es von den Bürgerlichen verwäs-
sert worden war. Die Wähler-
schaft stellte ihnen imvergange-
nen Herbst die Quittung dafür
aus – und bescherte grünen Par-
teien einenWahlsieg.

Jetzt nimmt der Nationalrat
einen zweiten Anlauf. Die Vor-
zeichen sind anders: Die grünen
Kräfte sind gestärkt, die FDPhat
sich zu einerKlimawende durch-
gerungen, und der Ständerat hat
eine grundsätzlich mehrheits
fähige Vorlage gezimmert.

Trotzdemwird noch umwich-
tige Entscheidungen gerungen:
gestern um die Ziele und die
Gebäudevorschriften, heute um
dieTreibstoffpreise unddie Flug-
ticketabgabe. Bereits so gut wie
klar ist, dass dasVolk an derUrne
entscheiden wird, weil die SVP
das Referendum ergreifen will.

Das Sparziel
Mit Ausnahme der SVP sind sich
alle Fraktionen im Bundeshaus
einig: Die Temperatur auf der
Erde soll um maximal 2 Grad
steigen gegenüberdemvorindus-
triellen Zeitalter, gar möglichst
nur um 1,5 Grad. Das entspricht
dem Pariser Klimaabkommen.

Damit ist es mit der Einigkeit
aber auch schon vorbei. Bei den
konkreten Zielen stehen drei
Vorschläge zur Debatte: Soll die
Schweiz denAusstoss vonTreib-
hausgasen bis 2030 auf 40, 50
oder 60 Prozent senken? Vor
zwei Jahren stand das Land bei
86 Prozent, wobei stets das Jahr
1990 als Vergleich dient. Eigent-
lich müsste der Wert Ende die-
ses Jahres auf 80 Prozent sinken,
was die Schweiz voraussichtlich
knapp verfehlen wird.

Bei der Festsetzung der Ziele
geht es nicht nur um einen
Zahlenstreit.Vielmehr leiten sich
die Klimaschutzmassnahmenda-
raus ab: Je ambitionierter der
Plan, desto einschneidender
müssen die Vorschriften sein.
Eine Reduktion auf 50 Prozent
bis in zehn Jahren schlagen der

Bundesrat, CVP und FDP vor. 40
Prozent verlangen SP,Grüne und
Grünliberale, für einenmöglichst
hohenWert plädiert die SVP. Sie
argumentiert, die Schweizer hät-
ten schon sehr viel für den Kli-
maschutz getan. Bundespräsi-
dentin Simonetta Sommaruga
wies darauf hin, dass die Pro-
Kopf-Emissionen 5,4Tonnen be-
tragen, rund zehnmal mehr als
das, was nachhaltig ist. Der Na-
tionalrat beschloss schliesslich
deutlich mit 143 zu 55 Stimmen,
das Ziel nicht zu senken, undmit
126 zu 72 Stimmen ebenfalls klar,
es nicht zu verschärfen.

Wo investieren?
Die Schweiz kann ihreTreibhaus-
gas-Bilanz verbessern, indem sie
den Ausstoss im Inland senkt
oder Projekte im Ausland unter-

stützt. Dabei steckt sie in einem
Dilemma: ImAusland kannmehr
gespartwerden, im Inland ist die
Wahrscheinlichkeit höher, dass
die heimische Wirtschaft profi-
tiert. Die Schweizerische Akade-
mie fürWissenschaftenweist da-
rauf hin, dass das Potenzial für
ausländischeProjekte schwinden
dürfte,weil die Preise in Zukunft
stark steigen dürften.

Mindestens 60 Prozent der
CO2-Einsparungen müssten im
Inlandgeschehen, schlugenBun-
desrat, CVP und FDPvor. Ein Teil
der CVP sowie Grüne und SP for-
derten 75 Prozent, die SVPwoll-
te alleVorschriften streichen.Auch
dieses Ziel ist entscheidenddafür,
wie griffig die Massnahmen aus-
fallen werden. Mit jenen, welche
im Gesetz vorgesehen sind, wür-
den rund 75 Prozent im Inland

erreicht: DieseVorgabebekräftig-
te derNationalratmit 111 gegen86
Stimmen.Vonden50Prozent,um
die derAusstoss sinken soll,wür-
den mindestens 37,5 mit Mass-
nahmen in der Schweiz erreicht.

Benzin und Brennstoffe
DieBenzinpreisewerdenheute zu
einem grossen Thema. Der Kom-
pensationsaufschlag soll bis auf
12 Rappen pro Liter steigen kön-
nen: So schlagen es derStänderat
sowie die linken Parteienvor.Die
SVP und ein Teil der FDP wollen
den Aufschlag auf 8 Rappen be-
grenzen. Einen Kompromissvor-
schlag lanciert derWalliser CVP-
Nationalrat PhilippMatthias Bre-
gy: Er schlägt vor, den Zuschlag
auf 10 Rappen zu begrenzen und
demBundesrat dieKompetenz zu
erteilen,dieObergrenzevorüber-

gehend zu reduzieren,«wenndie
wirtschaftliche Notwendigkeit
nachgewiesenwird».

Damit wollen CVP-Vertreter
den ländlichen Gebieten ent-
gegenkommen und die Gefahr
mindern, dass das Gesetz an der
Urne abstürzt. Die SVP kritisier-
te imNationalrat, das CO2-Gesetz
bestrafe die Landbevölkerung,
die auf das Auto angewiesen sei.

Die linken Parteien sehen
hier keinen Widerspruch: «Wer
das Auto viel braucht, steigt
sowieso besser auf Elektromo-
bilität um», sagte SP-National-
rat Beat Jans. Im Gesetz ist vor-
gesehen, den Kantonen und
Gemeinden jährlich 60 Millio-
nen Franken zur Verfügung zu
stellen für Klimaschutzprojekte
wie die Installation von Elektro-
Ladestationen.

FürDiskussionen sorgt auch die
CO2-Abgabe auf fossile Brenn-
stoffe.Heute beträgt siemaximal
120 Franken pro Tonne, in Zu-
kunft sollen es bis zu 210 Fran-
ken sein.

Die Flugticketabgabe
Die Flugticketabgabe ist der
Zankapfel, der vor zwei Jahren
zum Absturz des Gesetzes führ-
te, weil die SVP sowie Teile von
FDPund CVP sie aus demGesetz

strichen. Der Ständerat hat sie
wieder eingefügt. Zwar wehren
sich noch immer einige Bürger-
liche gegen dieAbgabe oderwol-
len sie verzögern, doch dürften
diese unterliegen.

Die Abgabe beträgt voraus-
sichtlichmindestens 30 undma-
ximal 120 Franken.Grüne und SP
verlangen, dass Passagiere der
Business und First Class noch
höhere Abgaben leisten sollen,
doch dürfte dieser Antrag chan-
cenlos sein. FürPrivatjets soll die
Abgabe zwischen 500 und 5000
Franken betragen; von derAbga-
be befreit werden sollen kleine
Privatflugzeuge.

Die Energievorschriften
Eigentlich sind die Energievor-
schriften für Gebäude Sache der
Kantone.Weil viele von ihnen es
aber verpasst haben, die Ver-
brauchswerte rechtzeitig zu sen-
ken, soll nun der Bund eingrei-
fen: Ab 2023 würde es faktisch
verboten, neueÖlheizungen ein-
zubauen, es sei denn, diese wer-
denmit Biobrennstoff betrieben.
Die Kantone hatten sich dagegen
gewehrt. ImNationalrat zeichnet
sich nun ein Kompromiss ab: Die
Bundesregeln gelten nur in jenen
Kantonen, welche keine Mass-
nahmen beschlossen haben.

Die fünf grössten Streitpunkte imKlima-Gesetz
CO₂-Debatte Nun erweist sich, wie grün der Nationalrat nach denWahlen im letzten Herbst geworden ist:
Er entscheidet über Massnahmen von Benzinpreisen über Gebäudevorschriften bis zur Flugticketabgabe.

Zankapfel ist die
Flugticketabgabe,
die vor zwei Jahren
zumAbsturz des
Gesetzes führte.

Demonstrierende ziehen im Februar 2019 durch Bern, weil der Nationalrat zuvor das CO₂-Gesetz versenkt hat. Foto: Peter Klaunzer (Keystone)
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Freitag, 10. Juli 2020

Christoph Heim

Der Louvre in Paris ist nach dem
Corona-Lockdown wieder offen.
VorderKrise zählte er 30’000 bis
40’000 Besucher pro Tag. Jetzt
gewährt er täglich nur noch
5000 Besuchern Einlass. Die
Schliessungwährend der letzten
dreiMonate brachte demRiesen-
museum, in dessen Sälen über
35’000 Werke hängen, über
43 Millionen Franken Verlust.

FrancesMorris,Direktorin der
Tate Modern in London, gab un-
längst zu bedenken, dass ihrMu-
seum im Jahr26’000TonnenCO2
ausstosse,während dieMillionen
Besucher, die das Museum noch
letztes Jahr stürmten, mit ihren
Reisen das Zehnfache, also
260’000 Tonnen CO2 pro Jahr,
ausstossenwürden. Sie ist über-
zeugt davon, dass das so nicht
weitergehen könne und die Tate
Modern sich künftig nicht mehr
auf die Easy-Jet-Touristen, son-
dern nur noch auf die Menschen
aus Greater London ausrichten
müsse – wo ja auch schon ein
Millionenpublikumwohnt.

Fehlende Ticketeinnahmen
undderBesuchereinbruch zwin-
gennicht nurden Louvre unddie
TateModern zuneuenStrategien,
sondern Museen weltweit. Und
schon hebt eine breite Debatte
darüber an, ob der durch Corona
bedingte Niedergang nicht auch
sein Gutes habe, weil er Tür und
Tor öffne für eine nachhaltige
Museumsstrategie, die sich als
klimafreundlich und tourismus-
feindlich beschreiben lässt.

Dabei verweisen die Mu-
seumsdirektoren meist auf die
riesigen Ausstellungssäle, die
ausser bei Louvre, Tate Modern
und etwa einem Dutzend ande-
rer Museen weltweit auch im
Normalbetrieb kaum je zu Rum-

melplätzen werden. Damit sind
diemeistenMuseen – anders als
Konzert und Theater – unter
Corona-Bedingungen ein gera-
dezu idealer Aufenthaltsort, da
ein grosser Abstand zwischen
den Besuchern fast von selbst ge-
geben ist. Und sollte das Interes-
se an einerAusstellung über das
gesundeMasswachsen, kann der
Strom der Besucher amEingang
so gedrosselt werden, dass die
Distanz zwischen den einzelnen
immer gewährleistet ist.

Besucherrückgang
um zwei Drittel
Der Direktor des Museums Lud-
wig in Köln, Yilmaz Dziewior,
sagte kürzlich im Radiosender
Deutschlandfunk, dass in seinem
Museumnurnoch ein Drittel des
früheren Besucheraufkommens
gezählt werde, dass die Touris-
ten fehlten und natürlich auch
die Schulklassen. Mit Hygiene-
masken und Desinfektions
mitteln könnten dennoch die
Voraussetzungen für einen
angstfreienMuseumsbesuch ge-
schaffen werden.

Laut Yilmaz Dziewior brach-
ten die letztenMonate eine über-
hitzte Kunstwelt zur Besinnung.
Dziewiorverspricht, künftigwe-
niger Dienstreisen zu machen,
und ist überzeugt, dass die Ära
der Blockbuster-Ausstellungen
definitiv der Vergangenheit an-
gehöre. Auch von Museums
direktoren in der Schweiz hört
man, dass Nachhaltigkeit das
Gebot der Stunde sei.

Bei Blockbustern in der Mu-
seumswelt geht es um ein Ge-
schäftsmodell, bei dem ein ho-
hes Besucheraufkommen hohe
Ticketeinnahmen generiert, mit
denen sich ein Kunsthaus eine
prächtige Ausstellung finanzie-
ren kann. Es kann damit sowohl

Leihgaben aus allerWelt impor-
tieren, die meist in einem Flug-
zeug samt Begleitpersonal ange-
flogenwerden, als auch die hor-
renden Versicherungssummen
bezahlen, die durch die konzen-
trierte Ausstellung von Spitzen-
werken entstehen.

Aus der Perspektive des Pub-
likums möchten wir hier den-
noch eine Lanze brechen für die
erfolgreiche Publikumsausstel-
lung, die nicht unbedingt ein
veritabler Blockbuster seinmuss.
Sie verwöhnt die Besucher mit
einem Kunstgenuss der Extra-
klasse, was diese dann eben mit
massenhaftemMuseumsbesuch
honorieren: Das ist das kalkula-
torischeArgument. Sie bringt zu-
demMenschen ins Museum, die
sich sonst wenig für Kunst inte-
ressieren: Das ist das soziale Ar-
gument.Wenn nun derUmwelt-
schutz dafür sorgen soll, dass
solcheAusstellungen nichtmehr
ausgerichtet werden, schüttet
man gewissermassen das Kind
mit dem Bade aus.

Rekorde in der Schweiz bei
Tutanchamun oder Gauguin
Zuerst gilt es einmal, die Dinge
insofern zurechtzurücken, als
Blockbuster-Ausstellungen in
den SchweizerMuseen die gros-
se Ausnahme sind. Blockbuster
waren hierzulande die Ausstel-
lungen zuTutanchamun imAnti-
kenmuseum Basel (2004) mit
600’000 Besuchern und zu Van
Gogh im Kunstmuseum Basel
(2009) mit 520’000 Besuchern.
Oder wohl auch die Ausstellung
zu Paul Gauguin in der Fondati-
on Beyeler (2015), die es auf
370’000 Besucher brachte. Was
aber sonst in Schweizer Kunst-
museen in den letzten Jahren als
erfolgreicheAusstellung gilt, das
lockte 50’000 bis 100’000 Besu-

cher an, was nichts mit einem
Blockbuster gemein hat.

Dann gilt es zu trennen zwi-
schenAusstellungundStädtetou-
rismus. Nicht das Museum sollte
die Verantwortung übernehmen
für die Art des Verkehrsmittels,
das die Städtetouristen für ihre
Anreisewählen. Das ist eine Auf-
gabe der Politik, die für bessere
Zug- und schlechtere Flugverbin-
dungen sorgenmuss.Und das ist
eine Frage des Umweltbewusst-
seins jedes Einzelnen.Allerdings,
die Ausstellung für sich genom-
mengeneriert im internationalen
Leihverkehr einen beträchtlichen
CO2-Ausstoss.

Dabei istweniger das Bild das
Problem, das zum Beispiel in
einem Frachtflugzeug aus Chi-
cago nach Zürich gebracht wer-
den könnte, sondern der Kurier,
der jedes wertvolle Bild beglei-
tet. Einerseits generiert diese Be-

gleitperson beträchtliche Reise-
kosten, die sich bei 63 Bildern
aus Übersee, wie das beispiels-
weise bei Edward Hopper in der
Fondation Beyeler der Fall ist, zu
einemhohen Betrag aufsummie-
ren. Andererseits entsteht bei
diesen Flugreisen auch ein ho-
her Ausstoss an klimaschädli-
chen Gasen.

Nur das Beste ist gut genug
für die Besucher
Nunmuss es ja nicht unbedingt
eine Blockbuster-Ausstellung
sein. Wenn wir aber von Mu-
seumsdirektoren hören, dass sie
ganz und gar auf dieses Ge-
schäftsmodell verzichtenwollen,
beschleicht uns die Angst, dass
sie den Publikumsrennern unter
den Ausstellungen ganz den
Garaus machen wollen. Uns
graut bei der Vorstellung, dass
sich nun unter dem Vorwand,
eine klimaneutrale Museums-
politik zu betreiben, die Ausstel-
lungshäuser bequemen könnten,
ihre Sammlungen einmal pro
Saison neu zu hängen, um we-
nigstens ein bisschen Abwechs-
lung zu bieten.

Die Museen sollten es aber
nicht zu ihrer Strategie machen,
den Städtetourismus zum Ab-
sterben zu bringen. Das kann
nicht ihreAufgabe sein.Nein, nur
das Beste ist gut genug für die
Besucher. Gehört es nicht zu den
vornehmsten Aufgaben eines
Museums, uns die kostbarsten
Schätze dieser Welt zu präsen-
tieren? Einfach zum puren Ge-
nuss? Einfach weil es eine der
hinreissendsten Erfahrungen ist,
fünfzig Gauguins nebeneinander
zu sehen? Darum sindwir ja auch
dafür, dass der Staat jährlich
Dutzende vonMillionen Franken
an Subventionen in unsere Mu-
seen investiert.

Kurz nach Paris fürsMona-Lisa-Selfie
Kunst und Klima Grosse Museen habenmit erfolgreichen Ausstellungen den Städtetourismus angeheizt.
Zwingt sie das neue Klimabewusstsein zu neuer Bescheidenheit?

Seit Corona regeln viele Museen die Zuschauerströme: Bis 40’000 pro Tag besuchten früher den Pariser Louvre (Bild), jetzt hats bei Mona Lisa viel mehr Platz. Foto: Getty Images

Blockbuster-Ausstellung?

Pro:
—Seltene Konzentration von
herausragendenWerken
—Hohe Ticketeinnahmen dank
grossem Publikumsinteresse
—Breites, nicht nur intellektuelles
Publikum
—Kunst wird zum Stadtgespräch
—Gute Reklame für das Museum
—Belebt die städtische Hotellerie
und Gastronomie

Kontra:
—Hohe Transportkosten für
internationale Leihgaben
—Klimaschädliche Reisen
der Bilder-Kuriere
—Hohe Versicherungskosten
—Museum wird wegen Ansturm
zum Rummelplatz
—Städtetourismus mit negativen
Klimafolgen wird angeheizt
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Montag, 13. Juli 2020

Nathalie Reichel

Herr Kramer, die Corona-Krise
stellt sämtliche Bereiche der
Gesellschaft auf den Kopf.
Hat sie der Klimakrise die Show
gestohlen?
Wirhabenmomentan tatsächlich
mehr Schwierigkeiten damit, die
Aufmerksamkeit auf die eigent-
lich nachwie vor aktuelle Klima-
problematik zu lenken.

Wieso hätte die Klimakrise die
Aufmerksamkeit auch in Zeiten
der Pandemie verdient?
Ich finde,wirmüssen beiden Kri-
sen gleichzeitig Beachtung schen-
ken. Wer den Fokus nur auf der
drängendsten Krise hat,manöv-
riert sich dadurch direkt in die
nächste Krise hinein.Man könnte
dies vielleicht mit folgendem
Bild veranschaulichen:Wenn du
unter Wasser bist und dir ein
Haifisch entgegenschwimmt, ist
es verständlich, dass du dich zu-
erst mit dem Haifisch beschäf-
tigst,weil er die dringendere Ge-
fahr darstellt. Du wirst jedoch
ertrinken,wenn du nicht schnell
genug wieder aus dem Wasser
gehst.

Gerät der Einsatz fürs Klima
in denHintergrund?
Es ist verständlich, dass Men-
schen immer nur wenige Dinge
imKopf haben können.Undwenn
die Gefahr besteht, dass man in
absehbarer Zeit ernsthaft krank
wird, dann ist das fassbarer als
abstrakte Konzepte, die das Klima
betreffen. Das Entscheidende ist
aber: Im Prinzip geht es bei bei-
den Krisen umdasselbe – es sind
weltweit Menschen in Lebens
gefahr.

Menschen handeln eher dann,
wenn die Gefahr akut ist. Das
ist bei der Klimakrise nicht der
Fall, zumindest imWesten.
Genau. Es ist völlig logisch, dass
wir jetzt alle darauf schauen,was

imMomentwehtut. Das Problem
ist: Mit diesem Blickwinkel ver-
ursachen wir, dass es später viel
mehrwehtunwird. Es ist falsch,
wegen der Pandemie die Klima-
krise zu vernachlässigen. Es ist
absurd. Man muss ganzheitlich
denken und einsehen, dass die
Handlungen von heute einen
Einfluss auf morgen haben. Die
Pandemie hat zwar gezeigt, wie
kurzfristig wir denken, sie ist

aber gleichzeitig einWeckruf, um
genau daran etwas zu ändern.

Was kannman aus der
Corona-Krise für die
Klimaproblematik lernen?
Vieles. Menschen sind erstens
extrem solidarisch, denn sie ha-
ben innerhalb von kürzester Zeit
Nachbarschaftsnetze aufgebaut.
Zweitens haben praktisch alle
Branchen Lösungen gefunden,
um gemeinsam die Krise zu be-
wältigen.Und genau das braucht
es auch für die Klimakrise, damit
wir als Gesellschaft die Umstel-
lung machen können: weg von
einer Gesellschaft, die diesen
Planeten und somit sich selber
kaputt macht – hin zu einer Ge-

sellschaft, die diesen Planeten
pflegt. Eigentlich sehe ich in der
Corona-Krise ein hoffnungsvol-
les Zeichen.

Hat die Angst vor den
drohenden Folgen der
Pandemie nicht gerade
Priorität für dieMenschheit?
Ja, es geht zweifellos um ein Ab-
wägen der Prioritäten. Das Pro-
blem der Klimakrise ist aber
trotzdem nicht gelöst, nur weil
es gerade nicht im Fokus steht.
ImGegenteil: Es geht gerade jetzt
darum, die Folgen der Klima
problematik sichtbar zumachen.
Wenn ich zumBeispiel nachMal-
lorca fliege, sehe ich nicht unmit-
telbar,was ich damit verursache.

Beim Coronavirus ist es genau-
so: Der Zusammenhang zwi-
schen der Handlung, ohne Mas-
ke in den Bus steigen, und deren
Folge,dass sich dasVirusverbrei
tet, ist unsichtbar. Bei Corona ist
dieser Zusammenhang zwischen
Handlung und Konsequenz von
Behörden und Medien sehr gut
vermitteltworden – beimKlima-
wandel nicht. Der entscheidende
Unterschied ist: Man kann nie-
mandem die Krankheit «Klima-
wandel» diagnostizieren – auch
wenn sieweltweit Opfer fordert.

Sie bezeichnen den
Klimawandel als Krankheit?
Er ist natürlich keine Krankheit
im klassischen Sinn, aber er

schadet den Menschen. Und er
trifft – genauso wie Corona –
auch eher die Ärmeren. Denn:
Nicht alle können imHomeoffice
arbeiten, und nicht alle können
sich einen Corona-Test oder eine
Therapie leisten. Es trifft also
nicht alle gleich, und beim Kli-
mawandel ist das noch extremer
der Fall. Aber in der Schweiz ha-
ben wir nie die Notwendigkeit
gesehen, etwas gegen die Klima-
krise zu tun, weil sie uns –
noch – nicht direkt betrifft.

Es ist schon vor Corona nicht
gelungen, die Notwendigkeit
aufzuzeigen. Nunwird es noch
schwierigerwerden.
Eswird sicher auch danach noch
schwieriger sein, aberwir befin-
den uns gleichzeitig auch in einer
Umbruchszeit:DieLeute kommen
derNatur näher und freuen sich,
im Wald zu spazieren, Velo zu
fahren,Vogelgezwitscher zu hö-
ren. Und indemman seine Rou-
tinen überdenkt, kann auch das
Umdenken in anderen Gebieten
angestossen werden.

Wird der Klimaaktivismus
jemalswieder das sein,was er
einstwar?
Auf jeden Fall. Ich bin sehr über-
zeugt davon,dass derKlimastreik
nicht an Stärke verloren hat. Im
Gegenteil: Die Bewegung hatte
sogar Zeit, neue Projekte zu pla-
nen. Bald wird sie sich wieder
den Platz in derÖffentlichkeit er-
kämpfen, damit die nachwie vor
grundlegende Klimakrisewieder
in den Vordergrund rückt.

«Der Klimawandel ist auch eine Krankheit»
Interview mit Aktivist Die Corona-Krise hat der Klimabewegung die Show gestohlen. Philippe Kramer, Mitorganisator
des Klimastreiks Basel, ist aber überzeugt, dass sie sich den Platz in der Öffentlichkeit bald wieder erkämpfen wird.

Im vergangenen Jahr gingen Jugendliche fast jeden Freitag auf die Strasse, um gegen den Klimawandel zu demonstrieren. Foto: Dominik Plüss

«Das Problem
der Klimakrise ist
nicht gelöst, nur
weil es gerade nicht
im Fokus steht.»

Philippe Kramer
Mitorganisator des
Klimastreiks Basel
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FrauAellen, die Trockenheit
zeigt sich unter anderem am
Höhenweg imwestlichenTeil
des GundeldingerQuartiers
besonders krass.Verdorrte
Blätter der Platanen liegen dort
derzeit knöcheltief am Boden.
Für den Laien sieht die Lage
dramatisch aus.Was sagen Sie
als Fachfrau dazu?
Bäumewerfen bei Trockenheit
Blätter ab. Dadurch verdunsten
sie wenigerWasser. Das
schwächt die Bäume zwar und
macht sie anfälliger für Krank­
heiten. Aber es beweist, dass sie
ihren natürlichen Schutzme­
chanismus aktiviert haben.
Dass viel Laub am Boden liegt,
heisst also nicht, dass die
Bäume faktisch tot sind. Im
Gegenteil: Sie haben ihren
Überlebensmechanismus
aktiviert.

Handelt es sich beimHöhen-
weg,wo es derzeit aussiehtwie
imHerbst, um eine ausseror-
dentliche Problemzone?
Ja, der Höhenweg ist kein
Einzelfall.Wir haben derzeit an
vielen Orten in der Stadt eine
Menge Laub am Boden. Unter
den Linden am Friedhof Hörnli
beispielsweise liegt ebenfalls
eine dicke Laubschicht.

Es tut einem als Anwohner im
Herzen weh,wenn man sieht,
wie die über 70 Jahre alten
Bäume am Höhenweg unter
dem Stress der Trockenheit
leiden und bald kahl sind wie
imWinter.Was empfinden
Sie?
Dass der Baumbestand in der
Stadt leidet, tut uns Fachleuten
natürlich auch weh. Wir setzen
aber alles daran, den Bestand
von heute etwa 26’000 Bäumen
im öffentlichen Raum zu erhal­
ten. Wir kontrollieren ihn auch
intensiv. Schliesslich ist es ein
Risiko für Passanten, wenn
BäumeTotholz bilden; es könn­
ten Äste auf das Trottoir fallen.

Der Standort der kränkelnden
Platanen amHöhenweg ist
vorteilhafter als derjenige vieler
anderer Bäume in der Stadt.
Warum leiden die Bäume
trotzdem so stark?
Es könnte sein, dass der Mergel
mit den Jahren aufgrund starker
Beanspruchung entsprechend
verdichtet ist und das Wasser
nicht so gut in den Boden dringt.
Grosse Bäume sind oft auch von
den Grundwasserströmen ab­
hängig, und diese Ströme können
durchBautätigkeit gestörtwerden.

AmHöhenweg gibt es aber
keine Bautätigkeit, dort stehen
vorwiegend geschützte Baum-
gartnerhäuser aus den 1920er-
und 1930er-Jahren.
Wenn Bäume kränkeln, stehen
auch wir manchmal vor einem
Rätsel. Es gibt Bäume, die plötz­
lich absterben, ohne dasswir die
genaue Ursache eruieren kön­
nen.Wir hatten letztes Jahr des­
halb ausserordentlich viele Fäl­
lungen. Wir werden wohl auch
dieses Jahr viele Bäume fällen
und ersetzen müssen.

Werden die Platanen amHö-
henweg ebenfalls auf der Liste
der zu fällenden Bäume lan-
den? Sind ihre Tage gezählt?

So würde ich es nicht formulie­
ren.Viele Bäume haben noch er­
staunlich viel Kraft, um sich zu
wehren und im nächsten Früh­
jahr wieder neue Blätter auszu­
treiben. Wir geben jedem Baum
eine Chance. Bevor nicht ganz
klar ist, dass er nicht mehr aus­
treibenwird,werdenwir ihn nie­
mals fällen.

Die Platanen sind von einem
Pilz befallen. Ist dieser für
andere Bäume ansteckend?
Die Sporen des spezifischen
Pilzes, der die sogenannte Blatt­
bräune auslöst, sind in der Regel
nur auf Platanen entwicklungs­
fähig.

Es liegen enormeMengen
Laub amBoden.Warum
entfernt die Stadt dieses nicht,
um zu verhindern, dass
die Pilzsporen sichweiter
verbreiten?
Wenn man das Laub rasch
wegschafft, kann man die Ver­
breitung etwas eindämmen, aber
es befinden sich immer Pilz­
sporen in der Luft. Entscheiden­
der ist, ob derBaumdie Kraft hat,
sich gegen den Pilz zu wehren.
Wässern ist wichtiger als das
Wegschaffen von Laub.Wirmüs­
sen Prioritäten setzen.

Die Stadtgärtnerei bewässert
öffentliche Parks undAnlagen.
Wäre es aber nicht sinnvoller,
dasWasser zur Bewässerung
der gestressten Bäume zu
verwenden, statt Ästhetik für
die Bevölkerung zu betreiben?
Bäume tragen ja auchmehr zur
Verbesserung des Stadtklimas
bei als Rasenflächen.
Die grossen Bäume können wir
nicht bewässern. Deren Haupt­
wurzeln befinden sich mehrere
Meter tief im Boden. Mit einer
künstlichen Bewässerung errei­
chen wir diese tiefen Wurzeln
nicht. Zudem verdunstet ein
grosser BaumproTag bis zu 400
LiterWasser. Diese Menge brin­
gen wir nicht an einem Tag in
den Boden.

Aber in diesem Jahr herrscht
besondere Not. Da könnte
die Stadtgärtnerei doch eine
Ausnahmemachen und zum
Beispiel Schwemmwagen
einsetzen, um auch grosse
Bäume zu bewässern.
Jungbäume bewässernwir regel­
mässig. Die grossen Bäume aber
wollen wir nicht dazu erziehen,
ihrenWasserbedarf aus den obe­
ren Bodenschichten zu beziehen,
indemwir sie bewässern und da­
durch verwöhnen. Sie müssen

ihreWurzeln unten behalten und
das Wasser tief im Grund selber
suchen. Kommt hinzu, dass wir
es garnicht schaffenwürden, das
Wasser drei Meter tief in den Bo­
den zu bringen.

Auch nicht,wenn die Stadtgärt-
nerei Leitungen legen und
tagelang bewässernwürde?
Die Schwierigkeit ist, dass man
das Wasser sehr, sehr langsam
einsickern lassen müsste. Wir
müssten Schläuche darum wo­
chenlang liegen lassen. Das ist
angesichts der vielen Bäume in
der Stadt eine Illusion. Langfris­
tig ist die Bewässerungvon Jung­
bäumen die bessere Strategie, als
die alten Bäume notfallmässig
an denWassertropf zu hängen.

In Basel gibt es diverseAlleen
und Baumreihenmit derselben
Baumsorte. Ist das ein Konzept
mit Zukunft?
Nein, nicht wirklich. Zwar hat
eine Allee aus einer einzigen
Baumart eine besondere ästhe­
tischeAusstrahlung.Aber bereits
heute legenwir gemischteAlleen
an mit Bäumen, die hoffentlich
mit dem Klimawandel besser
umgehen können.

Martin Furrer

«Wir werden dieses Jahr viele Bäume fällenmüssen»
Trockenheit stresst die Natur Yvonne Aellen, Leiterin Grünflächenunterhalt der Stadtgärtnerei, verrät,
welche Folgen die Hitze für den Baumbestand haben wird und warum eine selektive Bewässerung besser ist als eine grossflächige.

Yvonne Aellen, Leiterin
Grünflächenunterhalt der
Stadtgärtnerei. Foto: Nicole Pont

Simon Erlanger

Basel trocknet aus. Die Hitze­
perioden folgen immeröfter auf­
einander und dauern länger. Das
hat Konsequenzen,wie Meinrad
Gunti von der Basler Stadtgärt­
nerei am Dienstagmorgen im
Margarethenpark den Medien
eindrücklich demonstrierte.

Anhand von zwei quadrati­
schen, etwa 30 Zentimeter tiefen
Rasenstichen zeigte er, wie tro­
cken derBaslerUntergrundmitt­
lerweile ist. Dank Bewässerung
und kürzlichem Regen ist die
Erde bis zu einer Tiefe von etwa
25 Zentimetern zwar noch
feucht, braun und lehmig. Da­
nach kommt aber eine gelbliche,
ausgetrocknete, harte Schicht
zumVorschein, die beim Berüh­
ren sofort zerbröselt.

Das dritte Dürrejahr in Folge
Daran ändern auch die intensi­
ven Regenfälle seit Sonntag
nichts. «Es hat in den letzten
Jahren einfach zu wenig gereg­
net», wie Yvonne Aellen, Leite­
rin Grünflächenunterhalt bei
der Basler Stadtgärtnerei, er­
klärt (siehe Interview unten).
Noch immer wirke der trocke­
ne Sommer 2018 nach», erklärt
Aellen. Damals fielen in Basel
nur 500 Millimeter Regen. Der
normale Jahresdurchschnitt
beträgt aber 850 Millimeter.
Auch 2019 sei mit 600 Milli­
metern ein sehr trockenes Jahr
gewesen.

«Seit Sonntag fielen jetzt 40
Millimeter Regen.Wir sind aber
mit 270MillimeternMitte 2020
immer noch unter dem langjäh­
rigen Durchschnitt», so Aellen.

Insgesamt regnet es in Basel
rund ein Drittelweniger als frü­
her. Wegen des Rheins noch
nicht beeinträchtigt sei der
Grundwasserspiegel. Es bestehe
keineWasserknappheit. Eine di­
rekteWasserentnahme aus dem
Fluss lehnt die Stadtgärtnerei
aber ab. Es sei ökologisch wenig
sinnvoll, mit Tankwagen durch
die Stadt zu fahren.

Derweil zeigt sich die Trocken­
heit im Stadtbild. Allenthalben
sind gelbe, verdörrte Flächen zu
sehen, die zum Teil schon an
Halbwüsten gemahnen. Diese
Flächen seien allerdings oft rund
um das Trassee der BVB-Tram­
linien zu finden und fielen nicht
in die Verantwortung der Stadt­
gärtnerei, so Yvonne Aellen
gegenüber der BaZ. Diese unter­

nehme alles, die Grünflächen
und den Baumbestand so zu
pflegen, dass dabei keine nach­
haltigen Schäden entstünden.

Solche sind beimanchen Bäu­
men aber schon sichtbar.DerBe­
fall mit Pilzen und Insekten
nimmt zu. Wegen der Trocken­
heit stellen die Bäume denWas­
serfluss in Blätter und Äste ein
und konzentrieren sich auf das

Überleben des Stammes.Als Fol­
ge davon fallen die Blätterwie im
Herbst. Dazu besteht die Gefahr
des Abbruchs von trockenen
Ästen. Die Stadtgärtnerei warnt
daher mittels Plakaten davor,
sich unter älteren, grossen Bäu­
menmit ausladendenÄsten auf­
zuhalten. Auch Brandgefahr
bestehe, dies trotz intensiver
Bewässerung.

So etwa verspritzt eine Sprink­
leranlage auf der 13’000 Quad­
ratmeter grossen Rasenfläche
des Margarethenparks einmal
pro Woche rund 270’000 Liter
Wasser. Bei den Parks sei es das
Ziel der Stadtgärtnerei, grüne
Anlagen zu erhalten, die der Be­
völkerung im Sommer auch
Kühle und Schatten spenden.
Wiesen und Gehölzsäume wür­
den der Verdorrung überlassen,
da sie sich schnell regenerierten.

Mediterranisierung Basels
Erste Priorität hätten aber die
rund 2000 Jungbäume in der
Stadt. Dabei erfolgt die Bewäs­
serung gezielt. Bei den Jungbäu­
men setzt man auch auf fest in­
stallierte Bewässerungssysteme.
Wo dies nicht möglich ist, wer­
den Wassersäcke an die Bäume
gehängt. Schwieriger sei es bei
den älteren Bäumen.DerenWur­
zeln seien zu tief. «Wir kommen
nicht in die Tiefe. Wir können
nicht ein paarHundert LiterWas­
ser proTag zuführen», soAellen.
Solange derGrundwasserspiegel
noch hoch sei, würden diese
Bäume aber überleben.

Da die Stadtgärtnerei wegen
des Klimawandels auch künftig
mit heissen und trockenen Som­
mern rechnet,will man langfris­
tig hitzeresistente Baumarten
anpflanzen, wie etwa die Stein­
eiche, die Hopfenbuche, die ita­
lienische Erle und den Zürgel­
baum. Sie alle gedeihen im Mit­
telmeerraum von Portugal über
Süditalien, Griechenland bis in
die Türkei. Die immer wieder
beschworeneMediterranisierung
Basels dürfte also beim Baum­
bestand voranschreiten.

Ein Drittel Regen weniger
Ausgetrocknete Stadt Bei der Bewässerung von Basels Grünanlagen priorisiert die Stadtgärtnerei die Jungbäume.
Langfristig sollen die einheimischen Bäume durch hitzeresistente Arten aus demMittelmeerraum ersetzt werden.

Stadtgärtner Meinrad Gunti demonstriert, wie trocken der Basler Boden mittlerweile ist. Immer noch sichtbar sind die Folgen des Hitzesommers
2018 auch an den Bäumen – zum Beispiel im Margarethenpark. Fotos: Nicole Pont
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Unter dem Stichwort «Klima-
streik Schweiz»wurde in den so-
zialenMedien zu Kundgebungen
für eine klimafreundlichere Poli-
tik aufgerufen. Dem Aufruf sind
in Baselmehrere hundert Perso-
nen, vorwiegend Jugendliche
und junge Erwachsene, gefolgt:
Sie trafen sich am frühen Frei-
tagnachmittag auf dem Müns-
terplatz. Schätzungsweise 500
Menschen haben dort zu einem
Sitzstreik zusammengefunden.

Zu Beginn derKundgebung ha-
ben die Organisatoren – nament-
lich die Klimagerechtigkeitsinitia-
tive Basel 2030 – die Einhaltung
der Covid-Hygieneregeln und das
Maskentragen angemahnt. Dann
wurde die Klimapolitik in der Re-
gion angeprangert: Der Kanton

Basel-Stadtbesitze eineRegierung
mit rot-grüner Mehrheit, doch
diese habe bisher klimapolitisch
zuwenig unternommen.Ein Red-
nerwarf ihr «Totalversagen» vor.
Denn weiterhin werde Standort-

förderung zugunsten des Euro-
Airport Basel-Mulhouse unter-
nommen;manwolle den Flugha-
fen offenbar möglichst attraktiv
halten. Auch Projektewie die ge-
plante Osttangente Basel oder

der Bau des Hafenbeckens 3
zeigten, dass es der Politik mit
der Umsetzung ambitionierter
Klimaziele nicht ernst sei. Aus
diesemGrund habeman die Kli-
magerechtigkeitsinitiative 2030
lanciert, erklärte der Redner.

Auf der einschlägigen Home-
page heisst es dazu: «Letztes Jahr
hat der Basler Grosse Rat den
Klimanotstand ausgerufen, aber
konkreteTaten sind kaumerfolgt.
Mit der Klimagerechtigkeitsini-
tiative fordern wir, dass endlich
angemessen auf die Klimaerhit-
zung reagiert wird! Dazu ist die
globaleTemperaturerhöhung auf
maximal 1.5 Grad Celsius zu be-
grenzen. Und darum gehört das
Ziel netto null Treibhausgasemis-
sionen bis 2030 und Klimage-

rechtigkeit in unsereVerfassung.»
Die anwesenden Klimastreiken-
den auf dem Münsterplatz wur-
den gebeten, das Anliegen zu
unterstützen sowie Angehörige
darauf aufmerksam zu machen.
Manmüsse einNetzwerk aufbau-
en. Auf dem Münsterplatz wur-
den Unterschriften gesammelt.

Nach 15 Uhr zogen die
Demonstranten über die Freie
Strasse Richtung Kleinbasel
weiter. Laut BVB war wegen des
Demonstrationsmarsches am
Freitagnachmittagmit Störungen
im öffentlichen Verkehrsnetz zu
rechnen. Gemäss SDA endete die
unbewilligte Demonstration am
Nachmittag auf demMesseplatz.

Simon Bordier

Basler Klimajugend streikt wieder
Proteste in der Innenstadt Die rund 500 Jugendlichen werfen der Regierung Untätigkeit vor.

Das Sit-in auf dem Münsterplatz. Foto: Simon Bordier
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Fabian Fellmann
und Stefan Häne

«Wir haben ein Problem», sagt
der Berner Stadtpräsident Alec
vonGraffenried amMontagmor-
gen auf demBundesplatz.Anstel-
le der gewohnten bundesstädti-
schen Beschaulichkeit herrscht
vor dem Parlamentsgebäude
buntes Treiben. Einige Hundert
Klimaschützer haben kurz vor
5Uhr den Platz mit Strohballen
ummauert, Zelte aufgebaut,
Transparente ausgerollt und
Kompost-WCs aufgestellt.

Sie sind entschlossen, eine
Woche lang draussen auf dem
harten Steinplatz auszuharren,
weil die dort drinnen imBundes-
haus auf ihren weichen Sesseln
beim Klimaschutz nicht schnell
genug handelten. Die Demonst-
ration ist eine Provokation der
Institutionen.Während der Par-
lamentssessionen sind Kundge-
bungen auf dem Bundesplatz
verboten. Das ist unangenehm
für von Graffenried, denn der
Politiker der Grünen Freien Lis-
te regiert die Stadt, die dieses
Recht durchsetzen muss, eine
links-grüne Stadt im Wahl-
kampfmodus, weil in zwei Mo-
naten Parlament und Regierung
neu bestellt werden.

«Das ist Amtsmissbrauch»
Nun werfen Bürgerliche von
Graffenried vor, links-grüne
Demonstranten gewähren zu
lassen.Der erboste Zürcher FDP-
Nationalrat Hans-Peter Port-
mann schimpft vor laufenden
Kameras: «Dich sollte man büs-
sen.Was du damachst, ist Amts-
missbrauch.» Und die Präsidien
vonNational- und Ständerat for-
dern die Stadt Bern per Brief auf,
«schnellstmöglich für die Ein-
haltung der geltenden Rechts
bestimmungen zu sorgen».

Friedfertiger geht es bei den
Demonstranten zu und her. Sie
sehen ihre Aktion als Fortset-
zung der Klimastreiks, doch ist
das Durchschnittsalter markant
gestiegen. Statt Schüler prägen
jetzt Aktivisten zwischen 20 und
30 das Bild, ergrauende und er-
graute Häupter sind zahlreich.
Isabelle und Pascal Veillon aus
Lausanne, 75 und 81, engagieren
sich bei den «Klima-Gross-
eltern». «Man hört uns nicht zu,
legale Aktionen funktionieren
nicht», sagen sie. Den zivilen
Ungehorsam überliessen sie
dann aber doch den Jüngeren.

Zu ihnen gehört Sozialarbei-
terin Pauline Priolet aus Lau-
sanne. «Wir müssen radikale
Massnahmen ergreifen», sagt die
28-Jährige, während sie die Gi-
tarre weglegt. Die Bewegung
habe sich der Gewaltlosigkeit
verschrieben, betont sie. Für den
zivilen Ungehorsam lägen Ket-
ten und Schlösser bereit, um sich
auf ein Signal hin anzuketten.

Durchorganisierte Aktion
DieAktion ist straff durchgeplant.
Am Sonntag reisten die Aktivis-
ten nach Bern ins Zeltcamp. Nur
wenige wissen bis zumWeckruf
um 4 Uhr, dass die Aktion auf
dem Bundesplatz steigt, erzäh-
len mehrere Teilnehmerinnen.
Ziel der geheimen Planung: die
Polizei überrumpeln, damit die
Behörden entweder einemedien-
wirksame illegale Demonstration

dulden oder eine ebensomedien-
wirksame Räumung anordnen.
Es ist eine Taktik, die einige der
involvierten Gruppen und Teil-
nehmer bestens kennen, erprobt
unter anderembei derBesetzung
von Banken in Zürich, Genf und
Lausanne.

Eine zentrale Küche gibt am
Mittag Black-Bean-Spaghettimit
vegetarischer Soja-Bolognese
aus, alle Teilnehmer verrichten
Ämtli. Doch die Verantwortung
soll dezentral bleiben: Alle stra-
tegischen Entscheidungen fallen
in Plenar- und Delegiertenver-
sammlungen auch zur Frage,
wie weit der zivile Ungehorsam
reichen soll.

Wieweit sie gehenwollen,ent-
scheiden aber letztlich kleine
«Bezugsgruppen», in der alle ei-
nander vertrauen. Das ist von
deutschen Anti-Kohle-Aktivisten
abgeschaut,offensichtlich ist auch
professionellesKampagnen-Wis-
senvonGruppenwieGreenpeace
eingeflossen. Dort arbeitet eine
der Sprecherinnen, Alexandra
Gavilano.Auf den hohen Organi-
sationsgrad angesprochen, ant-
wortet sie: «Wir beweisen hier,
wie stark wir sind, wenn alle
zusammenarbeiten und alle ihre
Expertise einbringen.»

Von den Parteien sagen sich vie-
le Demonstranten los; von den
rechten würden sie beschimpft,
von den linken benutzt und be-
logen, formuliert es das Kommu-
nikationsteam von «Rise up for
Change».Die Bewegungwillwe-
der links noch rechts sein, stützt
sich aber stark auf die autonome
Berner Reitschule. Über anony-
me Mail- und Videokonferenz-
dienste aus deren Umfeld lief die
Planung, dort lagerte Material,
dort wurden die Flyer gedruckt,
von dort erhalten Aktivisten
Rechtsberatung.

«Zu extreme» Forderungen
Wie es dieKlimabewegtenmit der
Demokratie halten,bleibt unfass-
bar. Intern basisdemokratisch or-
ganisiert, bekunden sie mit der
institutionellen Politik grosse
Mühe.Ein ZürcherLehrer sagt, er
hoffe, «dass wir das Klimaprob-
lem inderDemokratie lösen kön-
nen, aber ich bin immerweniger
überzeugt davon».SeinenNamen
nennt er nicht, weil er keine Me-
dienschulunghabe.DasKommu-
nikationsteam schickt diese Sät-
ze: «Unsere scheinbareDemokra-
tie hat Instrumente, die für die
Lösung der Klimakrise nicht ge-
eignet sind. Wir brauchen ein
neuesVerständnisvonDemokra-
tie, welches die Interessen aller
von der Klimakrise betroffenen
Personen einbezieht.»

Solche Rufe machen es den
grünen Kräften im Parlament
schwieriger, die Klimaaktivisten
zuverteidigen. Jürg Grossen, Prä-
sident der Grünliberalen, hält
Forderungen nach einem Sys-
temwechsel für «zu extrem». Er
hat für die Klimabewegung gros-

se Sympathien, weil sie den
Finger auf den wunden Punkt
lege. Aber: «Ziviler Ungehorsam
bringt uns politisch keinen Mil-
limeter weiter.» Es wachse das
Risiko, dass sichTeile der Bevöl-
kerung abwenden würden.

Andere Politiker sagen nur
indirekt, ob sie das Verhalten der
Klimaaktivisten goutieren. «Die
Klimafrage ist sehrdringend»,sagt
SP-Fraktionschef Roger Nord-
mann. «Wir müssen sie aber
innerhalb der demokratischen
Institutionen anpacken.» Das
mache das Parlament auch, mit
einem«guten CO2-Gesetz».Mehr
liegederzeitnichtdrin.Nordmann
geht davon aus, dass dasVolk das
CO2-Gesetz gutheissenwird.

Diese Akzeptanz gefährdeten
die Klimaaktivisten, argumen-
tiert CVP-Nationalrat Stefan
Müller-Altermatt. Seit drei Jah-

ren kämpfe er für ein griffiges
CO2-Gesetz, nun aber werde er
beschimpft, kommentiert er in
den sozialenMedien: «Liebe Kli-
mademonstranten, hört auf mit
dem Scheiss auf dem Bundes-
platz, den ihr ‹zivilen Ungehor-
sam› nennt. Brecht eure Zelte ab
und setzt euch an denTisch –mit
euren demokratischen Mitstrei-
tern. So erreicht ihr eure Ziele.»
Mit Aktivismus hingegen spiel-
ten sie den Gegnern in die Hän-
de. Das bestätigt SVP-National-
rätin Barbara Steinemann: «Jetzt
wird allen vorAugen geführt,wie
radikal die sind.»

Die Grünen hingegen vertei-
digen die Klimaaktivisten. Die
Aktion sei illegal, räumt Natio-
nalrätin Regula Rytz ein. Die
Grünen hätten jedoch immer
schon gefordert, dass politische
Kundgebungen auf demBundes-
platz auch während der Session
möglich sein sollten. Eine rote
Linie zieht aber auch Rytz: Für
sie müssen die «nötigen Verän-
derungen» demokratisch und
friedlich umgesetzt werden.

Bis Redaktionsschluss blieb
unklar, wie friedlich die Atmo-
sphäre auf dem Bundesplatz
bleibt. Die Demonstranten wol-
len am Dienstagmorgen dem
Bauernmarkt Platz machen –
schliesslich fordern sie mehr
kleinbäuerliche, lokale Land-
wirtschaft. Die Stadt Bern wird
den Demonstranten danach
einen anderen Ort anbieten. Das
fordert auch derNationalrat: Auf
Antrag von SVP-Fraktionschef
Thomas Aeschi beschloss er am
Abend mit 109 zu 83 Stimmen,
die Stadt Bern zur Räumung des
Bundesplatzes aufzufordern.

Angriff auf das Zentrum derMacht
Aktion auf dem Bundesplatz Demonstranten haben gestern den Platz vor dem Bundeshaus illegal besetzt, weil die Politik
beim Klimaschutz versage. Parlamentarier reagieren gereizt bis erbost – nur die Grünen zeigen viel Verständnis.

«Unsere
Demokratie hat
Instrumente, die
für die Lösung
der Klimakrise
nicht geeignet
sind.»
Kommunikationsteam
«Rise up for Change»

Alec von Graffenried, Berner
Stadtpräsident. Foto: Keystone

Aktivisten besetzen den Bundesplatz, weil das Parlament beim Klimaschutz nicht schnell genug vorangehe. Foto: Raphael Moser

15 Forderungen
zum Klimaschutz

Die Kundgebung für den Klima-
schutz in Bern findet unter dem
Namen Rise up for Change statt.
Getragen wird sie von Green-
peace, Klimastreik, Extinction
Rebellion, «Collective for Climate
Justice» und «Collectif Break
Free». Die zentralste ihrer 15 For-
derungen: Die Schweiz muss bis
2030 CO₂-neutral sein, 20 Jahre
früher, als es Parlament und
Bundesrat mit dem neuen CO₂-
Gesetz planen. Weitere Anliegen
sind die Stärkung lokaler ökologi-
scher Landwirtschaft, eine partizi-
pative und transparente Demokra-
tie sowie Klimagerechtigkeit und
klimaneutrale Finanzflüsse. (ffe)
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EineBesetzung ingrün
Klimaaktivisten ziehen auf den Bundesplatz, bringen die Behörden in ein Dilemma – und entfachen einen Streit.

DominicWirth

Sie kommen in der Nacht. Und
als der Morgen anbricht, ist der
Bundesplatz ein anderer. Eine
kleine Stadt steht nun dort. Zel-
te reihen sich auf dem Platz an-
einander. Ein grosses steht in
der Mitte. Daneben eine Bühne.
In einer Ecke rühren junge Men-
schen in einem riesigen Topf,
das Mittagessen, alles vegan

Neben der kleinen Stadt ste-
hen die Machtzentren des Lan-
des. Die Nationalbank. Das Bun-
deshaus. Auf die Strasse, die das
Parlamentsgebäude vom Bun-
desplatz trennt, hat jemand in
riesigen Grossbuchstaben «ACT
NOW» geschrieben, handelt
jetzt. Es ist die Botschaft, welche
die Aktivisten mitgebracht ha-
ben: Es reicht nicht. Wir wollen
mehr. Netto Null Treibhausgas-
emissionen bis 2030 zum Bei-
spiel. Ein Klimagesetz, das viel
weiter geht als jenes, das die
Räte diese Woche verabschie-
den werden.

Lange war es ruhig um die
Klimaaktivisten. Jetzt melden
sie sich zurück. Und nehmen
einen Rechtsbruch in Kauf: die
Besetzung des Bundesplatzes.
Eine friedliche zwar. Aber eben
doch: eine Besetzung. Denn auf
dem Bundesplatz sind während
der Sessionen keine Demons-
trationen erlaubt. So steht es im
Kundgebungsreglement der
Stadt Bern. Nur 15 Personen
dürfen protestieren. Und auch
das nur, wenn sie eine Bewilli-
gung haben.

Stadtpräsidentvon
Graffenried imKreuzfeuer
Diese haben die Aktivisten
nicht. Und fühlen sich doch im
Recht. «Es geht um unsere Zu-
kunft», sagt ein junger Mann,
der aus der Zentralschweiz
kommt. Er trägt eine Maske im
Gesicht – so, wie das fast alle Ak-
tivisten tun. Der Mann gehört
zur Klimastreik-Bewegung und
auch zu Extinction Rebellion,
einer Umweltschutzbewegung,
die schon seit längerem zum
Mittel des zivilen Ungehorsams

greift, weil sie Regierungen so
zum Handeln zwingen will.

Der Bundesplatz, dieser
symbolträchtige Ort, ist also be-
setzt, die Zufahrten blockiert.
Das weckt Emotionen. Einer be-
kommt das besonders zu spü-
ren: Alec von Graffenried, der
grüne Stadtpräsident der Haupt-
stadt. Im November will er wie-
dergewählt werden. Er kann ge-
rade vieles brauchen. Aber keine
jungen Demonstranten, die für
eine Sache kämpfen, die ihm,
dem Grünen, so fremd nicht ist.
Und sich dabei illegal verhalten,
was ihn, den Stadtpräsidenten,
in Zugzwang bringt.

«Räumen», fordern ver-
schiedene Politiker von rechts
bis in die Mitte. Und nehmen
von Graffenried ins Visier.
Hans-Peter Portmann, Zürcher

FDP-Nationalrat, wirft dem
Stadtpräsidenten vor, sein Amt
für seine ideologische Überzeu-
gung zu missbrauchen, weil er
die Demonstranten gewähren
lässt. Die Kameras filmen vor
dem Bundeshaus mit.

«Räumen», das fordern
auch die Ratspräsidenten von
National- und Ständerat. Zwar
nicht in diesen Worten, aber sie
schreiben in einem Brief an
Stadt und Kanton Bern, dass die
Berner Behörden «schnellst-
möglich für die Einhaltung der
geltenden Rechtsbestimmun-
gen» sorgen sollen. Rückende-
ckung erhalten die jungen
Demonstranten aus dem linken
Lager im Bundeshaus. Regula
Rytz, die ehemalige Präsidentin
der Grünen, sagt etwa, sie ver-
stehe, dass die Jugendlichen die

Geduld verlieren. Ähnlich äus-
sert sich auch Cédric Wermuth,
der designierte Co-Präsident
der SP. Beide wollen aber auch
festgehalten haben, dass ihr Ver-
ständnis nur so lange gilt, wie
die Besetzung friedlich verläuft.

DieAktivistenwollen
bisamFreitagbleiben
Es ist schon später Nachmittag,
als dieAktivisten im grossen Zelt
sitzen, um ein Plenum abzuhal-
ten. Unterdessen liegt ein Forde-
rungskatalog der Stadt Bern auf
dem Tisch. Man kann ihn als
Kompromissvorschlag lesen, um
eine verworrene Situation zu
entschärfen. Auf den Vorschlag,
das Klimacamp auf die Schüt-
zenmatte am Rand der Altstadt
zuverlegen,gehendieAktivisten
nicht ein. Den Bundesplatz her-

geben? Kommt nicht in Frage.
Kontroverser wird diskutiert,
wie denn nun mit den Marktleu-
ten umzugehen ist. Denen ge-
hört am Dienstagmorgen sonst
der Bundesplatz, und das soll er,
so der Wille der Stadt, auch in
dieser Woche. Für sie, so be-
schliesst man am Ende, soll teil-
weise Platz gemacht werden.
Und leiser will man auch sein,
wenn es sonst den Ratsbetrieb
im Bundeshaus stört.

Die weiteren Forderungen
der Stadt lehnen sie aber ab,
etwa jene, die Zufahrten für den
ÖV freizuräumen. Es ist schon
Abend, als die Stadt darauf re-
agiert, sie bietet jetzt den Wai-
senhausplatz an. Der Bundes-
platz soll bis am Dienstagmittag
geräumt werden. Ob es so weit
kommt? Man wird sehen.

Protestieren an symbolischer Stelle: Klimaaktivisten bei der illegalen Besetzung des Bundesplatzes. Bild: Peter Schneider/Keystone



5

Schweiz
Mittwoch, 23. September 2020

Fabian Fellmann und
Jacqueline Büchi

Die eine heisst Hanna Fischer, ist
19 Jahre alt und Medizinstuden-
tin. Sie begrüsst Klimastreikende
und solche, die eswerdenwollen,
im offiziellen Video der Bewe-
gung. «Hallo, voll cool, kommst
du ans ‹Rise up›!», sagt sie in die
Kamera.Und kündigt eineWoche
mit «friedlichem, buntem, zivi-
lem Ungehorsam» an.

Die andere istAlexandraGavi-
lano. Die 31-jährige Umweltwis-
senschaftlerin stimmt die De
monstranten amDienstagmittag
auf die erwartete Räumung des
Platzes durch die Polizei ein. Als
die Aktivisten die Bundesgasse
blockieren, ist sie es, die als Spre-
cherin die ForderungenRichtung
Bundeshaus schmettert.

Die beiden Frauen sind zwei
der Köpfe der Protestbewegung,
die seit Montag illegal auf dem
Bundesplatz campiert. Es han-
delt sich umeineGruppe, die sich
«Rise up for Change» nennt und
als Klammer für mehrere Orga-
nisationen dient. Gemein ist ih-

nen, dass sie gewaltfrei protes-
tieren – und Passanten auf dem
Bundesplatz gut gelaunt will-
kommen heissen.

Auch Anaïs Tilquin gehört zu
ihnen. «Wir sind eine Bewegung,
undwir lassen uns nicht teilen»,
sagt sie. Dennoch lassen sich
Unterschiede zwischen den
Gruppierungen ausmachen. Eine
Übersicht:
— Extinction Rebellion: Ihr Ziel
ist es,mit gewaltfreienAktionen
Aufmerksamkeit für den Klima-
schutz zu schaffen. Die Bewe-
gung stammt aus Grossbritan-
nien und zählt in der Schweiz
rund 500Aktivisten. DieAktivis-
tinnen legen es häufig darauf an,
verhaftet zu werden.
— Klimastreik: Unter dieser
Marke fanden die Schülerstreiks
im vergangenen Jahr statt. Auf
demBundesplatz sitzen die eher
jüngeren Aktivisten des Klima-
streiks mehrheitlich ruhig in
einerEcke,während sich dieVer-
treter von Extinction Rebellion
direkt vordemBundeshaus breit-
gemacht haben und lautstark auf
sich aufmerksammachen.

— Collective Climate Justice: In
Basel gegründet, ist die Gruppe
inzwischen in mehreren
Deutschschweizer Städten aktiv.
Sie erregteAufsehenmit derBlo-
ckade des Basler Rheinhafens
und besetzte im vergangenen
Sommer zwei Bankeingänge am
Zürcher Paradeplatz.
— Collectif Breakfree:DieWest-
schweizer Aktivisten legen den
Fokus auf den Finanzplatz
Schweiz und die klimatischen
Folgen seiner Investitionen.
— GreenpeaceSchweiz:DieMin-
derung des Klimawandels gilt als
eines der Kernziele der Umwelt-
organisation, die in der Schweiz
seit 1984 als gemeinnützige Stif-
tung existiert. Sie hat hierzulan-
denach eigenenAngaben 145’000
regelmässige Spender.
— Reitschule: Das autonome
Kulturzentrum in Bern ist nicht
offizieller Teil von «Rise up for
Change».Doch leistet ihrUmfeld
logistische Unterstützung mit
verschlüsselten Maildiensten,
dem Drucken von Flyern und
rechtlicher Beratung.Auch orga-
nisatorisch gibt es Verbindun-

gen: So sprachen sich die Initia-
toren einer illegalen Demonstra-
tionvonKritikerndesAsylwesens
am Dienstag mit den Klima-
demonstranten ab.

Wie fliessend die Grenzen
zwischen den Organisationen
sind, zeigt das Beispiel Gavilanos:
Sie arbeitet bei Greenpeace, tritt
in Bern jedoch alsVertreterin von
Extinction Rebellion auf. Gleich-
zeitig ist sie auf Klimastreik-
Fotos an vorderster Front zu se-
hen und hat schonwiederholt an
Veranstaltungen von Collective
Climate Justice teilgenommen.

Auffallend ist, dass aus-
schliesslich Frauen als Gesichter
des Protests auftreten.Das ist ein
bewusster Entscheid, wie Kim
Teuscher, eine weitere Spreche-
rin, erklärt: Sobald auchMänner
als Sprecher amteten, würden
diese deutlich häufiger zitiert.
Die Vorbereitungen auf die Ak-
tionswoche liefen schon seitWo-
chen. Arbeitsgruppen schrieben
Packlisten und erarbeiteten einen
27-seitigen Leitfaden, der die
Demonstranten über die rechtli-
chen Konsequenzen ihres Tuns

aufklärt. Die Gruppe profitiert
dabei auchvomKampagnenwis-
sen von Greenpeace. Sprecherin
YvonneAnliker sagt: «Wir geben
den Aktivistinnen kommunika-
tiven und inhaltlichen Support,
da sie gemeinsame Anliegen in
die Öffentlichkeit tragen.»

Juristischer Leitfaden
An der Finanzierung von «Rise
up» ist Greenpeace nach eigenen
Angaben nicht beteiligt. Man
habe nur einige kleinere Über-
setzungsarbeiten für die Gruppe
gemacht. Kostenpunkt: rund
4500 Franken. Das Budget der
Protestveranstaltung dürfte ein
Vielfaches betragen. Auf dem
Bundesplatzwurden vier grosse
Zelte aufgebaut, die sonst als
Konzertbühnen dienen, sowie
eine voll ausgerüstete Feldküche
und eine ganze Zeile von Kom-
post-WC.Hinzu kommenTrans-
portfahrzeuge und Informa-
tionsmaterial.

Die Bewegung will selbst die
Marktfahrer, diewegen des Pro-
testcamps Umsatzeinbussen be-
klagten, finanziell entschädigen.

Woher sie das Geld nehmenwol-
len, sagten die Protestierenden
nicht. In einem Crowdfunding
auf derPlattformWemakeit sam-
melte «Rise up for Change» bis-
lang rund 40’000 Franken. Über
eine Kontoverbindung nimmt die
Bewegung zudem direkte Spen-
den entgegen.

Die Klimastreiker sind sich
bewusst, dass nicht nur die Be-
setzung des Bundesplatzes ille-
gal ist, sondern auchmanche der
geplanten Protestformen. Im ju-
ristischen Leitfaden wird akri-
bisch aufgelistet, welche Folgen
verschiedeneTatbestände haben
können – von einem Strafregis-
tereintrag bis hin zu Geld- und
Freiheitsstrafen.

Bisher tauchten die Klima-
streikenden nicht auf demRadar
des Nachrichtendienstes auf.
Sprecherin Isabelle Graber hält
jedoch fest: «Falls an Klima-
streiks oder durch Klimaaktivis-
tenGewalt befürwortet, gefördert
oder ausgeübt werden sollte,
würde der NDB dies im Rahmen
desThemengebiets gewalttätiger
Extremismus behandeln.»

Die Gesichter des Klimaprotests
Besetzter Bundesplatz in Bern Die Streikbewegung, die seit Montag illegal vor dem Bundeshaus campiert, setzt sich aus mehreren
Aktivistengruppen zusammen. Umwen es sich handelt – und warum an vorderster Front ausschliesslich Frauen stehen.

Ihre Stimme hat Gewicht: Alexandra Gavilano präsentiert am Dienstag auf dem Bundesplatz die Forderungen der Protestierenden. Foto: Peter Klaunzer (Keystone)

Hanna Fischer ist auf allen
Kanälen der Klimabewegung
aktiv. Foto: Manuela Matt

«Wir sind eine Bewegung, und
wir lassen uns nicht teilen», sagt
Anaïs Tilquin. Foto: Keystone
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Bern hadert mit Bundesplatz-Besetzung
Während die linke Stadtregierung einUltimatumnach demanderen verstreichen lässt,meistern die Klimaaktivisten eine heikle Phase.

Pascal Ritter undDoris Kleck

Wann genau das Ultimatum an

die Klimajugend auf dem Bun-

desplatz ablaufe, fragt ein Jour-

nalist den Berner Sicherheits-

vorsteherRetoNause (CVP), als

er am Mittwoch um 16:20 vor

die Presse tritt. Er sagt: «So

sechs, sieben Uhr.». Etwas spä-

ter fragt eineandere Journalistin

noch einmal das Gleiche. Die

Antwort vonNause: «So sieben

Uhr, acht Uhr».

DieStadtBernwirkt imUm-

gang mit den Klimaaktivisten,

die seit Montagmorgen den

Bundesplatz besetzen, unent-

schlossen. Die fünfköpfige,

linksdominierteRegierungwird

vondenKlimaaktivisten richtig-

gehend vorgeführt. Sie laviert.

Und laviert. Der Berner Ge-

meinderat bezeichnete die Be-

setzung zuerst als grundsätzlich

illegal, weil Kundgebungen

während der Session des Parla-

ments verboten seien.AmMon-

tagabend teilte der Gemeinde-

rat dann mit, die Aktivisten

müsstendenPlatzbis amDiens-

tagmittag räumen.DochdieAk-

tivisten dachten nicht daran, so

schnell wieder zu gehen. Auf

Twitter schrieben sie um 12:31

Uhr knapp: «wir bleiben».

Stadtpolitik trifftauf
Bundespolitik
Also traf sich der Gemeinderat

wieder zueiner Sitzung.Wieder

hielt er fest, dieAktivistenmüss-

ten den Platz verlassen. Bis am

Dienstagabend, sechs, sieben

oder acht Uhr. Ein richtiges Ul-

timatum tönt anders. Vor allem

liess SicherheitsvorsteherNause

offen, ob die Polizei den Platz

räumenwird. Bern hat denRuf,

die linkste Stadt der Schweiz zu

sein. Es gibt nicht nur die SP,

sondern auchGrüne in all ihren

Schattierungen. In der Regie-

rung stellt die SPzweiVertreter,

dasGrüneBündnisunddieGrü-

ne freieListe je einen.RetoNau-

se wiederum gilt als der letzte

Bürgerliche im Gemeinderat,

obschoner inderCVPamlinken

Rande politisiert. Die politi-

schen Mehrheitsverhältnisse

sind klar links. Eine Räumung

des Bundesplatzes durch die

Polizei ist unpopulär. Kommt

dazu: In zwei Monaten sind

Wahlen. Beobachter sehendes-

halb besonders Stadtpräsident

AlecvonGraffenried (Grüne) im

Dilemma.Er ist der einzigeKan-

didat für das Stapi-Amt. In sei-

nen ersten vier Jahren hat er

zwarkeineFehler gemacht, aber

auch nichts bewegt. Böse Zun-

gen sagen: Die Klimaaktivisten

auf dem Bundesplatz seien sei-

ne erste richtige Bewährungs-

probe. Er gilt als ein Mann, der

es allen rechtmachenwill. Und

der vor allem von Mitte-Rechts

gewählt worden ist. Das weiss

auchdieKlimajugend.EinAkti-

vist sagte amMontagabend da-

rumdeutlich: Alec vonGraffen-

ried werde alles daransetzen,

wieder Recht und Ordnung

durchzusetzen.

Die städtischeFDP,die gute

Chancen hat, wieder in die Re-

gierung einzuziehen, nutzte die

Klimajugend um vor den Wah-

len gegen den Gemeinderat

Stimmung zumachen.Die FDP

könnte den Sitz auf Kosten der

SPoderderCVPgewinnen.Ent-

sprechendungemütlich ist auch

die Situation für Nause. Der Si-

cherheitsdirektorwirktegestern

ungehalten. Er ist das Schutz-

schild seiner Regierungskolle-

gen, um unpopuläre Entschei-

dungen öffentlich zu vertreten.

DerMärit verlief trotz
Besetzung fast reibungslos
DerKlimajugendgelangesder-

weil, eine heikle Phase der Be-

setzung unbeschadet zu über-

stehen. Sie machten am Diens-

tag Platz für Gemüse- und

Obststände des beliebten «Mä-

rit».Zwar äusserten sicheinzel-

ne Verkäufer negativ und be-

klagten Umsatzeinbussen. An-

dere solidarisierten sich aber

mit den Anliegen der Klimaju-

gend, die auf einem Flugblatt

die«Bevorzugungklimafreund-

licher, agro-ökologischer Me-

thodenundProdukte» forderte.

Während des Tages gesell-

ten sich zudem Parlamentarier

zu den Besetzern. Die Zürcher

SP-Nationalrätin JacquelineBa-

dran signalisierte, dass sie

grundsätzlichbereit sei, denBe-

setzern beizustehen,wenn eine

Räumung droht.

Auch die St.Galler Grü-

nen-NationalrätinFranziskaRy-

ser sagte: «Wenn ich rechtzeitig

von einem Termin zurück bin,

schliesse ich mich dem gewalt-

freien Protest an». Ähnlich lau-

warm klang die Solidarität von

Grünenpräsident Balthasar

Glättli. «Ichbin solidarisch, aber

ich suchemirnunauchkeinZelt

auf dem Bundesplatz», sagt er

und lacht. SVP-Nationalrat

Mauro Tuena sieht es ganz an-

ders: «Das ist eine absolute

Sauerei», sagt er.

Am Abend war der Bundes-

platz gut besucht. Es gab Kon-

zerte. Das Ultimatum verstrich

langsam, aber sicher. Die Akti-

visten hielten ein Plenum ab —

und entschieden sich schliess-

lich zubleiben.Undwieder stell-

te sich die Frage: Was passiert

nun? Räumen sie oder räumen

sie nicht?

Der Protest ist gut organisiert und digital. Bild: KeystoneVolksfeststimmung: Kinder spielen mit Weltkugel. Bild: Keystone

Ist das noch Aktionstraining oder schon die Blockade? Berner Polizisten und Klimaaktivisten. Bilder: Peter Klaunzer/Keystone
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Philipp Loser und
Philippe Reichen

Sie raucht mehr, als ihr guttut;
sie raucht noch mehr als sonst.
Nationalrätin Sibel Arslan von
den Grünen hatte schon bessere
Tage im Bundeshaus. Sie steht
auf dem Balkon vor derWandel-
halle und schaut immer wieder
auf ihr Telefon. Hunderte Nach-
richten hat sie nach demZusam-
menstoss mit SVP-Nationalrat
Andreas Glarner bekommen.
Glarner hatte sie vor dem Bun-
deshausmit «FrauArschlan» an-
gesprochen und ihr gesagt, das
sei eben Recht undOrdnung, das
gebe es in «ihrem Staat» halt
nicht.Arslan ist Baslerinmit kur-
dischenWurzeln.

Viele derNachrichten auf dem
Telefon derNationalrätinwaren
aufmunternd, unterstützend,
positiv. Einige waren ziemlich
übel: «Geh heim,Arschlan.» «Das
sind ganz kleine Männer, die so
etwas nötig haben», hatte eine
Parteikollegin von ihr am Mor-
gen in einer dunklen Ecke des
Bundeshauses gesagt. «Männer,
die am liebsten gegen unten tre-
ten. Männer, die es nicht ertra-
gen, wenn eine Frau auch eine
Meinung hat.»

«Halt den Rüssel!»
Auf der anderen Seite der Wan-
delhalle, vor den Plätzen der SVP,
sitzt Roland Rino Büchel. Auch
er hat sein Smartphone vor sich,
er scrollt durch seineWhatsapp-
Nachrichten. «Gut gemacht,
Rino!», hat einer geschrieben,
«endlich sagt es einer diesen lin-
ken Schnudergofen!»

Büchel, SVP-Nationalrat aus
dem Rheintal, wurde tags zuvor
gefilmt, wie er ziemlich hässig
auf einen Klimaaktivisten einre-
dete. «Halt den Rüssel!», schrie
Büchel. Laut einer anwesenden
Journalistin soll er dieAktivisten
zuvor, noch bevor die Kamera
lief, als «Arschlöcher» bezeich-
net haben.

«Esmachtemich einfachwü-
tend, wie diese Aktivisten mit
den Marktfahrern umgegangen
sind, die auf dem Bundesplatz
ihrenMarkt abhaltenwollten. Sie
haben sie belächelt», sagt derNa-
tionalrat. Dabei würden diese
Marktfahrer mit dem Verkauf
ihrer lokalen Produkte doch auch
etwas für den Klimaschutz tun.
«Mich stört es,wenn sich jemand
über die Regeln hinwegsetzt, nur
weil er das Gefühl hat, sein An-
liegen sei irgendwie edler als das
von anderen.»

Der SVP-Nationalrat bekam
nach seinemAusbruch ebenfalls
viele Nachrichten. Die meisten
waren unterstützend, aufmun-
ternd,positiv.Einigeweniger.Bü-
chel undGlarnerwaren nicht die
Einzigen, die wegen des Klima-
protestes auf dem Bundesplatz
aus derHaut fuhren. FDP-Natio-
nalrat Hans-Peter Portmann
wurde dabei gefilmt,wie er laut-
hals mit dem Berner Stadtpräsi-
denten Alec von Graffenried
schimpfte und ihm dabei Amts-
missbrauch vorwarf. Portmann
will nun den Nachrichtendienst
des Bundes aktivieren, um die
Vorgänge auf dem Bundesplatz
zu untersuchen – er glaubt, die
Demonstration sei mehrheitlich
aus dem Ausland gesteuert ge-
wesen. In derWestschweiz teilte

derWalliserNationalrat Philippe
Nantermod (FDP) heftig gegen
die Aktivisten aus. Die Gruppe
Extinction Rebellion bezeichne-
te er als Sadisten. Ihr Camp
auf demBundesplatz sei schmut-
zig, hässlich, illegal, undemokra-
tisch. Und Anaïs Tilquin, der
Sprecherin der Gruppierung
«Rise Up for Change», empfahl
er live im Radio den Besuch bei
einem Psychiater.

Bis in den Gerichtssaal
Was sich am Dienstag auf dem
Bundesplatz abspielte, gelangte
bruchstückhaft auch in einenGe-
richtssaal in Renens. Dort war
der Waadtländer Generalstaats-
anwalt Eric Cottier daran, zwölf
Klimaaktivisten vor dem Kan-
tonsgericht den Prozess zu ma-
chen.Der FDP-Mann hatte einen
Hausfriedensbruch geahndet,
weil die Studierenden im No-
vember 2018 in einer Filiale der
Credit Suisse in Lausanne Ten-
nis spielend gegen klimaschäd-
liche Investitionen derBank pro-
testiert hatten. In erster Instanz
waren dieAktivisten freigespro-
chen worden. Der entsprechen-
de Richter hatte den Klimawan-
del als «rechtfertigenden Not-
stand» anerkannt und den
zivilen Ungehorsam derAktivis-
ten gutgeheissen. Staatsanwalt
Cottier sieht dies ganz anders. Er

habe mit dem Klimaprotest ein
grundsätzliches Problem, kon-
statierte Cottier vor Gericht. Die
Untergangsszenarien derKlima-
aktivisten hält er für eine Fiktion.
Ziviler Ungehorsam sei damit
nicht zu rechtfertigen. Das Kan-
tonsgericht habe nur eine Op-
tion: Esmüsse die Klimaaktivis-
ten bestrafen. Cottierwar aufge-
kratzt und irritiert bei seinem
Auftritt. Sowütendwie die Poli-
tiker in Bern, sowütendwie Glar-
ner, Büchel oder Nantermod.

Die Aggressivität gegenüber
den Streikenden sei schon sehr
erstaunlich, sagt die Grünen-Na-
tionalrätin Regula Rytz. «So habe
ich das noch nie erlebt.» Rytz
erkennt darin ein Zeichen für die
Formkrise der SVP, weil es am
Schluss am ehesten SVP-Män-
ner waren, die ihren Frust bei
den Aktivisten abluden, sagt sie
im Gespräch im Bundeshaus.
Später schickt sie noch ein erklä-
rendes Mail hinterher: «Viel-
leicht ist es – neben der Frustra-
tion über die Wahlverluste, die
Abstimmungsniederlagen und
die innerparteilichen Brüche –
vor allemdies: Sie verteidigen die
patriarchale Ordnung. Eine Ord-
nung, in der sie viele Privilegien
haben. Sie wollen sich deshalb
von Jugendlichen (und von
Frauen) nicht sagen lassen, was
Sache ist.»

«Diese Männer spüren Druck.
Druck, der immer grösserwird»,
sagt auch SP-Nationalrätin Ta-
mara Funiciello. «Sie haben ge-
glaubt, mit den Wahlen sei der
Spuk vorüber. Ist er aber nicht.»
Mattea Meyer, baldige Co-Präsi-
dentin der SP, glaubtNebelpetar-
den zu erkennen, gezielte Provo-
kationen. «Mit ihrenAusbrüchen
wollen diese Männer vom Inhalt
ablenken.Das gelingt ihnen nicht
schlecht. Statt über die berech-
tigten Inhalte der Aktivisten zu
reden, befinden wir uns in einer
Empörungshysterie, aus der wir
fast nicht mehr rauskommen.»

Keine Rüge für Glarner
Ueli Mäder, emeritierter Profes-
sor für Soziologie, beobachtet die
Klimabewegung seit langem. Ihre
genaue Grösse sei nicht beziffer-
bar, sagt er. Aber allein in den
Städten Basel, Lausanne und Zü-
rich umfasse sie viele Tausende
Personen und wachse weiter,
auch weil sich ihr neben vielen
Jugendlichen immermehr ältere
Personen und Vertreter von Be-
rufsgruppenwieÄrzten undPfle-
genden anschliessen. «Für den
Erfolg derBewegung ist die Grös-
se allein nicht entscheidend»,
hält Mäder fest. Ebenfalls für
wichtig hält der Basler ihre Aus-
drucksweise, ihre Körpersprache
oder die gegenseitige Aufmerk-

samkeit untereinander. Dieser
höflicheUmgang sei bemerkens-
wert und wecke Sympathien bei
der Bevölkerung, auch bei jenen,
die bürgerlich wählen.

Für SibelArslan ist das nur ein
schwacherTrost. Sie hätte es ger-
ne gehabt,wenn derRat und sein
Präsidium nach dem Glarner-
Zwischenfall ein öffentliches Zei-
chen gesetzt hätten. Den ganzen
Tag über suchten Mitglieder der
grünen Fraktion im Geschäfts-
reglement nach einemHebel, um
Andreas Glarner zumindest eine
Rüge für seinVerhalten zu ertei-
len. Nach längeren Verhandlun-
genmit dem Büro des National-
rats und Ratspräsidentin Isa-
belle Moret wurde am späteren
Nachmittag klar: Es gibt keine
Handhabe gegen das Verhalten
von Glarner. Es gibt auch keinen
Anspruch darauf, das Verhalten
des SVP-Mannswährend der Sit-
zung öffentlich zu thematisie-
ren – weil der verbale Angriff
ausserhalb des Saals stattgefun-
den hat. Eine Erklärung von
FraktionschefinAlineTredewäre
reglementswidrig gewesen. «Ich
hätte gesagt, dass Glarner eine
Linie überschritten habe und als
Präsident der Staatspolitischen
Kommission nicht mehr tragbar
sei», sagt Trede. «Es ist desAmts
nichtwürdig, somit einer Kolle-
gin umzugehen.»

Warum ist die Politik so nervös?
Klimaprotest auf dem Bundesplatz Sie fluchten, sie beleidigten, sie wurden ausfällig. Während der Aktion
vor dem Bundeshaus zeigten sich Parlamentarier von ihrer dünnhäutigsten Seite. Wieso bloss?

«Statt über
die Inhalte der
Aktivisten zu
reden, befinden
wir uns in einer
Empörungs­
hysterie.»
Mattea Meyer
SP-Nationalrätin

Die da draussen, die da drinnen: Auf die Besetzung des Bundesplatzes reagierten viele bürgerliche Politiker sehr erbost. Foto: Peter Schneider (Keystone)
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Ohne Anstand
Während der Besetzung des Bundesplatzes durch Klimaaktivisten überhitzten gewisse Nationalräte und überboten sich mit Beleidigungen.

Christoph Bernet

Der Valser Gneis auf dem Bundesplatz
ist wieder eine leere Fläche. Am Vor-
mittag kehrten einzelne Teilnehmende
des Klimacamps zurück, um die letzten
Überreste wegzuräumen. In der Nacht
auf Mittwoch hatte die Kantonspolizei
Bern das Lager der Klimaaktivisten ge-
räumt, welche den Bundesplatz seit
dem frühen Montagmorgen unter dem
Motto #RiseUpForChange in Beschlag
genommen hatten.

Noch stärker als das Klima der Erde
schienen sich während der Besetzung
die Köpfe mancher Parlamentarier im
Bundeshaus zu erhitzen. Vor allem bür-
gerliche Politiker zeigten sich verärgert
über das Klimacamp und den Unwillen
der Berner Stadtregierung, den besetz-
ten Bundesplatz freizuräumen.

AndreasGlarnersangeblicher
«Arschlan»-Versprecher
Einige von ihnen verloren vollends die
Contenance. So bezeichnete der als
Provokateur bekannte Aargauer
SVP-Nationalrat Andreas Glarner die
Klimaaktivisten als «Kommunisten
und Chaoten». Am Eingang des Bun-
deshauses nannte er seine National-
ratskollegin Sibel Arslan (Grüne, Ba-
sel-Stadt) vor laufenden Kameras
«Frau Arschlan». Er erklärte der von
der Basler Bevölkerung zweimal in den
Nationalrat gewählten Arslan, es gehe
hier um Recht und Ordnung, «das gibt
es in deinem Staat nicht». Auf Rückfra-
ge Arslans sagte Glarner, er meine da-
mit die Türkei. Arslan wurde 1980 im
türkischen Erzincan geboren, kam 1991
als Elfjährige nach Basel und nahm
2004 das Schweizer Bürgerrecht an.

Auf Anfrage der CH-Media-Redak-
tion streitet Glarner ab, die Baslerin be-
leidigt zu haben: «Ich habe Nationalrä-
tin Sibel Arslan nicht als Frau Arschlan
bezeichnet, das war ein unabsichtlicher
Versprecher». Für diesen entschuldig-
te er sich später gegenüber TeleZüri.

Die Fernsehaufnahmen seien irre-
führend. Denn kurz vor der Auseinan-
dersetzung mit Arslan habe er einen der
Demonstranten beobachtet, wie dieser
den Transporter eines Marktfahrers
aufgehalten habe. «Ich habe den Mann
daraufhin fotografiert und ihm gesagt,
ich werde ihn bei der Polizei anzeigen».
Der Aktivist habe sich daraufhin hilfe-
suchend an Sibel Arslan gewandt. «Ars-
lan kündigte daraufhin an, sie werde

mich anzeigen. Ich habe ihr erläutert,
dass es dafür in der Schweiz einen
Grund braucht, im Gegensatz zur Tür-
kei». Arslan sei schweizerisch-türki-
sche Doppelbürgerin, somit sei die Tür-
kei halt auch ihr Staat.

Sibel Arslan wollte sich am Mitt-
woch nicht zur Episode äussern. Grü-

nen-Präsident Balthasar Glättli hin-
gegen zeigte sich wenig beeindruckt
von Glarners Erklärung: «Herr Glarner
hat eine lange und gut dokumentierte
Geschichte von Provokationen und
dem Überschreiten aller Grenzen des
Anstands.» Die Öffentlichkeit sei des-
halb in der Lage, die jüngste Episode

mit Sibel Arslan richtig einzuordnen
«als das, was sie ist: eine Verachtung
und Respektlosigkeit gegenüber einer
politisch andersdenkenden Person.»

Ebenfalls zu Ausfälligkeiten griff
Andreas Glarners St.Galler Parteikol-
lege Roland Büchel. Am Dienstag be-
zeichnete er die Klimaaktivisten vor

den Augen einer Reporterin von «Blick
TV» als «Arschlöcher». Als die Journa-
listin die Szene zu filmen begann, rief
Büchel einem Aktivisten zu, er solle
«abfahren» und «den Rüssel» halten.

Keine rechtlichenKonsequenzen
zubefürchten
Anders als ihre SVP-Ratskollegen är-
gerte sich SP-Nationalrätin Jacqueline
Badran (Zürich) nicht über die Klima-
aktivisten, sondern die Medienbericht-
erstattung. Einem SRF-Journalisten
vom «Echo der Zeit» sagte sie, die Me-
dien filmten die falschen Szenen und
stellten die falschen Fragen: «Vorher
habt ihr den huere fucking Glarner, who
cares, gefilmt, statt die Forderungen
der Jugendlichen», schimpfte Badran.

Rechtliche Konsequenzen dürften
die Ausfälligkeiten der Nationalrats-
mitglieder keine haben - zumindest
nicht unter der Bundeshauskuppel.
Eine Sprecherin der Parlamentsdiens-
te erklärt auf Anfrage, das Parlaments-
gesetz sehe keine Sanktionsmöglich-
keiten vor für Äusserungen, die Rats-
mitglieder ausserhalb des
Bundeshauses tätigen. Nationalratsprä-
sidentin Isabelle Moret (FDP, Waadt)
ging am Mittwoch im Nationalratssaal
nicht auf die Vorfälle ein. Am Abend
teilte sie jedoch auf eine Anfrage
schriftlich mit, dass «der Anstand eine
Grundvoraussetzung für das gesell-
schaftliche Zusammenleben» sei. Dies
gelte zwischen Familienmitgliedern,
Arbeitskollegen und auch zwischen
Parlamentariern.

Versammlungsfreiheitwährend
SessionenausserKraft gesetzt
Das Klimacamp hatte das Parlament
seit Wochenbeginn beschäftigt. Am
Montag hatten Nationalratspräsidentin
Moret und Ständeratspräsident Hans
Stöckli (SP, Bern) die Behörden von
Stadt und Kanton Bern in einem Brief
aufgefordert, raschestmöglich gegen
die «unrechtmässige Veranstaltung»
vorzugehen. Am Montagabend stimm-
te die Mehrheit des Nationalrats einem
Ordnungsantrag von SVP-Fraktions-
chef Thomas Aeschi zu, der eine Räu-
mung bis am Dienstagmorgen verlang-
te. Die von der Verfassung garantierte
Versammlungsfreiheit gilt während
Sessionen auf dem Bundesplatz nicht.
Das Kundgebungsreglement der Stadt
Bern verbietet dort Demonstrationen,
wenn das Parlament tagt.

Auch SVP-Nationalrat Roland Büchel und SP-Nationalrätin Jacqueline Badran wurden ausfällig. Bilder: Urs Bucher, Claudio Thoma

«Frau Arschlan»: SVP-Nationalrat Andreas Glarner (rechts) streitet sich mit der Grünen Sibel Arslan. Bild: Peter Klaunzer/Keystone

Die Klimajugend will keine Ruhe geben
Der Bundesplatz ist geräumt. Die Demonstranten feiern die Aktion als Erfolg – und stehen vor einer brisanten Entscheidung.

In der Nacht fing alles an. Und in der
Nacht ging alles wieder zu Ende. Nach
langem Zögern griffen die Behörden
am Mittwoch in aller Frühe durch und
räumten den Bundesplatz. Teilweise
trugen Polizisten die Aktivisten weg.
Rund hundert von ihnen müssen laut
der Berner Kantonspolizei mit Anzei-
gen rechnen. Etwa, weil sie sich Anwei-
sungen widersetzt haben. Zur grossen
Eskalation kam es nicht. Die Polizei
habe sich korrekt verhalten, heisst es
von Seiten des Klimastreiks; die Polizei
schreibt, der Einsatz sei ohne grössere
Zwischenfälle verlaufen.

Schon um zehn Uhr morgens stehen
dann nur noch vereinzelt Aktivisten vor
dem Bundeshaus. Rollen Transparente
ein. Bauen Zelte ab. Tragen Abfall zu

einer Mulde. Der Rest hat sich zurück-
gezogen in eine Kirche im Berner Brei-
tenrain-Quartier.

Ja zumReferendum
anderSeitederSVP?
Viel wurde geredet und geschimpft
über den besetzten Bundesplatz; er hat
die Bundesstadt für zwei Tage in eine
aufgewühlte Stimmung versetzt. Doch
was bleibt davon? Kim Teuscher, Spre-
cherin des Klimastreiks, spricht von
einem vollen Erfolg. «Die Coronakrise
hat die Klimakrise von der Agenda ver-
drängt. Jetzt steht sie wieder drauf»,
sagt Teuscher. Die Bewegung sei nun
stärker vernetzt als je zuvor. «Wir spü-
ren definitiv Rückenwind», sagt Teu-
scher. Die Aktivisten planen am Freitag

auf dem Berner Helvetiaplatz eine neue
Demonstration, für die sie keine Bewil-
ligung beantragt haben - und wollen
auch danach aktiv bleiben.

Fest steht aber auch: Der Klima-
streik hat es zwar in die Schlagzeilen ge-
schafft. Doch seine politischen Ziele
haben dort kaum Platz gefunden. Es
wurde nicht über Netto-Null-Treib-
hausgasemissionen bis 2030 – eine
Hauptforderung – gesprochen. Sondern
darüber, ob es nun recht oder unrecht
ist, den Bundesplatz im Namen des Kli-
maschutzes zu besetzen.

Noch während auf dem Bundes-
platz die Spuren der Besetzung wegge-
räumt wurden, befasste sich im Bun-
deshaus der Nationalrat mit dem Stein
des Anstosses, dem neuen CO2-Gesetz.

Dem Klimastreik geht dieses viel zu we-
nig weit. «Es ist nicht gerecht, hat kei-
ne tauglichen Instrumente, und mit
ihm nimmt die Schweiz ihre Verantwor-
tung nicht wahr», so Teuscher.

Im Parlament befindet sich das Ge-
setz trotz der Kritik auf der Zielgeraden:
Am Freitag steigt die Schlussabstim-
mung in den beiden Räten. Danach
müssen die Klimaaktivisten eine bri-
sante Frage beantworten: Jene nämlich,
ob sie ein Referendum gegen das Ge-
setz unterstützen. Innerhalb der Bewe-
gung sorgt die Frage seit längerem für
hitzige Diskussionen. Soll man sich
gegen das Gesetz einsetzen – und damit
auf der gleichen Seite wie die SVP lan-
den? Oder soll man darauf verzichten,
weil das Gesetz zwar nicht so viel bringt

wie verlangt– aber besser ist als nichts?
Diese Position vertreten etwa die Jun-
gen Grünen, die Juso und auch die Grü-
nen – jene Partei, von der sich die Kli-
maaktivisten besonders im Stich gelas-
sen fühlen. Fraktionschefin Aline Trede
verteidigt das CO2-Gesetz als «Basis,
die wir brauchen». Sie appelliert an den
Klimastreik, ein Referendum nicht zu
unterstützen, «man kann nicht einen
Systemwechsel fordern und in diesem
Fall zum konservativsten Instrument
greifen», so Trede.

Der Klimastreik will sich bis zur
Schlussabstimmung bedeckt halten.
Gerade in der Westschweiz soll die Re-
ferendumslust aber gross sein.

DominicWirth
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Philippe Zweifel

Herr Balsiger, Schweizer
Klimaaktivisten haben diese
Woche Gesetzesverstösse
begangen undwurden von
Polizistenweggetragen. Eine
neue Strategie der Bewegung?
Sie berufen sich damit auf die
Tradition des zivilen Ungehor-
sams. Dabei geht es meist dar-
um, bewusst gegen Gesetze zu
verstossen, die als illegitim an-
gesehenwerden. Ein berühmtes
Beispiel sind die Sit-ins von
schwarzen Bürgerrechtlern in
denUSA in den 60er-Jahren – sie
haben sich anTheken in Restau-
rants gesetzt, in denen Schwar-
ze nicht bedientwurden. Im Fall
der Besetzung des Bundesplat-
zes geht es aberweniger darum,
die Illegitimität des Demonstra-
tionsverbots an sich zu themati-
sieren, als um die Dringlichkeit
der Klimaproblematik.

Verliert die Klimabewegung
durch diese Radikalisierung
ihr Image als vernünftige
Gruppierung?
Das ist für Bewegungen immer
ein Dilemma –wieweit soll man
gehen mit Disruption? Ich wür-
de dieAktion allerdings nicht als
Radikalisierung bezeichnen, es
handelte sich um eine friedliche,
wenn auch nicht autorisierte
Besetzung eines Platzes. Es gab
meines Wissens weder Aus-
schreitungen noch irgendwelche
Sachbeschädigungen.

Mitwelcher politischen
Jugendbewegung ist die
Klimajugend am ehesten
zu vergleichen?
Man sieht viele Parallelen mit
den Occupy- und Anti-Austeri-
täts-Bewegungen, die vor zehn
Jahren mobilisierten – weniger
in der Schweiz als vielmehr in
den USA und in Spanien oder
Griechenland.Die geplantenVer-
anstaltungen,Workshops und so
weiter, das Aufnehmen von
verschiedenen anderen linken
BewegungsanliegenwieAntiras-
sismus, Feminismus, die Art der
Organisation, die horizontalen
Entscheidungsprozesse – das
sind alles Dinge, dieman aus die-
sen Bewegungen kennt.

Inwiefern ist die Bewegung
neuartig?
Sicher anders ist die starke Ver-
ankerung in den Schulen, sowas

gab es zuvor nicht oder jeden-
falls sehr lange nichtmehr. In Be-
zug auf die Umweltbewegung ist
es wohl die starke Präsenz auf
der Strasse, durch die sich die
aktuelle Bewegung unterschei-
det. Zuletzt war die Umweltbe-
wegung – mit Ausnahme von
Demonstrationen bei den gros-
sen Klimakonferenzen – vor al-
lem von professionellen NGOs
dominiert.

Ist sie eine gymnasiale,
akademische Bewegung?
Oder demonstrieren da auch
Lehrlingemit?
Die Umfragen, die wir bei eini-
gen Demos gemacht haben, zei-
gen tatsächlich, dass vor allem
die akademischeMittelklasse bei
der Bewegung mitmacht. Lehr-
linge gibt es kaum. Das ist aber
nicht sehr überraschend, da dies
meist so ist bei sozialen Bewe-
gungen.

Ist dies längerfristig ein
Problem?
Es kann bei der Umweltproble-
matik ein Problem sein, dass das
Anliegen oft bei den gebildeten
Eliten verbleibt, die dann sehr

klimabewusst leben können
dank Gemüseabo, GA, Velo und
Carsharing, sozialen Genossen-
schaftswohnungen und so wei-
ter. Ich finde aber, dass die aktu-
elle Klimabewegung gerade mit
ihren politischen Anliegen wei-
tergeht. Sie versucht, auf die Ge-
werkschaften zuzugehen. An-
knüpfungspunkte gibt es auch
mit den Bauern, für die die Kli-
mafrage immerwichtigerwird –
und auch die Bauern sindAktio-
nen des zivilen Ungehorsams
nicht abgeneigt! Für jede Bewe-
gung ist es allgemein wichtig,
eine breite Koalition zu bilden –
ohne aber Kernanliegen zu ver-
wässern. Ob das auch klappen
kann, ist eine andere Frage.

Zeichnet sich ab, dass erste
Vertreterinnen in die Politik
einsteigen?
Kooperationen mit grünen und
linken Parteien gibt es schon
einige. Ausserdem standen bei
denWahlen Klimaaktivisten auf
einigen Listen.

Wie ist die Schweizer
Klimabewegung im
internationalenVergleich
einzuordnen?
Die Bewegung ist offensichtlich
gut aufgestellt. Eine so akribisch
koordinierte Aktion wie jene in
Bern wäre sonst nicht möglich.
Dass die Bewegung in der
Schweiz trotz Corona bereitswie-
der aktiv ist, ist kaum ein Zufall.

Die hiesige Klimabewegung hat
keine Galionsfiguren.Wieso?
Es gibt sicher ein paar Figuren in
der Bewegung, die intern be-
kannt, aber öffentlich nicht gut
sichtbar sind. Es ist aber gerade
ein Ziel dieser Bewegung, sich
horizontale Strukturen zu geben
und nicht auf offizielle Leader zu
setzen.

Was hat die Bewegung – ausser
Aufmerksamkeit – bisher
erreicht?
Sicher hat sie sehrviele vor allem
junge Leutemobilisiert und poli-
tisiert, was längerfristig eine
grosseWirkung haben kann. Sie
haben wohl auch die Debatte
schon weitergebracht. Man
spricht heute viel selbstverständ-
licher über gewisse Themen, die
noch vor zwei Jahren als quasi

weltfremd oder zumindest als
sehr idealistisch gegolten hätten.
Was als denkbare und sagbare
Massnahme gilt, ist heute schon
nicht mehr das Gleiche – man
denke zum Beispiel an Verbote
für Inlandflüge.

DerKlimawandel lässt sich
nicht von heute aufmorgen
stoppen.Wie langewird es
solche Proteste geben?
Protestdynamiken verlaufen oft
in Wellen oder Zyklen, sie dau-
ern meistens mehr als ein paar
Jahre. Es kann so zu Desillusio-
nierung kommen. Auch weil die
Mobilisierten von heute älter
werden und sich vielleicht ande-
ren Dingen zuwenden, weil sie
weniger Zeit haben. Es ist aber
wahrscheinlich, dass sich die Kli-
madiskussion intensiviert, da die
offiziell angestrebten Ziele wei-
terhin nicht erreichtwerden und
sich die Umweltkatastrophen, so
wie es aussieht, häufen.

«Lehrlinge gibt es in der Klimabewegung kaum»
Ziviler Ungehorsam Was hat die Aktion der Schweizer Klimajugend auf dem Bundesplatz gebracht ausser Aufmerksamkeit?
Und wer macht da eigentlich mit? Antworten gibt Protestforscher Philip Balsiger.

«Protestdynamiken
verlaufen oft in
Wellen oder Zyklen,
sie dauernmeistens
mehr als ein paar
Jahre.»

«Akribisch koordinierte Aktion»: Klimaaktivisten auf dem Bundesplatz in Bern. Foto: Adrian Moser

Philip Balsiger
ist Soziologie-Professor
an der Uni Neuenburg.
Eines seiner Fach
gebiete sind soziale
Bewegungen.
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Klimaaktivisten bei ihrer Demo auf dem Bundesplatz. Bild: Peter Klaunzer/Keystone (Bern, 22.09.2020)

FranziskaMeinherz
Klimaaktivistin

RegionalgruppeKantonWaadt

«Wirdistanzieren
unsklar vonden
Klimaleugnernder
SVPundden
Nimmersattenvon
Economiesuisse.»

CO2-Gesetz:DieunheiligeAllianz istda
Regionalgruppen des Klimastreiks ergreifen das Referendum. ElfWirtschaftsverbände, die SVP undwohl derGewerbeverband tun es auch.

Othmar vonMatt

Die Wut der Klimastreikenden

ist immens. Das zeigte sich an

einer Medienkonferenz von re-

gionalen Vertretern der Bewe-

gung zum CO2-Gesetz. «Unser

Parlament inklusivegrünerWel-

lehatunsverraten», sagteFran-

ziskaMeinherz. Sie gehört dem

nationalen Klimastreik an und

ist auchMitglied derWaadtlän-

der Regionalgruppe. «Statt uns

zuzuhören, hat uns das Parla-

ment vomBundesplatz entfernt.

Wir vertrauen ihmnichtmehr.»

Die Bewegung müsse mehr

mobilisieren denn je, sagte

Meinherz. Das tut sie mit dem

ReferendumgegendasCO2-Ge-

setz.NichtdernationaleKlima-

streik ergreift es. Sondern ver-

schiedene Regionalgruppen:

Genf, Waadt, Neuenburg, Wal-

lis, Jura und Berner Jura. Auch

die Regionalgruppe Zürich er-

wägt den Schritt.

Dass sich der nationale Kli-

mastreik zurückhält, hatmitden

föderalenStrukturenzu tun.«Es

ist uns wichtig, dass wir eine

Formulierunghaben, inder sich

allefinden», sagtMeinherz.Die

Sensibilitäten liegen in der Ro-

mandie offenbar anders als in

der Deutschschweiz. Fast alle

Westschweizer Regionalgrup-

pen wollen das Referendum –

anders als in der Deutsch-

schweiz. Weitere Organisatio-

nen haben bereits zugesagt, die

Gruppen zu unterstützen.

TeiledesKlimastreiks
brechenmitderPolitik
AnderMedienkonferenz liessen

dieVertreterderRegionenGenf,

Waadt undZürich keinenZwei-

fel offen, dass grosse Teile des

Klimastreiks mit der offiziellen

Politikbrechen.MitdemGesetz

wolle die Schweiz vermitteln,

dass sie eine gute Klimapolitik

habe, sagte Meinherz. «Das ist

aber nicht wahr. Die Massnah-

men sorgen mehr für das Wirt-

schaftswachstum der Schweiz

als für das Klima.»

Es sei Zeit fürmutige, syste-

mischeundsozialeVeränderun-

gen wie kostenlose öffentliche

Verkehrsmittel oderökologische

Übergangseinnahmen, sagen

dieVertreterderBewegung.Der

Klimastreik wolle eine globale

Erneuerungderpolitischenund

wirtschaftlichen Systeme.

Mit dem Referendum aus

den Kreisen des Klimastreiks

kommt es zu einer unheiligen

Allianz mit der SVP und Teilen

der Wirtschaft. Diese ergreifen

ebenfalls das Referendum, wie

Recherchen zeigen. Am Diens-

tag wird das CO2-Gesetz im

Bundesblatt publiziert – undam

Freitag treten diverse Wirt-

schaftsverbände an die Öffent-

lichkeitmit ihrenReferendums-

plänen. Sie haben unter dem

Namen vernuenftig-bleiben.ch
bereits eineeigeneWebsite auf-

geschaltet.

Klima und Umwelt seien

dannambestengeschützt,wenn

jeder eigenverantwortlichhand-

le und die Erkenntnisse von

Wissenschaft und Forschung

praxisnah umgesetzt würden,

heisst es dort. «Innovation und

wirtschaftliche Dynamik sind

zentrale, erfolgversprechende

Faktoren im Hinblick auf eine

Reduktion der CO2-Emissio-

nen – nicht staatliche Vorschrif-

ten und Steuern.» Ein wirksa-

mer Umwelt- und Naturschutz

sei nur in einem marktwirt-

schaftlichen System möglich.

DerSlogan«Systemchange,not

climate change»derKlimaakti-

visten spreche Bände: «Ihnen

geht es umeinen radikalen Sys-

temwechsel. Der Kapitalismus

soll abgeschafft werden.»

DerDomainnamederWeb-

site gehört dem Kommunika-

tionsbüro Rutz und Partner

GmbH von SVP-Nationalrat

Gregor Rutz. «Es ist eine ganze

Reihe von Wirtschaftsverbän-

den, die das Referendum er-

greift», sagt RolandBilang,Ge-

schäftsführer von Avenergy

Suisse. «Das ist beeindru-

ckend.»EssindelfVerbändeaus

den Bereichen Energie, Mobili-

tät, Strasse undGebäude.

Damit ist auch die SVP an

Bord. «Der Parteileitungsaus-

schusshatbeschlossen,dassdie

SVP das Referendum aktiv

unterstützt, sobaldWirtschafts-

verbände es ankündigen», sagt

SVP-Nationalrat Christian

Imark. Mit von der Partie ist

aber möglicherweise auch der

Gewerbeverband. «Das CO2-

Gesetz ist an der Schweizeri-

schen Gewerbekammer vom

27. Oktober traktandiert», sagt

Direktor Hans-Ulrich Bigler.

Dort werde die Gewerbekam-

mer beschliessen, ob man das

Referendumergreifeodernicht.

Bigler: «Es steht 50:50.»

Der Klimastreikmöchte auf

keinen Fall in einen Topf mit

SVP und Wirtschaft geworfen

werden. «Wir distanzieren uns

klar vondenKlimaleugnernder

SVPunddenNimmersattenvon

Economiesuisse», sagte Mein-

herz. Ziel sei es, die 50000

Unterschriften selber zusam-

menzubringen.

Für den Klimastreik gibt es

aber einenSchönheitsfehler:Er-

greifenmehrereGruppierungen

das Referendum gegen das

CO2-Gesetz,werdendieUnter-

schriften zusammengezählt.
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Jan Amsler

Mittwoch, 15 Uhr, Marktplatz:
Ein Dutzend Tänzerinnen und
Tänzerbewegt sich, begleitet von
Trommel und Akkordeon, in
übergrossen Schritten nach
vorn. Sie drehen sich zur Seite in
die Hocke. Wieder aufgerichtet,
tänzeln sie in kleinen Schritt-
chen zurück.

Diese Showeinlage umrahmt
einen sonst eher trockenen Vor-
gang: Das Komitee der Klimage-
rechtigkeitsinitiative Basel 2030
reicht seine gesammelten Unter-
schriften ein. In den vergange-
nen vier Monaten konnte es
3700Menschen aus demKanton
davon überzeugen, für das An-
liegen einzustehen. Das ist res-
pektabel, wenn man bedenkt,
dass die Corona-Pandemie nicht
nur zu Zurückhaltung im zwi-
schenmenschlichen Austausch
führte, sondern auch von der
Klimathematik ablenkte.

Erstaunlich ist das Sammel-
ergebnis auch,weil die Initiative
Radikales fordert. So soll in der
Verfassung festgeschrieben
werden, dass Parlament und
Regierung dafür sorgen, den
Treibhausgasausstoss in Basel-
Stadt auf netto null zu senken
– und das bis 2030. Weiter soll
derKanton nach seinenMöglich-
keiten dazu beitragen, dass die
globale Erwärmung 1,5 Grad
nicht übersteigt.

Zuschauer weichen zurück
Im zweiten Teil der Aufführung
auf dem Marktplatz vernetzen
sich die einzelnen Tänzer mit
einem Seil. Kinder singen «Lau-
fed e bitzli, Biireschnitzli»,wäh-
rend sich das Netzwerk auf den
Weg ins Rathaus macht, wo die
Initiative überreicht wird.

Die Botschaft ist klar: Ge-
meinsam für die Kinder, dieWelt
vonmorgen. «BeimTanz ging es
auch darum, Hindernisse zu
überwinden, der Realität ins
Auge zu blicken und inAktion zu
treten», fasst David Metzger zu-
sammen, der Fragen zur Aktion
beantwortet. Ob es so gewollt
war, dass das Publikum von den
Tänzern mit ihren grossen
Schritten auch zurückgedrängt

wurde? Jedenfalls sind die Zu-
schauer in den vorderen Reihen
gewichen, und manch einer
dürfte sich angegriffen gefühlt
haben.Das gilt auch für jene, die
sich imMoment nicht vorstellen
können, wie das Ziel denn er-
reicht werden soll, ohne dass
man die eigenen Bedürfnisse
massiv zurückschrauben muss.

Die Initiative selber gibt kei-
ne konkreten Massnahmen,
sondern nur Leitprinzipien vor.
In den Augen von Sarah Wyss,
SP-Grossrätin und Mitglied des
Initiativkomitees, liegt der Ball
jetzt bei der Politik: «Nun sind
Parlament und Regierung am
Zug für Vorschläge.» Eine erste
Reaktion müsse in spätestens
sechs Monaten erfolgen. Sollte

ein Gegenvorschlag unterbreitet
werden,wolle das Komitee über-
prüfen, ob sein Ziel damit er-
reicht werden könne.

Wie man mit der Initiative
dann weiter verfahren will, ob
sie etwa zur Volksabstimmung
gelangt oder zurückgezogen
wird, sei bewusst offengelassen,
sagt Wyss.

«Müssen in Basel beginnen»
Sie sehe zwar die Problematik,
dass die Umsetzung noch unklar
ist. Doch als utopischwill sie die
Zielsetzung nicht bezeichnen:
«Wirmüssen dort anfangen,wo
wir können, und in Basel begin-
nen.Wirwaren der erste Kanton,
der den Klimanotstand ausgeru-
fen hat – Basel ist prädestiniert

für die Pionierrolle.» Ideen lä-
gen vor, nun müsse die Politik
«das Bouquet an Vorschlägen»
zusammenstellen. Sie selber
setzt auf den technologischen
Fortschritt und dessen Einfluss
etwa auf Mobilität, Energie
gewinnung, Recycling und Ge-
bäudebewirtschaftung.

Die andereMöglichkeit, näm-
lich dass die Politik die Initiati-
ve einfach zur Ablehnung emp-
fiehlt und es auf einenVolksent-
scheid ankommen lässt, scheint
für sie keine Option zu sein.Wie
es weitergeht, hängt wesentlich
von denMehrheitsverhältnissen
in Regierung und Parlament ab
– deren Vertreter am 25. Okto-
ber bekanntlich neu gewählt
werden.

3700 Basler und Baslerinnenwollen
einen emissionsfreien Kanton
Initiative eingereicht Mehr Unterschriften als nötig sind für die Klimagerechtigkeit zusammengekommen.
«Basel ist prädestiniert für die Pionierrolle», sagt SP-Grossrätin SarahWyss. Doch wie stellt sie sich das vor?

Am Ende sind alle vernetzt: Ein Tanz umrahmt die Einreichung der Klimagerechtigkeitsinitiative beim Rathaus in Basel-Stadt. Foto: Kostas Maros

«Nun sind
Parlament und
Regierung amZug
für Vorschläge.»

SarahWyss
SP-Grossrätin und Mitglied
des Initiativkomitees
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Video- und Audiobeiträge 
 
 

 Gespräch mit Helena Gärtner und Kasimir Krneta zum Klimastreik 
 (Telebasel-Talk, 05.02.2019, 9:42 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/b99be88b-ee02-4948-b482-

bd9d64dfcb6b/media=dfcdf8e1-b3b3-466e-b14b-f168f4135c48  
 

 ‹Auf dem Weg zum dritten Klimastreik› 
 (Telebasel-Report, 27.02.2019, 13:49 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/b99be88b-ee02-4948-b482-

bd9d64dfcb6b/media=ac6b85e4-46e6-4b45-bedd-1d54b2ab6b76  
 

 ‹Klimajugend trägt Secondhand› 
 (Telebasel-Report, 11.12.2019, 13:07 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/b99be88b-ee02-4948-b482-

bd9d64dfcb6b/media=02c2078f-1c76-42ee-9ea6-b208f09220e0   
 

  ‹Klimademo fordert Politik zum Handeln auf› 
 (Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 16.02.2020, 4:49 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/b99be88b-ee02-4948-b482-

bd9d64dfcb6b/media=5aae8c5b-3c81-4972-8971-f2cb6013340d  
 

 ‹Die Klimastreiks sind zurück› 
 (Telebasel-News, 04.09.2020, 2:00 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/b99be88b-ee02-4948-b482-

bd9d64dfcb6b/media=fb9723a3-ef3f-4458-8d25-c557a864f19d  
 

  ‹Klimastreik als Zeichen einer politisierenden Jugend?› 
 (Radio SRF1, Tagesgespräch, 23.09.2020, 27:09 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/b99be88b-ee02-4948-b482-

bd9d64dfcb6b/media=a2bb21cb-b1b1-4406-ac5b-92a1bbd9a724    
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